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Bilanzierungsverfahren 
im Rahmen der Eingriffsregelung
M ethodenstand und Erfahrungen
bei der Anwendung am  Beispiel von Straßenbauvorhaben

Von Norbert Hellmann

1. Einleitung
Das Thema macht deutlich, daß eine Themenein­
grenzung erfolgen muß. In den Bundesländern 
gibt es eine Vielzahl unterschiedlicher, quantifizie­
render Bewertungsverfahren zur Handhabung der 
Eingriffsregelung, aus denen sich allerdings keine 
allgemein gültigen Erfahrungen und Handlungsan­
weisungen ableiten lassen. Weiterhin sind sie auch 
nicht undifferenziert auf jeden Eingriff anzuwen­
den, sondern sind »eingriffstypenspezifisch« konzi­
piert.
Mein Vortrag befaßt sich schwerpunktmäßig mit 
den methodischen Aspekten der Verfahrensansät­
ze, die z.Zt. in Nordrhein-Westfalen, speziell im 
Bereich des Landschaftsverbandes Rheinland bei 
der Eingriffsregelung zugrunde gelegt werden. Im 
Zusammenhang mit der »ökologischen Bilanzie­
rung« von Eingriff und Ausgleich sind aber auch 
Probleme der landschaftsökologischen Analyse 
und Bewertung des Naturhaushaltes angespro­
chen, die nicht losgelöst von der »ökologischen Bi­
lanzierung« zu betrachten sind.
In Verbindung mit der Handhabung der Eingriffs­
regelung kommt der Frage nach der »ökologischen 
Bilanzierung«, d.h. der Gegenüberstellung von 
Eingriff und Ausgleich im Rahmen eines land­
schaftspflegerischen Fachplanes zu einem ein­
griffsrelevanten Vorhaben immer größere Bedeu­
tung zu. Die Notwendigkeit »ökologischer Bilan­
zierung« wird abgeleitet aus dem sogenannten 
»Ausgleichsgebot« (z.B. §4, Landschaftsgesetz 
NW), das im Eigeninteresse jeder Eingriffsverwal- 
tung liegen muß, um ggf. fehlerhaftes Ermessen im 
Genehmigungsverfahren auszuschließen (z.B. in 
der Planfeststellung bei Prüfung durch die 
Fachaufsicht).

2. «Ökologische Bilanzierungsverfahren«
2.1 Zielbestimmung
Ziel der ökologischen Bilanzierung ist,
-  den Wirkungsraum, die Erheblichkeit und 

Nachhaltigkeit sowie die von Eingriffen betrof­
fenen Naturraumfunktionen darzustellen;

-  die erforderlichen Ausgleichs-, Ersatz- und Ge­
staltungsmaßnahmen mit ihrem »ökologischen 
Funktionswert« zu quantifizieren;

-  die Eingriffe den Ausgleichs-, Ersatz- und Ge­
staltungsmaßnahmen gegenüberzustellen;

-  abschließend eine ökologisch begründete Ein­
schätzung abzugeben, ob und welche erhebli­
chen und nachhaltigen Beeinträchtigungen des 
Naturhaushaltes nach Beendigung der Eingriffe 
verbleiben werden.

Voraussetzung hierfür ist der Vergleich der ökolo­
gischen Ist-Situation von Natur und Landschaft mit 
dem prognostizierten Landschaftszustand nach 
Beendigung des Eingriffs. Quantifizierende Be­
wertungsverfahren dienen somit dem Ziel, auf der 
Grundlage von Biotoptypenbewertungen in Ver­
bindung mit der Eingriffsermittlung (nach Art, 
Umfang und Intensität), einen rechnerisch nach­
prüfbaren Ausgleichsflächenbedarf zu ermitteln.
Unabhängig von der Frage, ob und wie »ökologi­
sche Qualitäten« zu quantifizieren sind, müssen 
derartige Bewertungsansätze kritisch hinterfragt 
werden, da sie eine »Schein-Substituierbarkeit« 
vorspiegeln. Der rechnerisch erzielbare/zahlen­
mäßige Ausgleich eines Eingriffs (Ausgleichswert 
höher als Eingriffswert) kann unter Umständen 
zur Vernachlässigung ökologischer Gesichtspunk­
te (Nichtausgleichbarkeit aufgrund Entwicklungs­
dauer, Standortgebundenheit etc.) bei der Ein­
griffsbeurteilung führen.
Für die Eingriffsverwaltungen, Fachaufsichts- und 
Genehmigungsbehörden stellen die quantifizie­
renden Bewertungsverfahren gut nachvollziehba­
re Ansätze dar, Eingriffsumfang und rechnerisch 
ermittelbaren Ausgleichsumfang zu überprüfen. 
Hierdurch wird der Tendenz zur Vereinheitli­
chung der Verfahren und damit der Gefahr Vor­
schub geleistet, qualitative Kriterien bei der ökolo­
gischen Beurteilung von Eingriff und Ausgleich zu 
vernachlässigen.
Quantifizierende Bewertungsverfahren werden 
im Rahmen der Eingriffsregelung zunehmend seit 
1984 in Nordrhein-Westfalen angewendet. Vorrei­
ter dieser Entwicklung sind die Straßenbauverwal­
tungen, die z.T. mit Verfügungen die Anwendung 
derartiger, quantifizierender Verfahren in den 
Bauämtern festschreiben, bzw. als Arbeitshilfe zur 
Überprüfung von Eingriffs- und Ausgleichsumfang 
zugrunde legen.



2.2 Quantifizierende Bewertungsverfahren 
Die im Bereich des Landschaftsverbandes Rhein­
land aktuellen Bewertungsverfahren im Rahmen 
der Eingriffsregelung, werden kurz erläutert, die 
methodischen Vor- und Nachteile aufgezeigt und 
ihre Anwendbarkeit in der Planungspraxis einge­
schätzt.
2.2.1 Die Methode SEIBERT 
Der Landschaftsverband Rheinland führte 1987 
für seinen Zuständigkeitsbereich ein sich auf den 
Bewertungsansatz von SEIBERT (1980) stützendes 
rechnerisches Verfahren zur Ermittlung von Ein­
griffs- und Ausgleichsumfang ein (SEIBERT, P., 
1980: Ökologische Bewertung von homogenen 
Landschaftsteilen, Ökosystemen und Pflanzenge­
sellschaften).
Bei dieser Methode stehen die vegetationskundli- 
chen Aspekte der Bewertung von Biotopfunktio­
nen eindeutig im Vordergrund. Die Bewertung 
des Landschaftsbildes und weiterer Leistungen des 
Naturhaushaltes (Regulations- und Regenerations­
funktionen von Boden, Wasser und Luft, Wasser- 
dargebot u.a.m.) bleiben unberücksichtigt.
Aufbauend auf eine für den süddeutschen Raum 
erstellte repräsentative Biotopenliste wird der 
ökologische Wert der vom Eingriff betroffenen 
Biotoptypen (ÖWE) anhand von Wertkriterien in 
einer fünfstufigen Punktskala ermittelt. Diese Bio­
toptypenbewertung ist Grundlage für die Ermitt­
lung von Eingriffs- und Ausgleichswert (EW, AW) 
der betroffenen Biotoptypen sowie der neu zu ent­
wickelnden Biotopflächen.
Die nachfolgende Eingriffs- und Ausgleichsbewer­
tung vom Landschaftsverband, in Anlehnung an 
SEIBERT weiterentwickelt, bezieht sich aus­
schließlich auf die Biotopfunktionen der kartier­
ten Biotopflächen. Der Verfahrensablauf wird in 
den Anlagen 1 - 4 erläutert.
Nach Ermittlung der Eingriffswerte unter Berück­
sichtigung der unterschiedlichen Beeinträchti­
gungsintensität und der betroffenen Flächengröße 
(siehe Anlage 3) wird der Ausgleichswert für alle 
neu zu entwickelnden Biotoptypen ermittelt. Ab­
schließend erfolgt die vergleichende Bilanzierung 
der Gesamt-Eingriffs- und Ausgleichs werte, an­
hand derer ein Defizit, Ausgleich oder »Über­
schuß« festgestellt wird.

Methodische Vor- und Nachteile
Die Bewertungsmethode deckt nur fachliche Teil­
aspekte der Beurteilung von Arten- und Biotop­
schutzfunktionen ab. Das Verfahren schließt die 
ökologische Bewertung der übrigen Funktionen 
des Naturhaushaltes aus. Die SEIBERT-Methode 
stellt ein rein vegetationskundlich ausgerichtetes 
Bewertungsverfahren dar, somit sind Eingriffe in

andere Funktionen des Naturhaushaltes aufgrund 
fehlender ökologischer Bewertungsgrundlagen 
nicht zu erfassen.
Neben diesen grundsätzlichen methodischen Defi­
ziten treten in der praktischen Anwendung weite­
re Probleme auf, die auf das Bewertungsergebnis 
erheblichen Einfluß haben:
a) »Direkte« oder »indirekte« Bewertung

Das Verfahren ermöglicht die Übernahme der 
ökologischen Wertzahlen für Biotoptypen, die 
SEIBERT im süddeutschen Raum bewertet hat, 
d.h. bei Anwendung ist unter Umständen von 
fehlender Gebietsbezogenheit der ökologi­
schen Kriterien auszugehen (indirekte Bewer­
tung). Die direkte Bewertung setzt voraus, daß 
die Biotoptypen anhand ihrer Ausprägungs­
merkmale kartiert werden (hoher Kartierauf­
wand).

b) Problem der »ökologisch-funktionalen« Aus­
gleichsermittlung
Der Bewertungsgang läßt zu, daß rein rechne­
risch jeder Eingriff in die Arten- und Biotop­
schutzfunktion durch eine Biotopentwick­
lungsmaßnahme kompensiert werden kann. Ei­
ne funktionale Ausgleichsbestimmung in Ab­
hängigkeit vom Eingriffstyp ist nicht bindend 
vorgeschrieben. Das Verfahren ersetzt somit 
nicht die verbal-argumentative Begründung 
der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz.

Zusammenfassung
a) Vorteile der Methode SEIBERT:
-  gute Nachvollziehbarkeit der Berechnungs­

gänge
-  gute Überprüfbarkeit der Ergebnisse (Eingriff/ 

Ausgleich)
-  leichte Anwendbarkeit für ungeschulte Bear­

beiter
b) Nachteile der Methode
-  scheinbare Substituierbarkeit des Eingriffs
-  naturraumunabhängige Biotoptypenbewertung
-  Nichtberücksichtigung lokaler / regionaler Ab­

weichungen der Biotoptypenausprägungen bei 
»indirekter« Bewertung

-  keine biotoptypenspezifische Festlegung von 
Abschlagsfaktoren für Beeinträchtigungsgrad 
(BG) und Entwicklungsdauer (ÖWN). Folge: Da 
Bemessung des Ausgleichsumfanges hiervon 
direkt abhängig, besteht erhebliche Einfluß­
möglichkeit über die Festlegung dieser Ab­
schlagsfaktoren.

Die Methode SEIBERT wird noch angewendet. Es 
gibt allerdings ganz aktuelle Bestrebungen, diesen 
rechnerischen Bewertungsansatz aufzugeben, da 
er seitens des BMVs (Bundesminister für Verkehr) 
zukünftig nicht mehr akzeptiert wird. Diese Ten­
denz gilt allerdings auch für alle anderen rechneri­
schen Verfahrensansätze.



2.2.2 Die Methode SPORBECK (1990)
Der Bewertungsansatz von SEIBERT wurde durch 
ein Gutachten des Büros Sporbeck modifiziert. 
(Methode zur ökologischen Bewertung von Bio­
toptypen, 1990).
Die Erarbeitung des Gutachtens wurde von einer 
Lenkungsgruppe, bestehend aus Mitgliedern des 
MSWV, MURL, der Höheren Landschaftsbehörde, 
der LÖLF, des Landschaftsverbandes Westfalen- 
Lippe und des Landschaftsverbandes Rheinland 
(Zentralverwaltung und Straßenbauämter) fach­
lich begleitet.
Auch dieser Bewertungsansatz bezieht sich nur auf 
die Lebensraumfunktionen der Landschaft, wobei 
die Bewertung der Schutzwürdigkeit im Vorder­
grund steht. Zur Bewertung werden sieben Krite­
rien herangezogen, die in ihrer Gesamtheit die Ein­
stufung der Biotoptypen bezüglich ihrer Bedeu­
tung aus Sicht des Naturschutzes möglich machen 
(siehe Anlage 5).
Das Verfahren beruht auf einem Punktbewer­
tungssystem, bei dem die Wertzahlen der Einzel­
kriterien (siehe Anlage 6) additiv verknüpft wer­
den.
Auffallend ist der starke vegetationskundliche Be­
zug, da die Bewertungskriterien vornehmlich 
nach vegetationskundlichen Maßstäben erstellt 
wurden. Dies muß nicht unbedingt als Mangel an­
gesehen werden, wenn man weiß, daß die zoologi­
sche Artenzusammensetzung erheblich von den 
Vegetationsstrukturen eines Biotops abhängig ist.
Das Bewertungsverfahren unterscheidet sich von 
der SEIBERT-Methode dadurch, daß erstmals, be­
zogen auf die Landesfläche Nordrhein-Westfalen, 
naturraumbezogene Biotoptypenlisten vorgelegt 
werden und damit der regionale Bezug bei der Be­
wertung berücksichtigt werden kann (z.B. bei der 
Ermittlung des Gefährdungsgrades, der Häufig­
keit.) Hierdurch können Fehleinschätzungen der 
ökologischen Wertigkeit minimiert werden.
Über die Bewertung der eigentlichen Biotoptypen 
hinausgehend, können hinsichtlich der zoologi­
schen Bedeutung von Landschaftsräumen mehre­
re funktional zusammenhängende Biotoptypen als 
Funktionsraum bestimmter Tierarten erfaßt und 
beurteilt werden (nach dem Charakter-Arten- 
Prinzip). In diesem Verfahren dient die rechneri­
sche Bewertung von Eingriff und Ausgleich nur 
der Nachkontrolle, während beim SEIBERT / Land- 
schaftsverband-Verfahren der Berechnungsgang 
der zentrale Bestandteil der Ausgleichsermittlung 
ist. Dagegen steht bei SPORBECK die ökologisch- 
funktional begründete Einschätzung der beein­
trächtigten Biotoptypen / Funktionsräume sowie 
der Ausgleichsmaßnahmen im Vordergrund.

a) Vorteile der Methode SPORBECK
-  differenzierte, naturraumabhängige Biotopty- 

penbewertung;
-  Einbeziehung zoologischer Aspekte durch Aus­

weisung und Bewertung von Funktionsräu­
men;

-  gute Nachvollziehbarkeit der Bewertungsgän­
ge;

-  Reduzierung des Kartieraufwandes;
-  Vorrang der funktionalen Ausgleichsbestim­

mung vor rechnerischer Ermittlung der Aus­
gleichsfläche.

b) Nachteile der Methode SPORBECK
-  Ermittlung und Beurteilung von Funktionsräu­

men aus faunistischer Sicht setzt die Erhebung 
und Beschaffung umfangreicher Grunddaten 
voraus. Diese sind i.d.R. in der geforderten 
Qualität (z.B. Aussagen zu Minimalarealen, Ver­
netzungsfunktionen) nicht vorhanden und 
können nur in längeren Beobachtungszeiträu­
men, die nicht den Planungszeiträumen ent­
sprechen, gewonnen werden.

-  2.T. noch unklare Abgrenzung der Bewer­
tungsindikatoren zwischen Arten- und Struk­
turvielfalt sowie der Vollkommenheit (Arten­
bestand/ Struktur-, Zonations- und Komplex- 
Ausbildung).

2.2.3 Die Methode VALENTIN/NOHL 
In 1988 wurde mit der Veröffentlichung des MURL 
»Bewertungsgrundlagen für Kompensationsmaß­
nahmen bei Eingriffen in die Landschaft« ein neuer 
Bewertungsansatz vorgestellt, der zwar gegenüber 
SEIBERT und SPORBECK vergleichbare Kriterien 
für die Bewertung der Biotopfunktionen beinhal­
tet, aber darüber hinaus die systematische Land­
schaftsbildbewertung nach einheitlichen Krite­
rien einführt. Die Ermittlung der Eingriffs- /Aüs- 
gleichsfläche erfolgt rechnerisch (siehe Anlage 9 
und 10).
Verfahrensablauf
Bewertung der betroffenen Biotope nach ökologi­
schen Gesichtspunkten vor dem Eingriff anhand 
verschiedener Kriterien (siehe Anlage 8a). Der 
Gesamtdurchschnitt gibt die ökologische Wertstu­
fe an.
Die Eingriffsermittlung erfolgt unter Berücksichti­
gung von Flächeninanspruchnahme, Wirkzonen 
mit abgestuften Beeinträchtigungsfaktoren. Das 
Ergebnis ist die erforderliche Flächenkompensa­
tion für betroffene Biotoptypen. Unter Berück­
sichtigung der unterschiedlichen Entwicklungs­
dauer der neu zu entwickelnden Biotoptypen 
wird dann die Gesamtflächenkompensation ermit­
telt. Beurteilungsmaßstab hierfür ist die ökologi­
sche Wertstufe 5, d.h. es erfolgt eine Beurteilung 
derjenigen Biotoptypen, die nach ca. 30 Jahren ei­
nen ökologischen Funktionswert von Stufe 5 erzie­
len (siehe Anlage 8b).



Eingriffsbewertung nach landschaftsästhetischen 
Gesichtspunkten
Dieser von NOHL erarbeitete Verfahrensansatz be­
ruht auf einem Schätzverfahren, wobei die Beur­
teilung der ästhetischen Einzelkriterien (Eigenart, 
Vielfalt usw.) in einer 10-Stufen-Skala erfolgt. 
Durch Festlegung von Sichtzonen und Erlebnis­
räumen wird das durch den Eingriff potentiell 
beeinträchtigte Gebiet ermittelt und anhand des 
tatsächlichen Auswirkungsbereiches (visuelle 
Wirksamkeit des Eingriffsobjektes) der Flächen­
umfang des aktuell beeinträchtigten Gebietes fest­
gelegt (siehe Anlage 10).
Nach Festlegung der ästhetischen Eigenwerte der 
einzelnen Erlebnisräume vor und nach dem Ein­
griff wird in Abhängigkeit vom Grad der Verletz­
lichkeit des Landschaftsbildes die Eingriffsintensi­
tät ermittelt. Über mehrere Bewertungsschritte 
(Schutz Würdigkeit der Erlebnisräume, land­
schaftsästhetische Empfindlichkeit, landschafts­
ästhetische Umwelterheblichkeit) wird abschlie­
ßend der Kompensationsumfang für die unmittel­
bare Umgebung des Eingriffsortes und für die 
beeinträchtigten Sichtzonen ermittelt (siehe Anla­
ge 10). Die Summen der Kompensationsflächen 
aus ökologischer und landschaftsästhetische Sicht 
werden gegenübergestellt. Die größere Flächen­
zahl ist maßgebend. Landschaftspflegerische Maß­
nahmen sind in jedem Fall im Umfang der geringe­
ren Kompensationsfläche durchzuführen.
Bei dieser Bewertungsmethode handelt es sich um 
einen sehr umfassenden, auch das Landschaftsbild 
einbeziehenden Ansatz, der in der praktischen An­
wendung insbesondere bei der Eingriffsbeurtei­
lung des Landschaftsbildes erhebliche Probleme 
mit sich bringt (Ermittlung der Sichtzonen, Festle­
gung des aktuell beeinträchtigten Eingriffsgebie­
tes).
a) Vorteile der Methode VALENTIN/NOHL
-  umfassende Beurteilung ökologischer und 

landschaftsästhetischer Aspekte.
b) Nachteile der Methode VALENTIN/NOHL
-  schwere Nachvollziehbarkeit der Bewertungs­

vorgänge (v.a. im landschaftsästhetischen 
Teil!);

-  zu viele Bewertungsschritte;
-  der ökologische Wert des für eine Kompensa­

tionsmaßnahme in Anspruch zu nehmenden 
Biotoptyps bleibt im Berechnungsverfahren 
unberücksichtigt;

-  es fehlt bei der Bewertung der Biotoptypen der 
naturräumliche, regionale Bezug (vgl. SPOR­
BECK!);

-  die flächenmäßige Umsetzung der Maßnahmen 
zur Kompensation der Eingriffe in das Land­
schaftsbild bleibt unklar (Gebietsabgrenzung).

3. Anwendungsprobleme/-erfahrungen
a) Biotoptypenbewertung

Hinsichtlich der Erfassung und Bewertung der 
Biotoptypen zeigt die Methode SPORBECK ge­
genüber den beiden anderen Verfahren Vortei­
le auf. Die naturraumbezogene Ableitung der 
Wertzahlen der Beurteilungskriterien ermög­
licht die sehr genaue Einstufung der Biotopty­
pen hinsichtlich ihrer Gefährdung und Selten­
heit. Für die Festlegung von Ausgleichsmaß­
nahmen und Beurteilung der Eingriffserheb­
lichkeit sowie Berücksichtigung des Vermei­
dungsgebotes ist dies von großer Bedeutung. 
Die mit dem Verfahren SPORBECK vorgelegte 
Biotoptypenliste orientiert sich an den Ergeb­
nissen der landesweiten Biotopkartierung der 
LÖLF. Somit ist die für einen eingriffsbezo­
genen Untersuchungsraum durchgeführte Bio­
toptypenbewertung in jedem Fall repräsenta­
tiv. Abweichungen von den ökologischen 
Wertziffern, bedingt durch lokale Besonderhei­
ten, sind zu begründen.
Eine auch noch so umfassende und detaillierte 
Biotoptypenliste, wie sie mit der Methode 
SPORBECK vorliegt, ist nicht durch umfangrei­
che Geländearbeit zu ersetzen. Es entwickelt 
sich zunehmend die Tendenz zur Übernahme 
der Bio toptypen werte. Da die ökologischen 
Wertziffern der Biotoptypen bei der Ermittlung 
der Eingriffs- und Ausgleichsflächen zugrunde 
gelegt werden und letztlich entscheidend sind 
für die Ermittlung der erforderlichen Aus­
gleichsfläche, muß diesem Teil der Grundla­
generhebung besondere Aufmerksamkeit zu­
teil werden. Unter diesem Aspekt liefert die Me­
thode SPORBECK die z.Zt. umfangreichsten 
und detailliertesten Grundlageninformationen.

b) Ermittlung der Eingriffsfläche / Eingriffsintensi­
tät
Alle Verfahrensansätze gehen vom Prinzip der 
Differenzierung nach Funktionsverlust und 
Funktionsbeeinträchtigung aus und setzen hier­
für Beeinträchtigungsfaktoren fest. Dieses Vor­
gehen entspricht der planerischen Arbeitswei­
se.
Erhebliche Probleme bereitet die Festlegung 
von abgestuften Beeinträchtigungsfaktoren für 
die Flächen, die nicht durch direkte Flächenin­
anspruchnahme, sondern durch stoffliche Im­
missionen betroffen sind. Die Beurteilung der 
Eingriffsintensität ist abhängig von der Emp­
findlichkeit des betroffenen Biotoptyps und 
seine Nähe zum Eingriffsort. Die Festlegung ab­
gestufter Beeinträchtigungsfaktoren erfolgt 
zahlenmäßig (z.B. Faktor 1 = Funktionsverlust, 
Faktor 0,3 = 50 %ige Schädigung), ist aber auf-



grimd z.T. noch fehlender wissenschaftlicher 
Erkenntnisse kaum abgesichert. Die Ermittlung 
des Faktors durch Auswertung vorhandener 
Fachliteratur ist häufig sehr zeitaufwendig und 
berücksichtigt nicht die eingriffsortsspezifi­
schen Gegebenheiten.
Da über den Beeinträchtigungsfaktor im Be­
wertungsverfahren die erforderliche Größe 
der Ausgleichsfläche wesentlich beeinflußt 
wird, muß die Beurteilung der Eingriffsintensi­
tät zukünftig stärker berücksichtigt werden.
Schließlich wird aus der Beurteilung der Ein­
griffsintensität die Aussage zur Erheblichkeit/ 
Nachhaltigkeit des Eingriffs und seiner Aus- 
gleichbarkeit abgeleitet. Die Frage der Vorbela­
stung von Biotoptypen, die von einem Eingriff 
betroffen sind, wird z.Zt. bei der Festlegung des 
Beeinträchtigungsfaktors und der Erheblich­
keitsbeurteilung so gut wie überhaupt nicht be­
rücksichtigt.

c) Ermittlung des erforderlichen Ausgleichsbe­
darfes
Alle Verfahren verleiten aufgrund ihrer rech­
nerischen Bewertungsansätze zur Vernachläs­
sigung der ökologisch-funktionalen Ausgleichs­
ermittlung, die nur verbal-argumentativ erfol­
gen kann (Problem der »scheinbaren« Substi­
tuierbarkeit).
Unter diesem Aspekt erscheint die Methode 
SPORBECK, mit Einschränkungen auch SEI- 
BERT, als rechnerisches Nachweisverfahren 
die einzig richtige Vorgehensweise, da der 
quantifizierende Ansatz nur zur Überprüfung 
des Verhältnisses zwischen Eingriff und Aus­
gleich dienen soll. Dagegen wird bei VALEN­
TIN/NOHL der erforderliche Kompensations­
umfang nur aus dem mathematischen Berech­
nungsverfahren, das zusätzlich schwer nach­
vollziehbar ist, abgeleitet. Auf die Nichtberück­
sichtigung der ökologischen Wertigkeit zu­
künftiger Ausgleichsflächen vor Durchführung 
der Biotopmaßnahme bei diesem Verfahren 
wurde bereits hingewiesen.
Der Quantifizierungsansatz führt zu Flächen­
größen für erforderliche Ausgleichsmaßnah­
men, die in der vorgesehenen Größe vor Ort 
häufig nicht zur Verfügung stehen und eigen­
tumsrechtlich nicht abgesichert werden kön­
nen.
Bedingt durch die verfahrensmäßig geforderte 
enge Bindung zwischen Eingriff und Aus­
gleichsziel wird der planerische Spielraum des 
Landschaftsarchitekten hinsichtlich der Kon­
zeption ökologisch sinnvoller Ausgleichsmaß­
nahmen eingeschränkt. Bei der Verfahrensan­
wendung treten wichtige ökologische Frage­
stellungen (wie z.B. ökologisch-funktional

gleichartiger und gleichwertiger Ausgleich des 
Eingriffs) hinter methodenspezifischen Aspek­
ten zurück.
Ein Vergleich der Bewertungsverfahren im 
Hinblick auf den Umfang des zusätzlichen Flä­
chenbedarfs für Ausgleichsmaßnahmen wurde 
bisher für die Methoden SEIBERT und VALEN­
TIN durchgeführt. Ohne Berücksichtigung des 
Flächenbedarfes aus landschaftsästhetischer 
Sicht kommen beide Bewertungen zu ungefähr 

* gleichen Flächenansätzen. Die Methode SPOR­
BECK wird zwar bereits in der Praxis angewen­
det, z.T. in modifizierter Form, Erfahrungen 
über die Höhe des Ausgleichsbedarfes liegen al­
lerdings aus vergleichenden Untersuchungen 
noch nicht vor.

4. Anforderungen an Bewertungsverfahren 
und die Anwendung der Eingriffsregelung

Die wesentlichen Kritikpunkte an quantifizieren­
den Bewertungsverfahren sind:
-  Vernachlässigung der landschaftsökologischen 

Komponente bei der Eingriffsbeurteilung und 
Ausgleichsbestimmung zugunsten der vegeta- 
tionskundlichen Bewertung der Biotopfunktio­
nen;

-  Gefahr der scheinbaren Substituierbarkeit je­
den Eingriffs, da ein rechnerischer Ausgleich in 
jedem Fall möglich ist;

-  z.T. sehr hoher Arbeitsaufwand (VALENTIN/ 
NOHL);

-  formale Verfahrenstransparenz wird zu Lasten 
der ökologisch-funktionalen und verbal-argu­
mentativen Betrachtung von Eingriff und Aus­
gleich zu weit getrieben.

Aus diesen allgemein bekannten Kritikpunkten 
sind folgende Anforderungen für die Durchfüh­
rung der Eingriffsregelung abzuleiten:
1. Die Anwendung quantifizierender Bewer­

tungsverfahren ist nicht verbindlich festzu­
schreiben. Dem Landschaftsarchitekten muß 
ein planerischer Freiraum für verbal-argumen­
tative Begründungen im Rahmen der Eingriffs­
regelung verbleiben.

2. Einsatz der Bewertungsansätze nur noch als 
rechnerisches Nachweisverfahren zur Beurtei­
lung des Verhältnisses zwischen Eingriff und 
Ausgleich. Hierdurch kann v.a. der Forderung 
der Rechnungsprüfungsämter entsprochen 
werden, die den Umfang und damit die Kosten 
der Ausgleichsmaßnahmen begründet sehen 
wollen. Bei der fachaufsichtlichen Prüfung von 
Eingriffsplanungen muß die verbal-argumenta­
tive Beurteilung von Eingriff und Ausgleich im 
Vordergrund stehen.

3. Der Prioritätengrundsatz der Eingriffsregelung 
(Vermeidung, Verminderung, Ausgleich, Er­
satz bei Vorrangigkeit des Eingriffs) ist auch bei



Anwendung quantifizierender Bewertungsver­
fahren zwingend einzuhalten, um die verfah­
rensbedingte scheinbare Substituierbarkeit je­
den Eingriffs zu vermeiden.

4. Die ökologisch-funktionale Ausgleichsbestim­
mung ist der Anwendung von quantifizieren­
den Bewertungsansätzen voranzustellen.

5. In begründeten Einzelfällen (aufgrund der Ein­
griffserheblichkeit / -nachhaltigkeit) sind für 
Eingriffe in den Naturhaushalt, die mit den hier 
vorgestellten Bewertungsverfahren nicht er­
faßt werden können (z.B. Wasserdargebot, Re­
gulation und Regeneration von Boden, Wasser 
und Luft) zusätzliche Maßnahmen zur Wieder­
herstellung der Leistungsfähigkeit zu konzipie­
ren. Dies erscheint zwingend notwendig, da 
mit den vorliegenden Bewertungsansätzen nur 
die Eingriffe in die Arten- und Biotopschutz- 
funktionen beurteilt werden können.

Aufgrund der vorliegenden Methodenvielfalt und 
der allgemeinen Umstrittenheit rechnerischer An­
sätze sind für den Geltungsbereich der Straßen­
bauverwaltung des Landschaftsverbandes Rhein­
land bis zur Einführung weitergehender Richtli­
nien folgende Grundsätze bei der Eingriffs- und 
Ausgleichsbewertung zu beachten:
1. Ausgleichsmaßnahmen müssen die gleichen 

Funktionen erfüllen wie die Flächen, die durch 
eine Straßenbaumaßnahme verloren gehen 
bzw. beeinträchtigt werden. Art, Umfang und 
zeitlicher Ablauf der Beeinträchtigungen wie 
auch der Ausgleichs- und/oder Ersatzmaßnah­
men sind in der Landschaftspflegerischen Be­
gleitplanung einzeln zu erfassen, zu bewerten 
und gegenüberzustellen.

2. Verbale Eingriffs- / Ausgleichsbewertungen 
sind rechnerischen Ansätzen vorzuziehen. Aus 
landschaftspflegerischer Sicht kann auf rechne­
rische Ansätze völlig verzichtet werden. Ledig­
lich für eine mögliche spätere Überprüfung 
(z.B. Landesrechnungshof) kann eine rechneri­
sche Nachkontrolle der verbal aufgeführten Be­
wertung erforderlich werden.

3. Die Bewertungen sind nach einheitlichen Kri­
terien vorzunehmen. Hierbei können die vor­
liegenden methodischen Ansätze nach SEIBERT 
und SPORBECK bzw. nach dem MURL-Gutach- 
ten als Arbeitshilfen herangezogen werden. Da­
bei sollten innerhalb der jeweiligen Einzelpla­
nungen die Bewertungsansätze ständig weiter­
entwickelt werden.

4. Die zu erwartende Beeinträchtigung der Lei­
stungsfähigkeit des Naturhaushaltes ist zweck­
mäßigerweise auf der Grundlage einer flächen­
deckenden Erfassung der im Planungsgebiet 
vorhandenen Biotoptypen zu ermitteln. Die 
Biotoptypenerfassung dient damit der Ermitt­
lung der funktionalen Beeinträchtigungen von 
Boden, Wasser, Luft / Klima sowie der Pflanzen- 
und Tierwelt.

5. Die Biotoptypenkartierung schließt die Erfas­
sung charakteristischer Tiergruppen mit ein. 
Soweit bestimmte Tiergruppen mehreren Bio- 
toptypen zuzuordnen sind, ist für die Eingriffs­
bewertung eine Zusammenfassung dieser Bio- 
toptypen zu einem Funktionsraum vorzuneh­
men.

Dipl.-Ing. N. Hellmann
c/o Planungsbüro Schumacher
5276 Wiehl

Anhang:

Anlage 1:

ÖWE Ökologischer Wert
a) qualitative Wertkriterien 

M Maturität (Reifegrad)
N Natürlichkeit
D Diversität

(Artenreichtum, Strukturvielfalt)
b) quantitative Wertkriterien 

G Gefährdungsgrad
P Präsenz (Entfernung zu gleichartigen 

Biotoptypen / -komplexen)
Additive Verknüpfung:
Ö WE = M + N + D + G + P

Ökologische Wertermittlung für Biotopty­
pen nach SEIBERT

Anlage 2:

Biotop/-Struktur 

Nummer

Maturität

M

Natür­
lichkeit

N
sität

D G

Präsenz

P

öwE

Bla. Fettweide 3 2 2 1 1 9,0

Blb Fettwiese 3 2 2 1 1 9,0

B2 Obstbaumweide 3 3 3 3 2 14,0

B3 Gras-/Krautflur 3 3 2 1 1 10, p

B4 Rasen 1 I 2 1 1 e/q

B5 Gras-/Krautflur 3 3 3 1 2 12,0

B6 Graben 3 '3 2 2 3 13,0

B7 Gebäude-/ 
Hofflächen

' ~ — 1 — ; — i —

t

B8 Baumgruppe 3 2 2 4 4 15,0

B9.1 Hecken, Gehölz­ 3 2 2 2 1 10,0
streifen

B9.2 Hecken (Nadelholz) 2 1 1 1 1 6,0

B9.3 Schnitthecken 3 2 2 1 1 9,0
(Laubholr)

BIO Einzelbäume 3 2 2 3 2 12,0

Bll Obstbäume 3 1 2 3 2 11,0

Ökologischer Wert (ÖWE) der Biotoptypen 
(nach SEIBERT 1980 und SPORBECK 1988).



Anlage 3:

Der Eingriff wird nach Art, Umfang und zeitli­
chem Ablauf ermittelt. Es ist zu unterscheiden 
zwischen Funktionsverlust (BFV, andauernder 
nachhaltiger Eingriff) und Funktionsbeein­
trächtigung (BFB), deren Ausmaß von der 
Beeinträchtigungsintensität und der jeweiligen 
Empfindlichkeit des Biotoptyps abhängt. Beein­
trächtigungsintensität und Empfindlichkeit 
werden verknüpft zum Beeinträchtigungsgrad 
(BG). Der BG-Wert ist zu quantifizieren, als Be­
wertungsrahmen wird festgelegt:
Bewertungsrahmen für den Beeinträchtigungs 
grad / Funktionsverlust

i r | Beeinträchtigungs- 

j intensität

Empfindlichkeit der 

Biotopfunktion

| Beeinträchtigungsgrad |
1 1 

_J______________________________ I1 r
hoch

| Versiegelung und Flächeninan- |

| spruchnahme ökologisch hoch- 

| wertiger Flächen,

| Entwicklungsdauer über 30 Jahre |
1____

hoch
1

| 1.0 (Verlust = BFV) | 

1

1 1

1 1
1___________________________I1

mittel

1 Versiegelung und Inanspruch- 

| nähme von Biotopen mit mittle- | | rer Bedeutung und Entwicklungs- | 
| dauer bis ca. 30 Jahre

mittel
1
1 0.8 | 
1 1 

1 1 

1 1 

1 1

1-------------------------h
gering| (vorübergehende Inanspruchnahme |

| von Biotopen geringer Bedeutung,|
| hohem Regenerationsvermögen und |
1 Entwicklungsdauer bis ca.

| 30 Jahre)

mi t t e 1/gering
1 1 
1 0.5 1 

1 1 

1 1

' 1

1 1 
I I1 t

unerheblich| (vorübergehende Inanspruch- | | nähme von Biotopen (bis ca. 10 | 
| Jahre Entwicklungsdauer) und 

| hohem Regenerationsvermögen) |

gering
1 1 

0.2

1 1 

1 1 

1 1

1 1 
_J------------------------------ 1

Die vom Eingriff betroffene Gesamtfläche (BF) 
läßt sich somit berechnen w ie.
BF = BFV + (BFB x BG).
Der Eingriffswert (EW) ist dann das Produkt aus 
betroffenem Ökologischen Wert des Biotoptyps 
(ÖWE) und betroffener Fläche (BF):
EW = ÖWE x BF.
Die Ermittlung des Eingriffswertes erfolgt für 
die Arten- und Biotopschutzfunktion. Eingriffe 
in andere Flächenfunktionen und Funktionsräu­
me (Wasserdargebots- / neubildungsfunktion, 
Regulations- und Regenerationsfunktion von 
Boden, Wasser, Luft, Erholungsfunktion) kön­
nen nach dieser Methode aufgrund fehlender 
naturwissenschaftlich gesicherter Erkenntnisse 
über das Ausmaß der Eingriffe nicht beurteilt 
werden. Im Einzelfall sind derartige Auswirkun­
gen qualitativ zu erfassen und auf ihre Erheb­
lichkeit/Nachhaltigkeit zu untersuchen. Ggf. ist 
bei schwerwiegenden Eingriffen das Vermei­
dungsgebot anzuwenden bzw. sind zusätzliche 
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen für Eingrif­
fe in die übrigen Naturhaushaltsfunktionen er­
forderlich.

Hinweise zur Berechnung des Eingriffswertes

Anlage 4:

ÖW = Ökologischer Wert
des neu zu entwickelnden Biotoptyps 

Z = Korrekturfaktor für Entwicklungsdau­
er (Beurteilungsmaßstab: Ausgleichs­
zeitraum 30 Jahre)

ÖW x Z  = Ö WN
Ökologischer Wert nach 30 Jahren 

ÖWV = Ökologischer Wert des für den Aus­
gleich in Anspruch zu nehmenden 
Biotoptyps 

ÖWN - ÖWy =
Voraussichtlicher Wertzuwachs 

ÖWE
AF = ÖWN - ÖWy X BF
AF = Ausgleichsfläche
ÖWE = Vom Eingriff betroffener Biotoptyp
BF = Eingriffsfläche
AW = (ÖWN - ÖWy) x AF 
AW = Ausgleichswert

Ermittlung des Ausgleichswertes erfolgt für je­
den neu zu entwickelnden Typ

Anlage 5:

1. Ökologische Wertermittlung für Biotop- 
typen nach SPORBECK
ÖWBB = Ökologischer Funktionswert des 
durch den Eingriff betroffenen Biotoptypes

a) qualitative Wertkriterien 
N Natürlichkeit
M Maturität (Reifegrad)
SAV Struktur- und Artenvielfalt 
W Wiederherstellbarkeit 
V Vollkommenheit

b) quantitative Wertkriterien 
G Gefährdungsgrad
H Häufigkeit 

Additive Verknüpfung:
ÖWBB = N + M + SAV + . W + V + G  + H
2. Ermittlung des Eingriffswertes 
FG = Fy + (FB x Bg)
Fg = Flächengröße Eingriff

mit Funktionsverlust (BG = 1,0) und 
Funktionsbeeinträchtigung (BG = 0,5)

Fv = Fläche mit Funktionsverlust
FB = Fläche mit Funktionsbeeinträchtigung
Bg = Beeinträchtigungsgrad
3. Nachweisverfahren Ausgleichsflächen

ÖWBB
ÖWAE - ÖWy X F°  X Bg

ÖWAE = Ökologischer Wert der Ausgleichsflä­
che nach ca. 30 Jahren
ÖWy = Ökologischer Wert der Fläche, auf der 
die Ausgleichsmaßnahme durchgeführt wird



Anlage 6:

Ökologischer Wert der betroffenen Biotoptypen 
(ÖWBB)
Es überwiegt eine mittlere Schutzwürdigkeit. Als 
mittel bis hoch schutzwürdig sind die Streuobst­
bestände, die Gebüsche aus standorttypischen 
Gehölzen und das temporäre Fließgewässer ein­
zustufen. Eine geringe Schutzwürdigkeit besitzen 
die intensiv landwirtschaftlich genutzten bzw. 
durch andere Nutzungsarten in Anspruch ge­
nommenen Flächen.
* Abweichungen von der Bewertung nach der Biotop­
typenliste für den Naturraum 5 aufgrund der örtlichen 
Geländekartierung um + 1 Punkt 
(N) nicht ausgleichbare Biotoptypen

Anlage 7:

Biotoptypenliste für den Naturraum 5 (nicht ausgleichbare Biotoptypen haben die Kennung >•N«>-
T e x t
AJ4 Fich ten fo rste

N W G M SAV H G W  Ausgl.

AJ41 Im  D ickungsstadium  o d e r m it Stangenholz 2 2 1 3 2 1 11
A J42 M. g er. bis m ittl. Baum holz o. jü n g erer F o rst m . einz. Ü b erh ältern 2 3 1 3 2 1 12 N
A J43
AS

Mit stark em  Baum holz o d e r M ittelw ald  
L ärch en fo rste

2 4 3 3 3 2 17 N

AS1 A ufforstung, D ickungsstadium  o. m it Stangenholz 2 2 1 3 2 1 11
AS2 M. ger. bis m ittl. Baum holz o. jü n g erer F o rst m . einz. Ü b erh ältern 2 3 1 3 2 1 12 N
AS3
AL

Mit stark em  Baum holz o d e r M ittelw ald  
Sonstige N adelholzforste

2 4 3 3 3 2 17 N

A LI A ufforstung, D ickungsstadium  o. m it Stangenholz 1 2 1 3 2 1 10
AL2 M. ger. bis m ittl. Baum holz o. jü n g erer F o rst m . einz. Ü b erh ältern 1 3 1 3 2 1 11 N
AL3
BA
B A I

Mit stark em  Baum holz o d e r M ittelw ald  
Feld gehölze
Mit ü b erw ieg en d  stan d o rtty p isch en  G ehölzen

1 4 3 3 3 1 13 N

B A U Mit h öch sten s g erin g em  Baum holz 4 3 2 3 3 2 17 N
B A 12 Mit m ittlerem  Baum holz 4 3 3 3 4 2 19 N
B A I 3 
BA2

Mit stark em  Baum holz
Mit ü b erw ieg en d  stan d o rtfrem d en  G ehölzen

4 4 4 3 4 3 2 2 N

B A 21 Mit h öch sten s gerin g em  Baum holz 2 3 2 3 2 1 13 N
B A 22 Mit m ittlerem  Baum holz 2 3 2 3 3 1 14 N
B A 23

BD5

Mit stark em  Baum holz 2 4  3 3 3 
B au m h eck en  und W ald rän d er d er F o rste  m it re ich e m  Baum holz (s.a . W allh eck en  o. G eb ü sch e) 
B au m h eck en  im  e n g eren  Sinne u. W ald rän d er d e r Fo rste  m it re ich e m  Baum holz (s.a . G eb ü sch e) 
Mit ü b erw ieg en d  stan d o rtty p isch en  G ehölzen

2 17 N

B D 31 Mit h öch sten s gerin g em  Baum holz 4 2 2 3 2 2 15
B D 52 Mit m ittlerem  Baum holz 4 3 3 3 3 2 18 N
B D 53
BD 6

Mit stark em  Baum holz
Mit ü b erw ieg en d  stan d o rtfrem d en  G ehölzen

4 4 4 3 3 3 2 1 N

B D 61 Mit h öch sten s gerin g em  Baum holz 2 2 2 3 2 1 12
B D 62 Mit m ittlerem  Baum holz 2 3 2 3 3 1 14 N
B D 63

BD 7

Mit stark em  Baum holz
B au m h eck en artige G ehölzstreifen  an Straßen  
Mit ü b erw ieg en d  stan d o rtty p isch en  G ehölzen

2 4 3 3 3 2 17 N

BD 71 Mit h öch sten s g erin g em  Baum holz 3 2 1 3 2 1 12
B D 72 Mit m ittlerem  Baum holz 3 3 2 3 2 2 15 N
B D 73
BD 8

Mit stark em  Baum holz
Mit ü b erw ieg en d  stan d o rtfrem d en  G ehölzen

3 4 4 3 3 3 2 0 N

B D 81 Mit h öch sten s gerin g em  Baum holz 2 2 1 3 2 1 11
B D 82 Mit m ittlerem  Baum holz 2 3 2 3 2 1 13 N
B D 83
BD I

Mit stark em  Baum holz  
W allh eck en

2 4 3 3 3 2 17 N

B D 12 Mit gerin g em  bis m ittlerem  Baum holz 4 3 3 3 3 4 2 0 N
B D I 3
BF
BF3

Mit stark em  Baum holz
Bau m reih en , B au m gru p p en  und Einzelbäum e  
Mit ü b erw ieg en d  stan d o rtty p isch en  G ehölzen

4 4 4 3 3 4 2 2 N

B F 31 Mit h öch sten s g erin g em  Baum holz 2 2 2 3 2 1 12
B F 32 Mit m ittlerem  Baum holz 2 3 2 3 2 1 13 N
B F 33 Mit stark em  Baum holz 2 4 3 3 2 2 1 6 N
B F 3 4
BF4

Mit K opfbäu m en
M it ü b erw ieg en d  stan d o rtfrem d en  G ehölzen

2 3 3 3 2 2 15 N

B F 41 Mit h öch sten s g erin g em  Baum holz 1 2 2 3 2 1 11
B F 42 Mit m ittlerem  Baum holz 1 3 2 3 2 1 12 N
B F 43 Mit stark em  Baum holz 1 4 3 3 2 1 1 4 N
B F 44
BF5

Mit K opfbäum en  
O bstbäum e

1 3 3 3 2 1 13 N

NR BIOTOPTYP N W G M SAV H V ÖWBB

8 Wildrasen (Gras­
fluren an Dämmen, 
Böschungen, Straßen 
und Wegrändern 
(HH 7) 3 2 1 3 2 1 2 14 III

8a vernäßte Bereiche 
innerhalb des 
Wildrasens 
(HH 7) 3 2 1 3 3* 2 15 IV

10 Brennessel­
herden 
(HP 5) 3 1 1 3 2 1' 2 13 IV

11 temporäres Fließ­
gewässer 
(FV3) 3* 4 3 2 3 3 2 20 (N)V

12 stark anthropogen 
geprägte Biotope, 
artenarm (Acker, 
Privatgärten)
(HJ 0, HA 0) 1 1 1 1 1 7 I

13 Friedhof mit Baum­
bestand, geringes 
bis mittleres 
Baumholz 
(HM 2) 1 3* 2 2* 3 1 2 14 III



Anlage 8a:

K R IT E R IE N E IG E N S C H A F T S A U S P R Ä G U N G
W E R T ­
S T U F E B E U R T E IL U N G S M E R K M A L E

N A T U R N Ä H E ätandortgerecht

bodenstandig/natürlich

1

I
1<3

gemessen an der Starke des menschlichen 
Einflusses, '

V O L L K O M M E N  - 

H E I T 5 G R A D

funktionsuntuchtig/abgängig 

voll funktionsfähig,/ fehlerfrei

1

I
i0

Artenzusammensetzung

Storungsgrad

R E P R Ä S E N T A N Z

im Landsuhaftsraum atypisch 1
T

I

0

m s s e  charakterisierender Biotop­
typen

A R T E N  - 

V I E L F A L T

gering

mittel

1

I
1

l

0

geringe Artenzahl der Pflanzen und 

'Allerweltsarten -

S T R U K T U R  - 

V I E L F A L T
Mohrschichtig.jede Vegetationsschicht 
dif ferenziert strukturlert,hohor An­
teil.'an Soncerhabitaten und- gut aus-

T

I

0

reichtum der Vegetationsbestande,am

von Saumbiotopen und am Anteil von9 
EkCrembiotopen und Sonderhabitaten

S E L T E N H E I T  / 

G E F Ä H R D U N G

gering

mittel

1

1

I

!
0

gemessen an der Bedeutung seltener 

Pflanzen- und Tierarten

E R S E T Z B A R K E I T

leicht möglich 

bedingt möglich )

1

10

Entwick lungsdauer der Biotop- 

d c r Sukzessionsstufe,Empfindlichkeit

Ö k o l o g i s c h e

B E D E U T U N G
m

B I O T O P V E R B U N D

geringer VurneLzungsgrad

1

1

0

räum;Potential als Vermehrungsbiotop. 
Erreichbarkeit für Tiere u.Pflanzen

Flachen- b i w .Bestandsgrode

Ü B E R N A H M E  

Ö K O L O G I S C H E R  
S C H U T Z  - 

F U N K T I O N E N

geringe Zahl und Bedeutung

1

1

0

Bedeutung und Erfullungsgrad für fol­
gende Schutzfunktionen: Bodenschutz,

schutzfunktion.Biotopschutzfunktion

E M P F I N D L I C H ­

KEIT G E G E N ­

Ü B E R  B E E I N ­

T R Ä C H T I G U N G

gering

mittel

1

1

0

Pufferkapazität.Begenerationsfahigkeit, 
Selbst re inigungsvermögen

nach VALENTIN (1986) .verändert

Ökologische Bewertungskriterien zur Beurteilung der 
Leistungsfähigkeit des Landschaftshaushaltes

Anlage 8b:

810T0PTYPEN
OXOL. FUNXTIONS 

BESTAND

ERFÜLLUNG: STUFE 

NCUAUACr 1 CENCRAlICH

MITTELWERT 1 
OER STUFEN • 

KOMPENSATIONSFLÄCHI

ACKER - IHTCKSIV (HAIS, HACKFRUCHT) 1 . 1 1 — > 1
ACKCR (KORK, ICGUHINOSEN) 
NUTZGARTEN JUKGC ZIERGARTEN 2 2 2 -» 2
WIRTSCHArTGRONLAND - 1NTEN5IY- 3 3 3 -> 3
VIRTSCHAFTGROHLANO - CXTCNSIY- 
ACXERBRACHE 4 3 ■ 4 —> 3 /4
NITR0PF1ILE GRAS- UND HOCIISTAUDEKFLUR 
ALTERE ZICRGXRTEX 5 3 5 -> 4
UIRTSCHAFTCROHLANO HIT GEHOLZGRUPPEK 
bzw. -P.UDERALFLORA 6 3 6 -> 4 I S
FEUCHTWIESEN HALBTROCKENRASEN 

SCGETALFLORA (FLXCHIG) 7 3 7 —T 5
nassviesen; t r o c k c k r a s e h, HEIDEFLXCHEN 
OFFENE GEBOSCHFLUR 8 3 7 -) 5
SCHR ALTE ZIERGXRTEN, PARKS. ALTE FRIEDHÖFE 8 3 7

LT)

NATURRAHE VXLDER 9 3 7 5
OFFENE GEBOSCHFLUR HIT 8AUHGRUPPCN 9 3 7 5
XATURNAKC GCUXSSER 9 3 7 - ) 5
NATÜRLICHE VXLOER, MOORE, KATORL. GEWÄSSER 
(ANPHIBISCHMQUATISCH) 1 0 3 7 -) P5
FÜR KOMPENSATIONSFLÄCHEN ANZUSTREBENDE BIOTOPTYPEN 5
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Anlage 10

Formblatt zur Ermittlung des landschaftsästhetischen Um welterheblichkeitswertes eines Eingriffs 
und der Kompensationsfläche

Untersuchungsgebiet/Erlebnisraum: Südliches Münster
land, Südabdachung der Hohen Mark bei 
der Ortschaft Tannenberg

_ Geplanter Eingriff (Art, Höhe, Begehbarkeit): BäU einer
Schachtanlage (Auguste Viktoria 9); Höhe 
des Förderturins 40 - 50 m; Eingriffsfläche 
ist anschließend nicht mehr begehbar

Bearbeiter:
AG Adam/Nohl/Valentin

Datum der Geländeaufnahme:

8. August 1985
Wetterlage:

bewölkt (100 %)

1) Landschaftsästhetischer Wert
Wertstufen

Berechnung der Kompensationsfläche ( f i k t i v )
Vorher Nachher

a) Vielfalt ( x 2 ) 7 7 1) Flächengrößen der Eingriffsmaßnahme 
(Baukörper) und der Sichtzonen:

Eingriffsmaßnahme -  11,4 hä 
Sichtzone 1 (bis 200 m) - 19,1 ha 
Sichtzone II (200-1500 m - 94,9 ha 
Sichtzone III (1500-10000m) -  . / .

2) Größe der Konstante : 0,2 (bei Ein-
griffsmaß-
nahme)

3) Größe der Kompensationsfläche in ha (nach der
h k

Berechnungsformel: E = E  E  A • e • w • Konst.)
¡=1 j - i

a) Eincjriffsmaßnahme:

11.4-0.9-1.0-0.2 = 2,05 ha

b) Natürlichkeit ( X 2 ) 7 3

c) Eigenart ( x 3 ) 8 1

d) Lärm-/ Geruchsbelästigung (1 X ) 8 4

Aggregation der Wertstufen a -  d 60 27

Differenz 33

Infensitätsgrad 7

2) Verletzlichkeit

a) Grob- und Feinreliefierung des 
Geländes 7

b) Strukturvielfalt der Elemente 7
b) Sichtzone 1:

19,1-0,9-1,0-0,1 = 1,72 ha
c) Vegetationsdichte in der 

Landschaft 9

Aggregation der Wertstufen a -  c 23

c) Sichtzone II:

94,6-0,9-0,5-0,1 -  4,27 ha 
uß

d) Sichtzone III

Grad der visuellen 
Verletzlichkeit 8

Grad der Schutzwürdigkeit 10 Aussch

Empfindlichkeitsgrad

(fiktiv)

9

Grad der landschafts­
ästhetischen 
Umwelterheblichkeit

(fiktiv)

9

Kompensationsfläche (für den 
landschaftsästhetischen Bereich)
in ha = (fiktiv)

8,04



Diskussionsprotokoll zu dem Vortrag 
von Dipl. Ing. Norbert Hellmann
Protokollanten: Dirk Röckendorf, Antje Rohde
Im Anschluß an die Vorstellung von drei in Nord­
rhein-Westfalen im Rahmen der Eingriffsbewer­
tung von Straßen angewendeten quantifizieren­
den Bewertungsverfahren (SEIBERT, SPORBECK, 
VALENTIN/NOHL) wurden hauptsächlich vier 
Problemfelder diskutiert.
1. Kritische Würdigung der Vor- und Nachteile 

quantifizierender Bewertungsverfahren im 
Verhältnis zu verbal-argumentativen Bewer­
tungsverfahren

2. Die Anwendung quantifizierender Bewer­
tungsverfahren in den Ländern

3. Probleme der Honorarabrechnung der quanti­
fizierenden Bewertungsverfahren

4. Umsetzung der Ausgleichsforderungen

1. Kritische Würdigung der Vor- und Nachteile 
quantifizierender Bewertungsverfahren im 
Verhältnis zu verbal-argumentativen Bewer­
tungsverfahren

-  Quantifizierende Bewertungsverfahren zielen 
immer auf eine Bilanzierung von Eingriff und 
Ausgleich ab. Das hat zur Folge, daß immer ein 
rechnerischer Ausgleich erzielbar ist, obwohl er 
ökologisch-funktional nicht gegeben ist. Beispiels­
weise müßte für den Ausgleich einer Versiegelung 
die gleiche Fläche entsiegelt werden. Die auf einer 
Bilanzierung beruhenden Verfahren täuschen ei­
ne in jedem Fall gegebene Ausgleichsmöglichkeit 
von Eingriffen vor. Dies hat zur Folge, daß eine 
sachgerechte Abwägung, die auch die Unzulässig­
keit eines Eingriffes feststellen kann von vorn­
herein nicht gegeben ist.
-  Für den Ausgleich werden kleine Flächen mög­
lichst weit ökologisch optimiert, so daß nie eine in 
Anspruch genommene Fläche im Verhältnis 1:1 
ausgeglichen wird. Dies birgt die Gefahr, daß ins­
gesamt immer weniger Flächen für die Natur zur 
Verfügung stehen.
-  Die quantifizierenden Bewertungsansätze un­
terscheiden nicht zwischen Ausgleich und Ersatz. 
Sie unterstützen den Eingriffsersatz, beispielswei­
se kann hierbei ein Tümpel mit einer Hecke kom­
pensiert werden.
-  Bewertungsansätze müssen Ausgleichs- und Er­
satzmaßnahmen unterscheiden, da im Abwä­
gungsprozeß ein Eingriff abgelehnt werden kann, 
sobald dieser nur durch Ersatzmaßnahmen kom­
pensiert werden kann und gleichzeitig die Belange 
des Naturschutzes dem allgemeinen Interesse am 
Eingriff vorgehen.
-  Qantifizierende Bewertungsverfahren (z.B. 
SEIBERT) berechnen einen Gesamtausgleich, bei 
dem Gestaltungsmaßnahmen als Ausgleichslei­
stung angerechnet werden. Der gesamtkompensa­
torische Ansatz hat im Extremfall zur Folge, daß 
rein rechnerisch die Landschaft nach dem Eingriff

scheinbar besser ist als vorher. Dies verleitet evtl, 
zum Anschein, daß z.B. Straßenbau Naturschutz 
sein kann.
-  In der Praxis besteht argumentativ momentan 
ein fließender Übergang zwischen Ausgleich und 
Ersatz. Eine Bilanzierung kann in Einzelfällen die 
Vergleichbarkeit von Entscheidungen besser ver­
deutlichen als die verbal-argumentative Formulie­
rung des Ausgleichs- bzw. Ersatzerfordernisses 
(verbal-argumentative Flächenforderungen erfor­
dern eine aufwendige Argumentation).
-  Bei Eingriffen mittlerer Beeinträchtigungsin­
tensität (z.B. kleine Eingriffe auf kommunaler Ebe­
ne wie u.a. Zäune, Anbauten) wurde mit dem 
quantifizierenden Bewertungsverfahren erst die 
Sensibilität in die Notwendigkeit von Ausgleichs­
maßnahmen geweckt.
-  Die quantifizierenden Bewertungsansätze sind 
trotz ihrer Probleme z.T. für die Durchsetzung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erforderlich, 
z.B. aufgrund von haushaltsrechtlichen Anforde­
rungen.
-  Unwidersprochen blieb am Ende dieses Pro­
blemfeldes der Standpunkt, daß künftige Bewer­
tungsverfahren verbal-argumentativ den Eingriff 
mit den Möglichkeiten zum Ausgleich und Ersatz 
eingehend beschreiben sollten. Nur so werden die 
ökologisch-funktionalen Wirkungen des Eingriffs­
tatbestandes nachvollziehbar und können als sach­
gerechte Grundlage in die Abwägung einfließen. 
Der Nachweis des notwendigen Ausgleichs und 
Ersatzes kann zusätzlich mit quantifizierenden Be­
wertungsverfahren erfolgen.
2. Die Anwendung quantifizierender Bewer­

tungsverfahren in den Ländern
-  Nordrhein-Westfalen: in der Straßenplanung; 
Hamburg: kaum angewendet; Hessen: Richtlinie 
vorhanden, jedoch im Vollzug nicht handhabbar; 
Schleswig-Holstein: in der Straßenplanung und für 
einzelne Großprojekte (z.B. Nord-Ostsee-Kanal- 
Ausbau)

3. Probleme der Honorarabrechnung bei quanti­
fizierenden Bewertungsverfahren

-  Die in der HO AI festgesetzten Leistungsbildta­
feln sind nicht auf die Abrechnung aufwendiger 
Bewertungsansätze bei kleinen Gutachten abge­
stimmt.
-  Voraussichtlich wird sich diese Situation ab 
1.1.1991 verbessern, da dann die Honorarermitt­
lung aufgrund von Flächenansätzen erfolgt.

4. Umsetzung der Ausgleichsforderungen
-  In Nordrhein-Westfalen ist die Umsetzung von 
geforderten Flächenansätzen für den Ausgleich 
problematisch bis schlecht. Die Umsetzung wird 
durch Probleme beim Flächenankauf bzw. beim 
Abschluß langfristiger Nutzungsverträge er­
schwert.
-  2.2t. ist nicht bekannt, daß Ausgleichsmonito­
ring durchgeführt wird.



Inhaltliche und
Bewertungsmethodische Anforderungen an die 
Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) 
am Beispiel Bodenabbauvorhaben und 
Folgenutzungen
Von Adrian Hoppenstedt

1. Vorbemerkungen
Seit dem 1. August 1990 ist das Gesetz über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Kraft Da­
mit ist allerdings dem nunmehr schon beinahe 10 
Jahre andauernden Diskussionsprozeß über die 
verfahrensrechtlichen, organisatorischen und in­
haltlichen und methodischen Aspekte der UVP 
noch kein Ende gesetzt, denn nun sind die Bundes­
länder aufgerufen, Verwaltungsvorschriften zur 
Umsetzung des UVPG zu erlassen. Ob sich damit 
der Erosionsprozeß von der ursprünglich an­
spruchsvollen Grundidee der UVP zu einem tech­
nokratischen Instrument fortsetzt, bleibt abzuwar­
ten, ist aber zu befürchten.
Während im Bereich des Straßenbaus bereits eine 
langjährige Erfahrung mit dem Instrument UVP - 
dem materiell inhaltlichen Beitrag zum Verfahren 
UVP - vorliegt, werden bei den anderen Vorha­
benstypen der Anlage zu § 3 UVPG zunächst Erfah­
rungen gesammelt werden müssen. Einen wesent­
lichen Beitrag zu den inhaltlichen Anforderungen 
an eine UVS für den Vorhabenkatalog wird die TA- 
UVP liefern, die jetzt im 2. Entwurf vorliegt.
Betont werden muß folglich, daß die hier vorge­
tragenen inhaltlichen und methodischen Vor­
schläge nur Orientierungshilfen sind, die im Ein­
zelfall entsprechend der z.B. örtlichen Verhältnis­
se zu modifizieren sind. Das vorgeschlagene In­
strumentarium ist deshalb bewußt für inhaltliche, 
informationelle und methodische Verbesserun­
gen offengehalten.
Die inhaltlichen und methodischen Vorschläge/ 
Anforderungen sollen an einem Fallbeispiel de­
monstriert werden. Es ist das vom Land Nord­
rhein-Westfalen geforderte Modellvorhaben »UVS 
zum Kies- und Sandabbau sowie zu Folgenutzungs­
alternativen im Bereich der Weserniederung zwi­
schen Varenholz und Erder«.

2. Denk- und Methodenansatz
Der fachinhaltliche Beitrag UVS umfaßt drei Beur­
teilungskomplexe :
-  die Beeinträchtigung ökologischer Sachverhal­

te (natürliche Ressourcen und ihre Wechsel­
wirkungen),

-  die Beeinträchtigungen von Umweltnutzungen 
(z.B. Land- und Forstwirtschaft, Erholungsver­
kehr),

-  die Beeinträchtigungen von kulturellen und 
sonstigen Sachgütern.

Der hier der UVS zugrunde gelegte Umweltbegriff 
beschreibt drei Zielaspekte:
-  den nachhaltigen Schutz der natürlichen Res­

sourcen als Lebensgrundlage des Menschen im 
Sinne des Vorsorgeprinzips;

-  den Schutz der natürlichen Ressourcen als Be­
standteil des komplexen Wirkungsgefüges 
Ökosystem, d.h. der Ganzheit des Lebensrau­
mes für Menschen, Tiere und Pflanzen;

-  den Schutz der natürlichen Ressourcen als Nut­
zungsgrundlage für verschiedene aktuelle Nut­
zenfunktionen (z.B. Land- und Forstwirt­
schaft).

Diesen drei Zielaspekten entsprechen unter­
schiedliche Wertsysteme, die nur mit adäquaten 
Bewertungsmaßstäben bzw. -methoden zu beur­
teilen sind:
-  Die langfristige Bedeutung der natürlichen Res­

sourcen für den Menschen ist unabwägbar und 
unterliegt sich wandelnden Wertschätzungen. 
Dies bedeutet zugleich, daß heute lebende Ge­
nerationen eine besondere Verantwortung in 
bezug auf die Umweltvorsorge zu tragen haben. 
Umweltbeeinträchtigungen dürfen folglich 
nicht allein nach heute gültigen Wertmaßstä­
ben bewertet/berechnet werden.

-  Die am Ökosystem beteiligten Komponenten 
stellen in ihrem Wirkungsgefüge eine nicht 
quantifizierbare Komplexität von unterschied­
lichen Synergismen, Kombinationseffekten, 
u.a. dar. Eine Reduktion dieser Komplexität auf 
einfache Modellrechnungen wird der Realität 
nicht gerecht.

-  Die Beeinträchtigung aktueller Nutzenfunktio­
nen (z.B. Land- und Forstwirtschaft) kann nach 
heutigen Marktwerten (z.B. DM/m2 landwirt­
schaftlicher Produktionsfläche, Holzwertprei­
se) berechnet werden.



3. Konkretisierung der Fragestellungen
Zunächst gilt es zu klären, welche inhaltlichen Fra­
gen es in Ausfüllung der gesetzlichen Rahmenbe- 
dingungen mit einer UVS generell zu beantworten 
gilt, d.h. zugleich auch, welche Sachverhalte es zu 
beurteilen gilt.
Die Beurteilung der großräumigen und gesamt­
ökologischen Zusammenhänge;
-  In welchem großräumigen und funktionalen 

Zusammenhang stehen die Eingriffe?
-  Bestehen im gesamträumlichen Zusammen­

hang Beziehungen zu anderen Eingriffen in der 
Weserniederung bzw. sind kumulative Auswir­
kungen zu erwarten?

Die Beurteilung des (derzeitigen) Zustandes unter 
Berücksichtigung der historischen Entwicklungen 
sowie der Entwicklungsmöglichkeiten des Rau­
mes ohne die genannten Eingriffe;
-  Welche Zustands- / Eigenschaftsmerkmale (Lei- 

stungs-, Belastungs-, Empfindlichkeitsmerkma­
le) kennzeichnen die möglicherweise von dem 
Projekt betroffenen Landschaftspotentiale, und 
welcher Stellenwert ist ihnen zuzuschreiben?

-  Wie hat die Landschaft und der Naturhaushalt 
sich zu diesem Zustand hin entwickelt?

-  Wie ist die Entwicklung der Landschaftspoten­
tiale ohne die geplanten Eingriffe einzuschät­
zen bzw. wie ließe sich ihre Leistungsfunktion 
durch Pflege-, Sanierungs- und/oder Ent­
wicklungsmaßnahmen verbessern?

Die Beurteilung des Abbauvorhabens und seinen 
ökologischen Risiken sowie dem Aufzeigen der 
Möglichkeiten von Risikovermeidung bzw. -Ver­
minderung;
-  Wie sieht der Abbau aus und wodurch ist er 

charakterisiert?
-  Welche direkten Auswirkungen sind infolge 

der Gewinnung, Verarbeitung und des Trans­
portes der Rohstoffe auf die Landschaftspoten­
tiale zu erwarten bzw. wie groß sind Intensität, 
Zeit und räumliche Entfernung der Auswir­
kung?

-  Welche Sekundäreffekte durch raumstruktu­
relle Folgeeffekte und Entlastungseffekte sind 
zu erwarten?

-  Welche risikovermeidenden bzw. risikomin­
dernden Maßnahmen sind möglich und wie ist 
ihre Wirksamkeit bzw. das Restrisiko einzu­
schätzen?

Die Beurteilung von verschiedenen möglichen 
Folgenutzungsalternativen und ihren jeweils spe­
zifischen ökologischen Risiken sowie das Aufzei­
gen der jeweiligen Möglichkeiten zur Risikover­
meidung bzw. -Verminderung;
-  Wie sehen die verschiedenen Alternativen aus 

und wodurch sind sie charakterisiert?
-  Welche direkten, bau-, anlage- und betriebsbe­

dingten Auswirkungen auf die Landschaftspo­
tentiale sind zu erwarten?

-  Wie groß sind Intensität, Zeit und räumliche 
Entfernung der Auswirkungen?

-  Welche indirekten, belastenden bzw. auch ent­
lastenden Folgewirkungen sind zu erwarten?

-  Welche risikovermeidenden bzw. -mindern­
den Maßnahmen sind wo möglich und welches 
Restrisiko verbleibt?

-  Wie sind die verschiedenen Folgenutzungsal­
ternativen im Vergleich untereinander, vor 
dem Hintergrund der Nullvariante (Status-quo 
bzw. Prognosesituation) und im Verhältnis zu 
anderen konzeptionellen Lösungen einzuschät­
zen?

Die Beurteilung und Ermittlung von möglichen 
Veränderungen und Rückkopplungseffekten des 
Abbaus und der Folgenutzung im Hinblick auf eine 
Verminderung bzw. Vermeidung der ökologi­
schen Risiken: Optimierung des Abbaugeschehens 
und der Folgenutzung;
-  Wie kann eine möglichst umweltverträgliche 

Gewinnung, Verarbeitung und Transport von 
Sanden und Kiesen sowie Bau, Anlage und Be­
trieb der Folgenutzung aussehen?

-  Welche Auflagen sind notwendig, um Abbau­
vorhaben und Folgenutzung relativ umwelt- 
verträglich auszugestalten?

-  Welche Auswirkungen hat dies auf die Fach- 
und Gesamtplanung bzw. welche Hinweise 
sind zu geben?

Es folgt die Umsetzung der aufgelisteten Fragestel­
lungen in ein Arbeitsprogramm. Die Erläuterun­
gen zu den einzelnen Arbeitsschritten orientieren 
sich im folgenden an dem planungsmethodischen 
Grundkonzept:
-  Informationsgewinnung
-  Informationsverarbeitung / -beWertung
-  Information^- /  Ergebnisaufbereitung.

4. Inform ationsgewinniing
Zunächst müssen alle verfügbaren Informations­
grundlagen zu den natürlichen Ressourcen, Um­
weltnutzungen und kulturellen bzw. sonstigen 
Sachgütern gesammelt werden. (Dies schließt das 
Abfragen aller örtlichen Expertenerfahrungen mit 
ein.) Entsprechend der dann erkannten Datendefi­
zite sind zumeist ergänzende Bestandsaufnahmen 
notwendig. Im einzelnen betrifft die Informations­
gewinnung folgende Merkmale der natürlichen 
Ressourcen:
Boden
(z.B.) natürliche Nährstoffverhältnisse, Filterkapa­
zität, Lebensraum für Flora und Fauna, abfluß­
dämpfende Wirkung)
Wasser/Gewässer - Grundwasser - 
(z.B. Grundwasserergiebigkeit, Grandwasserneu­
bildung, Grandwasserqualität, Grandwasserstän­
de und -fiießrichtung, Verdunstungsraten) 
Wasser /  Gewässer - Oberflächengewässer - 
(z.B. Wasserqualität, Selbstreinigungsvermögen, 
Ausbauzustand, Hochwasserabflußverhalten)



Klima/Luft
(z.B. Kaltluftentstehungs- und -abflußflächen, 
Windzirkulationen und Luftaustauschbewegun­
gen, lufthygienische Verhältnisse, Wärmebela­
stung)
Pflanzen- und Tierwelt
(z.B. Vorkommen von Arten, Individuen und Ge­
sellschaften, Milieubedingungen/-ansprüche ak­
tuell bzw. potentiell vorkommender Arten und 
Gesellschaften, vorhandene bzw. potentielle Bio­
topstrukturen und -ftmktionen sowie ihre überört­
lichen funktionalen Zusammenhänge/Bedeutung 
von Vegetationstypen für den Boden-, Immissions­
und Grundwasserschutz)
Landschaftsbild und Ruhe
(z.B. gliedernde und belebende Landschaftsele­
mente, Reliefstrukturen, Naturnähe, Sichtbezie­
hungen, Ungestörtheit)
Darüber hinaus sind aber auch entsprechende In­
formationen zu den Produktionsbedingungen und 
-leistungen der Umweltnutzungen Land- und 
Forstwirtschaft, Wassergewinnung und Erho­
lungsverkehr zu ermitteln.
Schließlich sind Informationen zu den »kulturellen 
und sonstigen Sachgütern« zu sammeln. Ohne daß 
bis heute endgültig geklärt ist, was im einzelnen 
unter diesem Aspekt zu verstehen ist, sind dabei 
folgende Sachverhalte denkbar *.
-  archäologische Bodendenkmäler,
-  Baudenkmäler bzw. schutzwürdige Bauwerke,
-  kulturhistorisch bedeutsame Siedlungsformen,
-  Kulturlandschaftstypen, z.B. naturraum- bzw. 

kulturraumspezifische Landnutzungs- bzw. 
Flurformen.

5. Informationsverarbeitung/-bewertung
Bei der Bewertung der betroffenen Funktionen 
und Nutzungen wie auch der Veränderungen/ 
Beeinträchtigungen / Belastungen sind zunächst 
die Sach- und Wertdimensionen klar auseinander­
zuhalten. So gibt es eindeutige Tatbestände, die be­
schrieben und z.T. auch quantifiziert werden kön­
nen, wie z.B. die betriebsbedingten Effekte einer 
Straße (Abgasausbreitung). Eine andere Dimen­
sion ist es, wenn ich nach den Auswirkungen bzw. 
dem Risiko für eine betroffene Funktion frage bzw. 
einschätzen muß, welche Wertverluste /-beein- 
trächtigungen mit der Abgasimmission bei z.B. der 
Tier- und Pflanzenwelt entstehen.
Neben diesen eigentlichen fachlichen Bewer­
tungsebenen gibt es noch die politische Bewer­
tungsebene, die jedoch erst bei der Abwägung der 
UVP mit anderen Belangen zum Tragen kommt.
Zu den Grundsätzen der Bewertung gehört auch, 
daß nicht die Wirklichkeit selbst, sondern nur eine 
Modellvorstellung von dieser bewertet wird. Ein

Modell ist zwangsläufig durch Verkürzung bzw. 
Hinzufügen gekennzeichnet, stellt also nur bedingt 
eine Abbildung der Realität dar.
Indikatoren zeigen die Dimensionen zwischen 
Modell und Wirklichkeit an. An ihnen läßt sich 
ablesen, inwieweit sich das Modell von der Realität 
entfernt hat.
Für Bewertungen im Rahmen der UVP kommen als 
Bewertungsmethode vor allem die Nutzwertana­
lyse 1. und 2. Generation und die Ökologische Risi­
koanalyse in Frage.
Die Nutzwertanalyse erlaubt es, eine beliebige An­
zahl von Objekten/Alternativen mit Hilfe vorge­
gebener Kriterien hinsichtlich ihrer Vor- und 
Nachteile (positive / negative Nutzen) quantitativ 
zu bewerten. Entsprechend der Höhe der Nutzen 
lassen sich Vorhabenalternativen in eine Rangskala 
einordnen. Teilschritte der Nutzwertanalyse sind:
-  die Alternativbildung,
-  das Herausarbeiten der Ziele,
-  die Umsetzung der verbalen Ziele in (meßbare) 

Zielkriterien,
-  Messung der Zielerträge der Alternativen,
-  Umformung von Zielerträgen in Zielerfüllungs­

grade mit Hilfe einer dimensionslosen Wertska- 
la,

-  Verteilung von Kriteriengewichten,
-  Ermittlung von Teilnutzen,
-  Synthese der Einzelnutzen zum Gesamtnutzen,
-  Rangordnung der Alternativen entsprechend 

dem Gesamtnutzen.
Die Nutzwertanalyse 1. und 2. Generation lassen 
sich vor allem dadurch unterscheiden, daß die 
Nutzwertanalyse 1. Generation voneinander 
unabhängige Kriterien verlangt und nominal ge­
messen wird, während bei der Nutzwertanalyse 2. 
Generation die Kriterien untereinander ersetzbar 
bzw. ergänzbar sind und eine ordinale Messung er- 
folgt.
Die Ökologische Risikoanalyse bedient sich des 
Verfahrensgangs der NWA 2. Generation, vermei­
det jedoch auch das relative Zahlenniveau der Or­
dinalskala. Die Komplexität der zu bewertenden 
Sachverhalte, das heißt, z.B. die Wirkungsketten, 
Synergismen und Kombinationseffekte lassen sich 
u.E. am besten durch qualitativ beschreibende 
Wertstufen beurteilen. Durch eine symbolhafte 
Kennzeichnung qualitativer Wertstufen lassen 
sich auch unerlaubte Rechenoperationen vermei­
den.
Die Grundstruktur der Ökologischen Risikoanaly­
se beschreibt den Zusammenhang zwischen ver­
ursachender Nutzung - Wirkung - und betroffenen 
Funktionen / Nutzungen.
Die Bewertung des Leistungsvermögens, der Emp­
findlichkeit und derzeitigen Beeinträchtigung/ 
Vorbelastung kann über einfach aufgebaute Wer-



tungsrahmen erfolgen. Auch wenn dabei allgemei­
ne Erkenntnisse / Erfahrungen in die Wertungsrah­
men einfließen, sollten diese jeweils an die kon­
krete räumliche Situation angepaßt werden. Als 
nächster Schritt folgt die eigentliche Schwer­
punktaufgabe: die Ermittlung und Beurteilung der 
Eingriffswirkungen, d.h. in diesem Fall zunächst 
die Beeinträchtigung des Bodenabbauvorhabens. 
Als ökologisch bedeutsame Effekte lassen sich un­
terscheiden:
-  baubedingte Effekte

(z.B. Zwischen- und Endlagerung von Erdmate­
rial, Grundwasserabsenkungen)

-  anlagebedingte Effekte
(z.B. Zerstörung des Bodengefüges, Verände­
rung des Grundwasserhaushaltes, Offenlegung 
von Grundwasser, Zerschneidung von tieri­
schen Lebensräumen, Veränderung der Hoch­
wasserretentionskapazitäten, Verlust Auenve- 
getation)

-  betriebsbedingte Effekte
(z.B. Verlärmung und Schadstoffanreicherun­
gen durch Abbaumaschinen und Transport)

Eine Operationalisierung der Ökologischen Risi­
kobeurteilung erfolgt durch die Projektion der 
prognostizierten bau-, anlage- und betriebsbeding­
ten Effekte des Projektes auf die bewerteten natür­
lichen Ressourcen, Umweltnutzungen und kultu­
rellen bzw. sonstigen Sachgüter. Dabei lassen sich 
drei Bewertungsschritte unterscheiden:
1. die Feststellung des Belastungsgrades durch 

Verknüpfung der zu erwartenden Einwir­
kungsintensität mit der Empfindlichkeit und

2. die Feststellung des Risikos für die einzelnen 
Ressourcen durch Kombination des Belastungs­
grades mit der bewerteten Leistungsfähigkeit.

3. Die Feststellung des Restrisikos durch die Ge­
genüberstellung des ermittelten Grundrisikos 
mit den Grenzen und Möglichkeiten von risiko­
mindernden Maßnahmen. Welche dabei in Fra­
ge kommen und wie ihre Wirksamkeit einzu­
schätzen ist, muß in jedem Einzelfall ermittelt 
werden.

Dies bewertungsmethodische Schema sollte nur 
als Orientierungsrahmen Anwendungen finden, 
da im konkreten Einzelfall durchaus Korrekturen 
notwendig sein können.
Der Beurteilung von Sekundäreffekten muß ver­
stärkte Beachtung geschenkt werden. Dies gilt so­
wohl für mögliche Entlastungseffekte durch z.B. 
Bündelung des Bodenabbaus als auch für induzie­
rende Wirkungen, wie z.B. zusätzliche Lärm- und 
Abgasbelastungen durch verstärkten LKW-Ver- 
kehr.
Ein besonderes Problem stellt in diesem Zusam­
menhang die Folgenutzung dar. In dem vorliegen­
den Fall wurde dieser Themenkomplex einer ge­

sonderten UVP unterzogen. Dies bedeutete, daß 
das aufgezeigte Bewertungsinstrumentarium auf 
vorgegebene bzw. selbst entwickelte Folgenut­
zungsalternativen übertragen wurde. Dabei ent­
standen die selbst entwickelten Folgenutzungsal­
ternativen auf der Grundlage der zuvor durchge- 

Jführten Landschaftsanalyse bzw. Risikobewertung 
des Bodenabbauvorhabens. Die Folgenutzenalter­
nativen wurden hinsichtlich ihrer Umweltverträg­
lichkeit vergleichend beurteilt und die relativ um­
weltverträglichste Variante schließlich in einem 
letzten Arbeitsschritt optimiert.

6. Informations- /  Bewertungsaufbereitung
Sowohl alle Einzelschritte der methodischen Vor­
gehensweise als auch zusammenfassende Darstel­
lungen müssen für alle am Planungsprozeß Interes­
sierten nachvollziehbar bleiben. Die kartographi­
schen Schritte sollten dabei immer argumentativ 
durch eine umfassende Legende begleitet werden. 
Insbesondere bei zusammenfassenden Darstellun­
gen, wie z.B. einer Überlagerung von verschiede­
nen natürlichen Ressourcen, ihren Empfindlich­
keiten und Beeinträchtigungen zu einer Aus­
schluß-/Tabuflächenaussage für den Eingriff sind 
die Begründungen mit aufzuführen, d.h. die Her­
leitung klarzustellen. Gerade hier bestehen die Ge­
fahren einer verfälschenden Zusammenstellung 
von nicht vergleichbaren Sachverhalten. Mit Si­
cherheit ist ein schematisches Zusammenrechnen 
von unterschiedlichsten Sachverhalten unzuläs­
sig. Ein wesentlicher Grund, weshalb im Rahmen 
der Ökologischen Risikoanalyse nur mit Symbolen 
bzw. verbalen Einschätzungen gearbeitet wird.

7. Schlußbemerkungen
Vorweg eine grundlegende Erfahrung: Es mag viel­
leicht am »Deutschen Wesen« liegen, daß auch die 
UVP bereits in einem Umfang in den Sog der Büro­
kratisierung geraten ist, daß sie Gefahr läuft, ihre 
eigentlichen Grundideen zu verlieren. Anstatt sich 
langzeitlich-vorsorgend und ganzheitlich-ökosy- 
stemar verantwortungsvoll um die Zukunft zu be­
mühen, werden fortlaufend technische, kurzfristi­
ge Lösungen zur Bewältigung von Einzelproble­
men gesucht und auch gefunden (z.B. Krötentun­
nel, Hirschbrücken). Probleme/Konflikte wer­
den inzwischen nur wahrgenommen bzw. akzep­
tiert, wenn sie:
-  erkennbar und erfaßbar, dann
-  quantifizierbar bzw. standardisierbar und 

schließlich
-  machbar, d.h. lösbar im Sinne von ausgleichbar 

bzw. sogar ersetzbar
sind. Diese technokratische, mechanistische und 
sogar merkantile Einstellung nimmt zu, obwohl sie 
den sachlichen, aber auch ideologischen Inhalten 
eines ernstzunehmenden Umwelt- und Natur-



Schutzes vom Prinzip her widerspricht. Dieser
grundlegenden Kritik sind folgende elf Anforde­
rungsthesen unterzuordnen:
1. Die UVP muß bereits auf den übergeordneten 

Planungsebenen mit einer Programm-UVP als 
ersten Verfahrensschritt einsetzen. Dabei sind 
die Leitbilder einer Bodenabbauplanung allge­
mein wie auch großräumige Abbaustrategien 
unter Umweltgesichtspunkten zu überprüfen.

2. Um das - in unserer dynamischen Raum- bzw. 
Siedlungsentwicklung - fortgesetzte Aneinan­
derreihen von Einzeleingriffen auch in ihrem 
kumulativen Zusammenwirken zu beurteilen, 
muß das jeweilige Projekt auch vor dem Hinter­
grund einer ökologisch-gesamträumlichen Per­
spektive überprüft werden. Als Beurteilungsba­
sis dazu bietet sich die querschnittsorientierte, 
flächendeckende Landschaftsplanung an.

3. Der Beurteilung von Sekundäreffekten muß 
verstärkt Aufmerksamkeit gewidmet werden.

4. Zukünftig sollte auf eine konsequente Tren­
nung der zu beurteilenden, unterschiedlichen 
Sachverhalte geachtet werden.
Es sind getrennt zu beurteilen:

-  die natürlichen Ressourcen und ihre Wechsel­
wirkungen,

-  die Umweltnutzungen und
-  die kulturellen und sonstigen Sachgüter.
5. Ein wesentliches Defizit besteht nach wie vor in 

der inhaltlichen Bestimmung und methodi­
schen Aufbereitung des Aspektes »kulturelle 
und sonstige Sachgüter«.

6. Für die Bewertung der Projektwirkungen ist 
wesentlich, daß die Sach- und Wertdimensio­
nen konsequent auseinandergehalten werden. 
So lassen sich Effekte häufig durchaus quantita­
tiv bestimmen (Lärm / Abgase), jedoch in ihrer 
Auswirkungsbedeutung z.B. für Pflanzen- und 
Tierwelt nur subjektiv einschätzen. Die Bewer­
tungsmethodik sollte dem zu bewertenden 
Sachverhalt angemessen sein. Die ökologische 
Risikoanalyse, die sich der qualitativen Be­
schreibung von Wirkungsketten zwischen Ver­
ursacher und Betroffenen bedient, ist die u.E. 
vorläufig einzig adäquate Bewertungsform.

7. Die gesetzlich vorgeschriebenen Grenzwerte 
sind aus ökologischer Sicht weder ausreichend 
noch vollständig. Sie liegen nur für einige Stoffe 
und zudem als politische Kompromißgrößen 
vor. Ihre Aussage ist für die komplexe Realität 
ökosystemarer Verflechtungen, in der langzeit­
liche, synergistische und kombinierte Effekte 
wirksam werden, unbefriedigend. Die Erfor­
schung und Diskussion von umfassenden Um­
weltqualitätszielen (wie sie z.B. durch die Um­
welt- bzw. Landschaftsplanung erarbeitet wer­
den) ist folglich vordringlich.

8. Die naturräumlichen Verhältnisse einerseits 
und die anlage- und betriebsbedingten Bedin­
gungen eines Vorhabens andererseits sind so 
unterschiedlich, daß eine Anpassung der Be­
wertungskriterien an den jeweiligen Fall not­
wendig ist. Einer Standardisierung von Prüfver­
fahren der Umweltverträglichkeit sind deshalb 
Grenzen gesetzt. So sollten z.B. Checklisten nur 
zur Vorprüfung -Scoping- eingesetzt werden.

9. Der Einsatz der EDV muß bewußt als Hilfsmittel 
zur Bewältigung von Datenmassen verstanden 
werden. Eine Anpassung z.B. von Bewertungs­
prozessen an die Bedingungen eines Compu­
ters ist unzulässig.

10. Einer für jedermann /-fr au nachvollziehbaren 
Aufbereitung von Bewertungsvorgängen und 
-ergebnissen kommt in Anbetracht der Anfor­
derungen des UVPG an die Öffentlichkeitsbe­
teiligung verstärkte Bedeutung zu. Dies stellt ei­
ne neue Herausforderung an die Verwaltung 
bzw. Planer dar, adäquate Ausdrucks- / Darstel­
lungsformen zu entwickeln.

11. Die aus administrativen bzw. juristischen Grün­
den begreiflichen Anliegen, Ausgleichs-und Er­
satzmaßnahmen exakter zu bemessen und zu 
berechnen, sind aus ökologischer Sicht zwangs­
läufig nicht befriedigend erfüllbar. Die vorlie­
genden Berechnungsansätze sind teilweise 
falsch, aber in jedem Fall unvollständig. Gänz­
lich abwegig sind aber Monitarisierungsversu- 
che z.B. für Ausgleichszahlungen.
Mittels Langzeituntersuchungen sollte zunächst 
anhand bereits vor längerer Zeit durchgeführ­
ter Maßnahmen nachgewiesen werden, wel­
che Effekte mit Ausgleichs- und Ersatzmaßnah­
men erzielt bzw. nicht erzielt wurden. Ohne ei­
ne solche Beweisführung muß die Frage nach 
der Effizienz von Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen Umstritten bleiben. Daran schließt sich 
auch die generelle Forderung an, für durchge­
führte Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen die 
Nachkontrolle (Umweltmonitoring) einzufüh­
ren.

Anschrift des Verfassers:
Dipl.-Ing. Adrian Hoppenstedt 
Planungsgruppe Ökologie + Umwelt 
Kronenstraße 14 
3000 Hannover 1



Landschaftsplanung in Hamburg*
Von Joachim Malecki

Gliederung:
-  organisatorische Grundlagen
-  gesetzliche Grundlagen
-  dreistufige Landschaftsplanung, *

flächendeckend und querschnittorientiert
-  Planungsdualismus
-  Landschaftsplanung und Eingriffsregelung
-  der Landschaftsplan nach dem Hamburgischen 

Naturschutzgesetz
-  ministerielle Ebene, kommunale Ebene
-  der Bundesstaat Hamburg als Einheitsgemeinde
-  Aufstellungsverfahren (Leistungsrahmen / Gut­

achtenvergabe und Betreuung / Verfahrens­
schritte

-  Inhalte und Festsetzungen der Landschaftsplä­
ne

-  Abstimmung mit der Bauleitplanung zur gebo­
tenen Plankongruenz

-  Qualitative und quantitative Umsetzung der Pla­
nungsinhalte in der Praxis

-  ist der Planungsindividualismus zu halten?
-  was bringt die Novelle des BNatSchG für die 

Landschaftsplanung
-  Votum für eine eigenständige Landschaftspla­

nung mit querschnittorientiertem, flächen­
deckenden Ansatz zum ökologischen Umbau 
der Industriegesellschaft

Überall auf der Welt wurden in den letzten Jahren 
die negativen Einflüsse der industriellen und wirt­
schaftlichen Entwicklung in unserer Umwelt im­
mer deutlicher spürbar. Hierbei sind Natur und 
Umwelt im städtischen Ballungsraum besonderen 
Belastungen durch die menschlichen Eingriffe aus­
gesetzt. Zum Schutz der natürlichen Lebensgrund­
lagen müssen nicht nur Emissionen vermieden 
werden, sondern es bedarf darüber hinaus einer 
langfristigen und umfassend angelegten Umwelt­
vorsorge und Umweltgestaltung. Hierfür brau­
chen wir eine Planung, die alle Fachbereiche und 
Aspekte einbezieht.

1. Was ist Landschaftsplanung?
1976 wurde das Bundesnaturschutzgesetz als Rah­
mengesetz verabschiedet, in dem nunmehr erst­
mals die Landschaftsplanung verankert wurde. 
Der § 1 des Bundesnaturschutzgesetzes stellt in 
knapper Form die Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege dar und formuliert damit auch 
die Aufgabenstellung für die Landschaftsplanung.

* siehe auch Landschaftsplanung in Hamburg, Jahresbe­
richt 1989, Hrsg.: Umweltbehörde, Amt für Landschafts­
planung

»Natur und Landschaft sind im besiedelten und un- 
besiedelten Bereich so zu schützen, zu pflegen und 
zu entwickeln, daß
1. die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes,
2. die Nutzungsfähigkeit der Naturgüter,
3. die Pflanzen-und Tierwelt sowie
4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur 

und Landschaft
als Lebensgrundlagen des Menschen und als Vor­
aussetzung für seine Erholung in Natur und Land­
schaft nachhaltig gesichert sind.«
Aufgabe der Landschaftsplanung ist es, die Erfor­
dernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung die­
ser Ziele auszuarbeiten und darzustellen. Daraus 
ergibt sich die Notwendigkeit, Planungen auf allen 
Stufen und in allen Bereichen durch eine ökologi­
sche und gestalterische Planung zu ergänzen, bes­
ser gesagt zu vervollständigen.
Die Landschaftsplanung hat sich von einer zu­
nächst überwiegend gestalterisch funktionalen 
Aufgabenstellung zu einer ökologisch ausgerichte­
ten Planung entwickelt, die querschnittorientiert 
ist. Sie bezieht sich räumlich sowohl auf freie Land­
schaft als auch auf bebaute Flächen, wie zum Bei­
spiel die Siedlungsräume. Damit ist Landschaftspla­
nung also flächendeckend.
»Unter querschnittorientierten Planungen werden 
solche verstanden, die die Verträglichkeit der Nut­
zungsansprüche sektoraler Fachplanungen unter 
ökologischen, ökonomischen oder sozialen 
Aspekten überprüfen. Landschaftsplanung als 
querschnittorientierte Planung überprüft die Nut­
zungsansprüche von Fachplanungen daraufhin, ob 
ökologische und visuelle Beeinträchtigungen an­
derer Nutzungen von ihnen ausgehen. Ziel ist eine 
beeinträchtigungsfreie, ökologisch optimale Nut­
zungskombination.« (Buchwald)

2. Landschaftsplanung in Hamburg
Mit der Gründung der Behörde für Bezirksangele­
genheiten, Naturschutz und Umweltgestaltung 
(BBNU) im Jahre 1978 hat Hamburg eine wesentli­
che organisatorische Grundlage für eine wirksame 
Umweltpolitik geschaffen.
Auch für die Landschaftsplanung war dieses ein 
bedeutsames Datum und wurde zum Beginn wich­
tiger Entwicklungen. Zunächst wurden als erster 
Schritt zur UmWöltbehörde die drei Grünämter, 
das Garten- und Fjriedhofsamt aus der Baubehörde, 
die Landesforstverwaltung aus der Behörde für 
Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft und das 
Naturschutzamt aus der Kulturbehörde, in die 
neue Umweltbehörde überführt und zum Amt für



Naturschutz und Landschaftspflege zusammenge- 
schlossen. Im Januar 1981 wurde dann das Amt für 
Landschaftsplanung gegründet. Damit war die 
Chance, ein schlagkräftiges Landespflegeamt zu 
schaffen, gegeben. Wichtig war an dieser neuen 
Konstellation für die Grünämter, daß nunmehr die 
Umweltaufgabe von einem eigenen Präses direkt 
im Senat vertreten wurde.
Der 2. Juli 1981 wurde dann für die Landschaftspla­
nung durch die Verabschiedung des hamburgi- 
schen Landesnaturschutzgesetzes zu einem weite­
ren wichtigen Datum. Parallel zur Bauleitplanung 
wurde eine eigenständige dreistufige Landschafts­
planung eingeführt. Hierbei sind analog zwei Stu­
fen, nämlich das Landschaftsprogramm parallel 
zum Flächennutzungsplan und die Landschaftsplä­
ne auf der Stufe des Bebauungsplanes, direkt im 
Landesnaturschutzgesetz fixiert. Zwischen diesen 
beiden Planungsstufen werden auf Stadtteilebene 
parallel zu den Programmplänen die Landschafts­
rahmenpläne erarbeitet.
Von der Umweltbehörde wurde stets Wert darauf 
gelegt, daß die Landschaftsplanung flächen­
deckend und querschnittorientiert arbeitet. Die­
ses führte aufgrund des gleichen Selbstverständ­
nisses zu Auseinandersetzungen, insbesondere mit 
der Bauleitplanung. Schwierigkeiten ergeben sich 
für die Landschaftsplanung häufig auch aus ihrem 
Verhältnis zu einer Reihe von Fachplanungen, da 
unter Verweis auf die eigenen gesetzlichen Fachre­
gelungen Widerspruch gegen eine Einbeziehung 
in eine Gesamtbetrachtung durch die Landschafts­
planung erhoben wird.

LANDSCHAFTSPLANUNG BAULEITPLANUNG

Abb. 1: Stellung der Landschaftsplanung zur Bau­
leitplanung nach dem Hamburgischen Gesetz über 
Naturschutz und Landschaftspflege vom 2.7.1981.
Landschaftsrahmenpläne und Programmpläne so­
wie Grünordnungspläne und Bebauungspläne sol­
len im Verfahren zeitlich parallel aufgestellt und 
erlassen werden.

3. Das Planungsinstrumentarium
(Vgl. Abb. 1 und 2)

Das Landschaftsprogramm soll die Leitlinien für 
den Schutz, die Pflege und die Entwicklung der na­
türlichen Lebensgrundlagen entwickeln und pla­
nerisch umsetzen. Dabei wird besiedelter und un- 
besiedelter Bereich als untrennbare Einheit im Sin­
ne eines urbanen Ökosystems betrachtet. Die städ­
tebaulichen Leitlinien des Flächennutzungsplanes 
sind, insbesondere unter ökologischen Gesichts­
punkten, zu überprüfen. Das ist um so wichtiger, 
als der Flächennutzungsplan nicht nur aus dem 
Jahre 1973 stammt, also mittlerweile 16 Jahre alt 
ist, sondern auch die für ihn entscheidenden Da­
ten und Abwägungskriterien bereits aus der Zeit 
Anfang der 70er oder sogar der 60er Jahre ent­
stammen. Zu diesem Zeitpunkt kannte man das 
Wort Umweltschutz kaum. Von daher ist es ein­
leuchtend, daß die ökologischen Belange nicht 
ausreichend im Flächennutzungsplan zur Geltung 
kommen konnten. 1989 soll der erste Vorentwurf 
für das Landschaftsprogramm vorliegen und bis 
zum Ende der laufenden Legislaturperiode in Senat 
und Bürgerschaft eingebracht werden.
Die Landschaftsrahmenpläne sind zusammen mit 
den Programmplänen, die vom Landesplanungs­
amt in der Baubehörde erarbeitet werden, die 
Hauptbestandteile der Stadtentwicklungsplanung. 
Sie werden nach Fertigstellung und durchgeführ­
ter Abstimmung in der Regel von der Senatskom­
mission für Umweltpolitik und Stadtentwicklung 
beschlossen und sind dann für die Verwaltung bin­
dend. In brisanteren Fällen wird allerdings eine 
Beschlußfassung durch den Senat herbeigeführt, 
so geschehen bei dem ersten fertiggestellten Land- 
schaftsrahmenplan Wilhelmsburg.
Drei Landschaftsrahmenpläne sind inzwischen 
fertiggestellt und verabschiedet worden, und zwar 
die von Wilhelmsburg, Duvenstedt und Lemsahl/ 
Mellingstedt; zwölf weitere befinden sich zur Zeit 
in Bearbeitung.

Abb. 2: Stellung der Landschaftsplanung zu Fach­
planungen (Eingriffsregelung nach dem Hambur­
gischen Gesetz über Naturschutz und Landschafts- 
pflege).



Für dringend erforderlich halten wir eine mög­
lichst gute Information und Beteiligung der Betrof­
fenen. Zu diesem Zweck werden insbesondere Ex­
pertendiskussionen, öffentliche Plandiskussionen 
und Ausstellungen durchgeführt.
Die dritte Ebene ist der rechtsverbindliche Land­
schaftsplan. Wird er parallel zum Bebauungsplan 
aufgestellt, so heißt er Grünordnungsplan. Bisher 
sind vier Grünordnungspläne von der Bürger­
schaft verabschiedet worden - die ersten rechts­
verbindlichen Grünordnungspläne in der Bundes­
republik. Rund zwanzig weitere befinden sich in 
der Bearbeitung. Daneben werden elf »Land­
schaftspläne im engeren Sinne«, d.h. ohne paralle­
le Bebauungsplanverfahren, erarbeitet. Von die­
sen Landschaftsplänen konnte bisher noch kein 
Verfahren abgeschlossen werden.
Ferner entstehen ca. 35 sogenannte Huckepack­
pläne, das sind Bebauungspläne, die direkt Festset­
zungen nach dem Naturschutzgesetz aufnehmen.
Der erste von der Bürgerschaft verabschiedete 
Grünordnungsplan war Wohldorf/Ohlstedt 8. Er 
ist u.a. deswegen bemerkenswert, weil in ihm zum 
ersten Male der Grundsatz entwickelt worden ist, 
daß sämtliches Niederschlagswasser im Plangebiet 
zur Versickerung gebracht werden muß.
Abschließend sei auf ein besonderes landschafts­
planerisches Instrument hingewiesen: die Ein­
griffsregelung (vgl. Abb. 2). Sie besagt, daß bei Ein­
griffen in Natur und Landschaft die Verursacher, 
seien es nun private Maßnahmeträger oder Träger

der öffentlichen Hand, aufgrund des Hamburgi- 
schen Naturschutzgesetzes eine Reihe von Verfah­
rensschritten zu beachten haben.
Es handelt sich um folgende Schritte:
-  Nachweis der Unvermeidbarkeit des Eingriffs,
-  Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigun­

gen,
-  Nachweis über die Ausführung der geringst­

möglichen Beeinträchtigungen (= Konfliktmi­
nimierung),

-  Nachweis über die Durchführbarkeit der Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen und ihre Um­
setzung bzw.

-  Zahlung einer Ausgleichsabgabe.
Die Eingriffsregelung hat in Hamburg eine erheb­
lich stärkere Stellung als in den Flächenländern, da 
hier der Maßnahmeträger ein Einvernehmen statt 
nur des durchzuführenden Benehmens mit der je­
weils zuständigen Naturschutzbehörde, der Um­
weltbehörde oder dem Bezirksamt erzielen muß. 
Bei größeren Maßnahmen werden zu diesem 
Zweck landschaftspflegerische Begleitpläne gefor­
dert.

Anschrift des Verfassers:
LBD, Dipl.-Ing. Joachim Malecki 
Leiter des Amtes fü r  Landschaftsplanung 
in der Umweltbehörde 
( Oberste Landespflegebehörde)
Freie und Hansestadt Hamburg 
Steindamm 22  
2000 Hamburg 1



Diskussionsprotokoll zu dem Vortrag 
von J. Malecki
Protokollantin: Henriette Wache
Warum wird in einem Stadtstaat wie Hamburg ei­
ne Landschaftsplanung auf drei Ebenen fü r  not­
wendig angesehen?
Die Landschaftsplanung richtet sich nach der ham- 
burgischen Planungshierarchie. Es bedarf in ei­
nem Ballungsraum wie Hamburg eines durchge­
henden Gesamtkonzeptes, um Fehlentwicklungen 
zu vermeiden. Bei Beibehaltung des jetzigen Tem­
pos der Flächenversiegelung wäre in etwa 30 Jah­
ren mit einer Total Versiegelung des Stadtgebietes 
zu rechnen (»ManhattanVerhältnisse«).
Das Landschaftsprogramm wurde daher als Leitli­
nie für die Entwicklung des »urbanen Ökosystems 
Hamburg« geschaffen; es wurde als Entscheidungs­
grundlage für die Politik konzipiert.
Zur Vermeidung einer Lücke zwischen dem pro­
grammatischen Ansatz des Landschaftsprogramms 
(M 1 :20  000) und dem B-Plan (M 1 :300 bis 
1 :1000)  wurde auf der Ebene der Stadtteilplanung 
parallel ein Landschaftsrahmenplan im Maßstab 
1 :5  000 eingeführt. Er beschränkt sich nicht auf 
die Bauleitpianung, sondern entwickelt eigene 
planerische Leitbilder (sog. »Stadtmilieus«). Damit 
soll erreicht werden, daß die Stadtökologie im Zu­
sammenhang gesehen und nicht durch eine Viel­
zahl kleinerer Bebauungspläne (»Salamitaktik«) 
weggeschoben werden kann.
Der Landschaftsrahmenplan entbehrt zur Zeit der 
expliziten rechtlichen Grundlage im HHNatSchG. 
Dennoch ist ein politischer Wille vorhanden, so 
daß bisher drei Landschaftsrahmenpläne verab­
schiedet wurden und 11 weitere in Arbeit sind. 
Über diese Pläne werden viele vorhandene Kon­
flikte im Kabinett behandelt; damit entsteht ein Fo­
rum für die Stadtökologie, mit dem eine relativ 
große Öffentlichkeit erreicht werden kann.
Es besteht nun der Wunsch, den Landschaftsrah­
menplan rechtlich zu verankern und auch das Amt 
für Landschaftsplanung direkt dem Senat zu unter­
stellen.

Herr Malecki wurde um nähere Erläuterung der 
»Planungsrichtwerte Hamburg« gebeten.
Die »Planungsrichtwerte« sollen analog zu den 
Richtwerten der Baunutzungsverordnung in die 
Bauleitplanung eingehen. Sie sind bezogen auf pri­

vate einzelne Baugrundstücke, für die irgendwann 
eine Baugenehmigung beantragt werden muß. Es 
soll mittels dieser Richtwerte und über die Bauge­
nehmigung versucht werden, funktionsfähige Bö­
den durch Festsetzung eines unversiegelten Flä­
chenanteils zu erhalten sowie Grünstrukturen mit­
tels Festlegung einer »Grünvolumenzahl zu schaf­
fen und/oder zu erhalten.
Dabei ist die Gefahr einer unzulässigen Vereinfa­
chung ökologischer Qualitäten nicht völlig ausge­
räumt. Andererseits soll den Bauwilligen ein Hand­
lungsspielraum gegeben, zu strikte Vorgaben (z.B. 
Heckenpflanzung in Metern) sollen vermieden 
werden. Ein einfaches Verfahren ist außerdem aus 
Gründen der Nachvollziehbarkeit und Vergleich­
barkeit notwendig,
Eine sinnvolle Zuordnung und Vernetzung ökolo­
gischer Funktionen ist mit diesem Instrument al­
lerdings nicht gewährleistet; dies kann nur im Rah­
men der Grünordnung auf öffentlichen Flächen 
erreicht werden.

Warum wird in Hamburg gerade die Ökologisie­
rung der Landwirtschaft gefördert; warum besteht 
kein Förderschwerpunkt bei der Ökologisierung 
von Industriegebieten?
In Hamburg existieren auch Konzepte für Indu­
strie und Gewerbe. Der Hamburger Hafen ist über 
die Hafenentwicklungsverordnung vom Landes­
entwicklungsgesetz und damit von der Bauleitpla­
nung ausgenommen, eine Art »Staat im Staate«. Eine 
flächendeckende Landschaftsplanung ist dennoch 
möglich. Es wurde hier versucht, über einen 
Grünordnungsplan eine unversiegelte Fläche von 
15 - 20%  festzulegen. Theoretisch wäre das auch 
umsetzbar, denn es handelt sich um öffentlichen 
Grund (des Wirtschaftsressorts); jedoch steht die 
Hafenentwicklungsverordnung dem Plan entge­
gen.
Die Stadt betreibt zu diesem Thema Öffentlich­
keitsarbeit im Rahmen von Ökologieforen, Work­
shops und Seminaren. Kommendes Frühjahr fin­
det eme Veranstaltung zum Thema »Ökologisie­
rung von Industrie- und Gewerbegebieten« statt.
Im übrigen ist auch die Ökologisierung der Land­
wirtschaft nicht ohne Schwierigkeiten, denn sie 
stößt bei den Betroffenen eher auf Skepsis. Eine 
Nutzungsextensivierung wird dabei noch eher ak­
zeptiert als die Veränderung der Vertriebswege.



Landschaftsplanung in Rheinland-Pfalz
Von Gerhard Heu

Ziel jeder Planung ist Vorsorge. Das gilt auf allen 
Gebieten z.B. des Verkehrs, der Gesundheit, der 
Kultur, der Wirtschaft und selbstverständlich auch 
für den Bereich des Umweltschutzes und hier be­
sonders für Naturschutz und Landschaftspflege. In 
diesem Bereich hat bis zum Inkrafttreten des er­
sten Landespflegegesetzes von 1973 eine vorsor­
gende Planung mit Ausnahme von Erprobungen 
des Instrumentes ab 1968 gefehlt. Bundesweit ist 
die vorsorgende Landschaftsplanung durch das 
Bundesnaturschutzgesetz vom 20.12.1976 einge­
führt worden. Diese bundesrechtliche Regelung 
auf maßgebliche Vorarbeiten der Länder Rhein­
land-Pfalz und Schleswig-Holstein gestützt, hat die 
Landschaftsplanung als Ergänzung zur raumbezo­
genen d.h. zur regionalen Raumordnungsplanung 
und zur Bauleitplanung konzipiert. An diese Rege­
lung hat das Land Rheinland-Pfalz seine Bestim­
mungen über die landespflegerische Planung in 
den §§ 16 und 17 LPflG in der Novelle 1978 ange­
paßt und in der zweiten Änderung des Landespfle­
gegesetzes 1987 fortentwickelt.
Die Landschaftsplanung in der Bauleitplanung 
nach § 17 des Landespflegegesetzes (LPflG) dient 
in Ausfüllung der Rahmenbestimmungen des § 6 
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) der 
Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege und beinhaltet die örtlichen 
Erfordernisse und Maßnahmen der Landespflege, 
die in den Flächennutzungsplänen darzustellen 
und in den Bebauungsplänen festzusetzen sind 
(§17 Abs. 1 LPflG.)
Die Durchführung der Landschaftsplanung in der 
Bauleitplanung obliegt seit der Novellierung des 
Landespflegegesetzes vom 1. Mai 1987 den Trä­
gern der Bauleitplanung. Sie erfordert als Teil staat­
licher Aufgabenerfüllung die ständige Beteiligung 
der unteren Landespflegebehörde am Planungs­
prozeß.
Nach § 17 Abs. 3 LPflG sind die Träger der Bauleit­
planung deshalb verpflichtet, die Angaben und 
Zielvorstellungen nach § 17 Abs. 2 unter Beteili­
gung der unteren Landespflegebehörde zu erar­
beiten und bei der Aufstellung der Flächennut­
zungspläne und der Bebauungspläne zu berück­
sichtigen.
Zur Erfüllung der Anforderungen des § 17 LPflG ist 
es auch erforderlich, daß die Bauaufsichtsbehör­
den, die Landesplanungsbehörden und die Landes­
pflegebehörden eng Zusammenarbeiten und sich 
gegenseitig unterstützen.
Es ist zweckmäßig, wenn die Träger der Bauleitpla­
nung die Landesplanungsbehörde möglichst früh­

zeitig von ihrer Absicht unterrichten, Bauleitpläne 
aufzustellen, zu ändern oder zu ergänzen und die 
landesplanerische Stellungnahmen nach §20 Lan­
desplanungsgesetz anfordern.
Die Landesplanungsbehörde beteiligt im Rahmen 
ihrer Aufgabenstellung nach §20 des Landespla­
nungsgesetzes bei der Abgabe landesplanerischer 
Stellungnahmen zu Bauleitplänen die zuständige 
Landespflegebehörde (Rundschreiben der Staats­
kanzlei -  oberste Landesplanungsbehörde — vom 
5.12.1985, IV-1001/1).
Das frühzeitige Erkennen von Planungsmängeln 
und die Vermeidung darauf beruhender zeit- und 
kostenaufwendiger Umplanungen bzw. Planände­
rungen zu einem späteren Zeitpunkt erfordert die 
Festlegung des Untersuchungsumfangs und der 
voraussichtlichen Untersuchungsdauer zur Erar­
beitung der Angaben für die landespflegerischen 
Planungsbeiträge zu den Bauleitplänen unter Be­
teiligung der Landespflegebehörde und unter 
Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßig­
keit.
Für die Erarbeitung der Angaben nach § 17 Abs. 2 
Nr. la LPflG ist in der Regel eine Vegetationsperio­
de (1. 3. bis 30.9.) in Betracht zu ziehen.
Den Bestimmungen der §§17 und 17a des Landes­
pflegegesetzes entsprechende landespflegerische 
Planungsbeiträge (§ 17 Abs. 3) einschließlich ihrer 
Berücksichtigung in den Bauleitplänen verlangen, 
daß
-  die Verfasser beider Planungen in allen Pla­

nungsphasen eng Zusammenarbeiten,
-  bei der Erstellung, Änderung oder Ergänzung

der Bauleitpläne sowie der landespflegerischen 
Planungsbeiträge nach § 17 LPflG die
Vorgaben/Grundlagen beider Planungen pa­
rallel erarbeitet werden,

-  die landespflegerischen Planungsbeiträge den 
Vorentwürfen der Bauleitpläne (§§27, 40 
HO Ai) zugrundegelegt werden,

-  die mit der Erstellung des landespflegerischen 
Planungsbeitrages und der Maßnahmenpla­
nung zu beauftragende Person die Vorausset­
zungen des §17a LPflG erfüllt. Die Landespfle­
gebehörde berät auf Anfrage die Träger der 
Bauleitplanung bei der Auswahl der mit der Er­
stellung des landespflegerischen Planungsbei­
trages zu beauftragenden Person.

Inhalte
§17 Abs. 3 verpflichtet die Träger der Bauleitpla­
nung, unter Beteiligung der unteren Landespflege­
behörde die Angaben und Zielvorstellungen (lan-



despflegerischer Planungsbeitrag) nach § 17 Abs. 2 
zu erstellen. Diese sind am jeweiligen Planungsziel 
zu orientieren und bestehen aus:
Angaben (§ 17 Abs. 2 Nr. la LPflG) unter Berück­
sichtigung der gegenwärtigen Ausprägung des 
Raumes und seiner Nutzungen unter Einschluß sei­
ner Entwicklung über
-  den geologischen Aufbau
-  die Oberflächengestalt/das Relief
-  die Bodenverhältnisse
-  die Wasserverhältnisse
-  die (bio-) klimatischen Verhältnisse (ein­

schließlich Luftbelastung)
-  die Lebensräume der Pflanzen- und Tierwelt 

und bestandsbedrohte Arten unter Beachtung 
der Ergebnisse der Biotop-Kartierung und voll­
ständiger Erfassung der nach § 24 Abs. 2 Nr. 4 - 
11 LPflG geschützten Lebensstätten

-  die Wechselbeziehungen (Wirkungsgefüge) 
sowie

-  das Landschaftsbild und das Erlebnis- und Erho- 
lungspotential.

Darstellungen der gegenwärtigen Raumnutzun­
gen insbesondere
-  Siedlung
-  Verkehr
-  Lagerstättenabbau
-  Landwirtschaft
-  Forstwirtschaft
-  Wasserwirtschaft
-  Jagd und Fischerei
-  Ver- und Entsorgung
-  Post- und Fernmeldewesen
-  Tourismus / Fremdenverkehr
-  Zivile und militärische Verteidigung
Analyse, Bewertung und Darstellung der
-  Auswirkungen der Raumnutzungen auf Natur 

und Landschaft
-  gegenwärtigen Leistungsfähigkeit des Natur­

haushalts nach Eignung, Empfindlichkeit, vor­
handener Belastung und Schutzbedürftigkeit in 
bezug auf
-  den Arten- und Biotopschutz 

(Maßgeblich sind Biotopsysteme, die das 
Überdauern der planungsraumspezifischen 
Vielfalt an Lebensräumen und ihren Lebens­
gemeinschaften gewährleisten, die wesent­
lichen Zeugnisse der erd- und naturge­
schichtlichen sowie der kulturlandschaftli­
chen Entwicklung repräsentieren und die 
für Forschung und Wissenschaft bedeutsa­
me Objekte aufweisen.)

-  das Naturerleben und die Erholung 
(Bewertungsmaßstab ist eine raumspezifi­
sche Vielfalt natur- und kulturbedingter Ele­
mente, die den verschiedenen Anforderun­
gen an die Erlebnis- und Erholungsqualitä­
ten gerecht wird.)

-  die Wasser Verhältnisse, den Bodenschutz,

die (bio-) klimatischen Verhältnisse (Bewer­
tungsmaßstab bilden die Funktionsfähigkeit 
der natürlichen Abläufe und Wirkungszu­
sammenhänge im Sinne der landespflegeri­
schen Zielsetzung (§ 1 Abs. 1 LPflG), in ihrer 
ungestörten naturraumspezifischen, bioti­
schen und abiotischen Vielfalt und Ausprä­
gung. Es werden angestrebt
-  funktionsfähige Wasserkreisläufe, 

Sicherung und Wiederherstellung 
von natürlichen Grund- und Ober­
flächengewässersystemen ,

-  biologisch funktionsfähige, unbelastete 
Böden,

-  bioklimatische EntlastungsWirkungen, 
unbelastete Luft, Lärmfreiheit.

-  Nutzungskonflikte und Verträglichkeiten 
von Nutzungen unter Einschluß der Bela­
stungen von Natur und Landschaft (Umwelt­
verträglichkeitsbeurteilung des Zustandes) 
einschließlich einer Prognose der zu erwar­
tenden Entwicklung von Natur und Land­
schaft aufgrund ihres gegenwärtigen Zustan­
des und der bestehenden Nutzungen (»Sta- 
tus-Quo-Prognose«).

Angaben (§17 Abs. 2 Nr. 1 b LPflG) über Flächen,
die den folgenden Zwecken dienen:
-  dem Klima, insbesondere der Sicherung der 

Frischluftzufuhr, des Kaltluftabflusses oder ei­
nes ausgewogenen Stadtklimas (Verdunstung, 
Strahlungsbilanz, Luftfeuchtigkeit),

-  dem Ge Wässer schütz wie z.B. der Grundwas- 
seranreicherung, dem Schutz von Fließ- und 
Stillgewässern vor Eintrag schädlicher Stoffe, 
der Ufersicherung, der Erhaltung naturnaher 
Fließgewässer und ihrer Eigendynamik,

-  dem Hochwasserschutz, wie z.B. der Erhaltung 
natürlicher oder naturnaher Überschwem­
mungsgebiete oder der Sicherung des Hoch­
wasserabflusses,

-  dem Erosionsschutz, wie z.B. Vermeidung von 
Bodenabtrag durch Wind- oder Wassererosion, 
der Vermeidung von Bodenverlagerungen 
durch Bodenfluß oder durch Rutschungen,

-  dem Immissionsschutz, wie z.B. der Vermei­
dung oder Vorbeugung weiterer Belastungen 
durch Luftverunreinigungen und Lärmeinwir­
kungen

-  dem Arten-, Biotop- und Landschaftsschutz,
-  der Regeneration der Landschaftsfaktoren und 

deren Wirkungsgefüge oder
-  der landschaftsbezogenen Erholung.
Angaben (§ 17 Abs. 2 Nr. lc  LPflG) über weitere
Landschaftsbestandteile, die
-  der Erhaltung eines leistungsfähigen Natur­

haushalts dienen, wie z.B. Schutzpflanzungen, 
Feldgehölze, Baum- und Strauchgruppen, 
Alleen, Baumreihen, Gewässer und Feuchtge­
biete



-  der Sicherung von Vielfalt, Eigenart oder 
Schönheit der Landschaft dienen, wie z.B. Orts­
und Landschaftsbild belebende oder gliedern­
de Grünbestände, weithin sichtbare Hangkan­
ten, Talmulden, Höhenrücken oder typische 
Wiesentäler, Flächen mit naturraum-typischen 
historischen Bewirtschaftungsformen (Hei­
den, Niederwald usw.)

Verfahrensregelung
Die vorliegenden Erhebungen, Analysen und Be­
wertungen (§17 Abs. 2 Nr. 1 LPflG) bilden die 
Grundlage für die auf den Planungsraum bezoge­
nen landespflegerischen Zielvorstellungen, die 
von den Trägern der Bauleitplanung gemäß §17 
Abs. 2 Nr. 2 LPflG unter Beteiligung der Landes­
pflegebehörde zu entwickeln sind.
Die Beteiligung im Sinne des § 17 Abs. 3 verlangt 
auch, daß die landespflegerischen Zielvorstellun­
gen, die als Entwicklungskonzept zu verstehen 
sind, zwischen den Trägern der Bauleitplanung, 
dem Planverfasser und der Landespflegebehörde 
erörtert werden.
Soweit dabei erkennbar wird, daß zusätzliche Er­
hebungen erforderlich werden, sind diese durch­
zuführen und die Ergebnisse in der Planung zu be­
rücksichtigen.
Um den gesetzlichen Anforderungen entsprechen 
zu können, müssen die landespflegerischen Ziel­
vorstellungen Aussagen darüber enthalten, wie 
Natur und Landschaft nach den Grundsätzen der 
Vermeidung neuer und der Verminderung vor­
handener Beeinträchtigungen zu schützen, zu pfle­
gen und zu entwickeln sind, um einen Zustand zu 
erreichen, der den Zielen von Naturschutz und 
Landschaftspflege nach § 1 Abs. 1 LPflG unter 
Beachtung der Grundsätze nach § 2 LPflG ent­
spricht.
Dabei sind
-  die dafür erforderlichen Maßnahmen unter 

Beachtung der Grundsätze des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege nach § 2 LPflG zu be­
stimmen, flächenmäßig darzustellen und

-  Maßnahmen zur Realisierung der Ziel vor Stel­
lungen zu konzipieren, insbesondere Maßnah­
men im Sinne von 3.1.4 zur
-  Sicherung, Schaffung, Entwicklung und Pfle­

ge von Flächen für deiTATten- und Biotop­
schutz unter Berücksichtigung der funktio­
nalen Vernetzung der jeweiligen Teilflä­
chen (z.B. die Umsetzung der Biotopsystem­
planung)

-  Sicherung und Schaffung von Flächen für 
Frischluftzufuhr, Kaltluftabfluß

-  Renaturierung von Gewässern
-  Erosionsvermeidung
-  Hochwasserrückhaltung
-  Nutzungsextensivierung

-  Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes
-  Erhaltung natürlicher Landschaftselemente 

wie Mulden, Hangkanten usw.
-  Erhaltung naturraumspezifischer, histori­

scher Bewirtschaftungsformen (Heiden, 
Triften, Niederwald usw.)

-  Erhaltung und Entwicklung von Erholungs­
räumen (z.B. Umsetzung von Naturparkpla­
nungen) .

Die Prüfung der Bauleitpläne nach den Bestim­
mungen des Baugesetzbuches (Genehmigungs-, 
Anzeigeverfahren) setzt voraus, daß die landes­
pflegerischen Planungsbeiträge in Gestalt landes­
pflegerischer Entwicklungskonzepte und ihre Be­
rücksichtigung bei der Aufstellung, Änderung 
oder Ergänzung der Bauleitpläne nachvollziehbar 
in Text und Karte erläutert bzw. dargestellt sind.
Die Träger der Bauleitplanung sollen der Landes­
pflegebehörde jeweils ein Exemplar des landes­
pflegerischen Planungsbeitrages zur Verfügung 
stellen.

Berücksichtigung der Angaben und Ziel­
vorstellungen (§ 17 Abs. 3 LPflG) 
in den Bauleitplänen
Die Träger der Bauleitplanung sind nach § 17 Abs. 
3 verpflichtet, die Angaben und Zielvorstellungen 
(§ 17 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 LPflG) bei der Aufstellung, 
Änderung oder Ergänzung der Bauleitpläne zu be­
rücksichtigen.
Abweichungen von den Zielvorstellungen des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege und da­
durch entstehende Zielkonflikte erfordern von 
den Verfassern der Bauleitpläne und der landes­
pflegerischen Planungsbeiträge gemeinsam zu er­
stellende und mit der Landespflegebehörde zu 
erörternde Planungsvarianten unter Einbeziehung 
der weitestgehenden Möglichkeiten zur Vermei­
dung (Nullvariante) und zum Ausgleich von 
Beeinträchtigungen an Natur und Landschaft (Prü­
fung der Umweltverträglichkeit).
Die Träger der Bauleitplanung entscheiden sich 
sodann für eine Variante mit Flächennutzungen 
und Standortangaben, mit Angaben über anzustre­
bende Nutzungsintensitäten, Maßnahmen zum Ab­
bau vorhandener und zur Vermeidung zusätzli­
cher Beeinträchtigungen sowie Flächen für die 
notwendigen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen.
Sobald und soweit von den Zielvorstellungen der 
Landespflege abgewichen worden ist, schreibt das 
Landespflegegesetz vor, daß die Träger der Bau­
leitplanung nach § 17 Abs. 4 Nr. 1 LPflG im einzel­
nen erläutern bzw. begründen, aus welchen Grün­
den den abweichenden Planungen der Vorrang 
vor den Zielvorstellungen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege eingeräumt worden ist.



Dabei ist nach § 17 Abs. 4 Nr. 2 darzulegen, wie die 
bei Realisierung eines Bauleitplanes zu erwarten­
den, unvermeidbaren Beeinträchtigungen von Na­
tur und Landschaft beseitigt oder durch geeignete 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kompensiert 
werden können, so daß nach Verwirklichung der 
Planung
-  keine erheblichen oder nachhaltigen Beein­

trächtigungen des Naturhaushalts Zurückblei­
ben und das Landschaftsbild landschaftsgerecht 
wiederhergestellt oder neu gestaltet ist (Aus­
gleich) oder

-  die durch nicht ausgleichbare Beeinträchtigun­
gen gestörten Funktionen der Landschaft bei 
vorrangigen Vorhaben an einer anderen Stelle 
gewährleistet sind (Ersatz).

In der vorbereitenden Bauleitplanung sind dafür 
Flächen im erforderlichen Umfang darzustellen 
und in der verbindlichen Bauleitplanung ein­
schließlich bestimmter Maßnahmen festzusetzen.
Werden verbindliche Bauleitpläne aufgestellt oder 
geändert, so sind Beeinträchtigungen in der Regel 
im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes durch 
qualitative Maßnahmen, die die funktionalen Zu­
sammenhänge (Wirkungsgefüge) des Planungs­
raumes berücksichtigen, zu kompensieren. Dazu 
zählen z.B.:
-  Entsiegelung oder Renaturierung von Flächen
-  Nutzungsextensivierung
-  Schaffung von Versickerungsmöglichkeiten für 

das Oberflächenwasser etc.
Dabei sind nach Möglichkeit durch weiträumige 
Abgrenzung des Plangebietes ausreichend bemes­
sene Flächen zur Verwirklichung der erforderli­
chen Maßnahmen bereitzustellen.
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme, die durch quali­
tative Maßnahmen und entsprechende Flächenbe­
reitstellung im Geltungsbereich des Bebauungs­
planes nicht kompensiert werden können, sind in 
zeitlichem und sachlichem Zusammenhang damit 
an anderer Stelle festzusetzen. Die Beteiligungs­
pflicht nach § 17 Abs. 3 verlangt, daß die Träger der 
Bauleitplanung diese Maßnahmen unter Beteili­
gung des Planverfassers mit der Landespflegebe­
hörde erörtern.

Nachrichtliche Übernahme von Flächen
Durch Rechtsverordnung nach den §§ 18 bis 22 
LPflG gesicherte Flächen und natürliche Bestand­
teile sollen nachrichtlich in die Bauleitpläne über­
nommen werden (§ 5 Abs. 4 BauGB). Die Erhal­
tung der nicht hierunter fallenden, im Rahmen der 
Biotopkartierung sowie der Arten- und Biotop­
schutzplanung erfaßten Lebensstätten zählt zu den 
landespflegerischen Zielvorstellungen nach § 17 
Abs. 2 Nr. 2 LPflG, die bei der Aufstellung der Bau­
leitpläne zu berücksichtigen sind (§17 Abs. 3 
LPflG).

Beteiligung der Landespflegebehörden als 
Träger öffentlicher Belange
Die Beteiligung nach § 17 Abs. 3 LPflG ersetzt die 
Beteiligung nach § 3 Abs. 2 LPflG und § 4 BauGB, 
soweit es die untere Landespflegebehörde betrifft. 
Werden Belange der oberen oder obersten Lan­
despflegebehörde berührt, insbesondere im Zu­
sammenhang mit Programmen, Projekten und Ob­
jekten, so sind diese gesondert zu beteiligen.

Die spezielle Situation 
in Rheinland-Pfalz
Aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen ist die 
Landschaftsplanung in Rheinland-Pfalz sachlich­
inhaltlich am breitesten angelegt. In anderen Bun­
desländern beschränkt sie sich im Extremfall auf 
den Artenschutz und die sogenannte naturorien­
tierte Erholung. Wichtig ist, daß das rheinland- 
pfälzische Landespflegegesetz in seinem §17, wie 
übrigens auch in § 16 in der Landschaftsrahmen­
planung zur Regionalplanung, ausdrücklich die 
Umweltverträglichkeit für die Bauleitplanung for­
dert, eine Konsequenz, die sich ohne weiteres 
auch mit dem BauGB deckt. Wie aber sieht die Pra­
xis aus? Was ist zu tun? Was wird getan?
Rheinland-Pfalz hat 212 kommunale Gebietskör­
perschaften, für die die Flächennutzungsplanung 
in Betracht kommt, darunter 200 Verbands- und 
Einheitsgemeinden und kreisangehörige Städte. 
Nach der Statistik existieren in Rheinland-Pfalz 
mehr als 200 Landschaftspläne, oder sie sind zu­
mindest im Stadium der Erarbeitung. Die Statistik 
kann sich also sehen lassen. Aber wie sieht es mit 
der Qualität aus? Gerechterweise muß gesagt wer­
den, daß die im Recht fixierten Anforderungen 
nur in wenigen Fällen erfüllt werden - eine Situa­
tion, die sich von der der anderen Bundesländer 
nicht unterscheidet (exakte Analysen liegen aller­
dings nicht vor), wie sie sich aber gleich oder ähn­
lich für die Flächennutzungspläne zeigt, die oft ge­
nug die Qualitätsnormen nicht erfüllen, die im 
Baugesetzbuch vorgezeichnet sind.
Um die Mängel abzustellen, ist für Rheinland-Pfalz 
folgendes Projekt konzipiert worden: Ein Hoch­
schulinstitut entwickelt einen umfangreichen Lei­
stungskatalog. In drei Gemeinden wird in soge­
nannten Pilotprojekten dieser Leistungskatalog auf 
seine Tauglichkeit geprüft. Die Pilotanwendung 
erfolgt unter normalen Bedingungen, durch einge­
führte Planungsbüros, mit der nach Honorarord­
nung berechneten Vergütung. Die Validitätsprü­
fung des Leistungskataloges erfolgt durch soge­
nannte Planergespräche, in denen die Erfahrun­
gen der Büros ausgetauscht werden.
Mittlerweile liegen die Ergebnisse der drei Pilot­
projekte vor. Aufgrund des positiven Echos ist für 
Rheinland-Pfalz vereinbart, daß jeder Landkreis 
ein derartiges Pilotprojekt bekommen soll, bei



dem auch das Zusammengehen zwischen Kommu­
ne, Planungsbüro und Unterer Landespflegebe­
hörde trainiert werden soll. Beim rheinland-pfälzi­
schen Modell ist wesentlich, daß das Land die 
Landschaftsplanung finanziell fördert.
Zur Qualifizierung der Landschaftsplanung wird 
ferner als erforderlich angesehen, daß eine inten­
sive Fortbildung der Fachvertreter stattfindet.
Diese erfolgt durch das Landesamt für Umwelt­
schutz und Gewerbeaufsicht in Zusammenarbeit 
mit den Berufsverbänden (Oppenheimer Arbeits­
tage) . Darüber hinaus werden verschiedene Infor­
mationsveranstaltungen organisiert, auf denen 
über das Projekt »Landschaftsplanung in Rhein­
land-Pfalz« informiert wird. Für das Winterhalb­
jahr 1990 / 91 wird zur Zeit ein umfangreiches Pro­
gramm aufgestellt.

Thesen und Erfahrungen
Vielfach wird die Landschaftsplanung als Verhin­
derungsinstrument für die kommunale Entwick­
lung abgestempelt. Indem sie die Belange des Bo­
denschutzes, des Schutzes von Grund- und Ober­
flächengewässern, der Erhaltung der bio-klimati­
schen Qualitäten, der landschaftsbezogenen Erho­
lung und des Schutzes der Lebensräume von Pflan­
zen und Tieren vertritt, hat die Landschaftspla­
nung sicherlich zunächst Verbote und Gebote aus­
zusprechen. Damit werden aber nicht nur die vom 
Landesparlament im Landespflegegesetz festgeleg­
ten allgemeinen Ziele und Grundsätze für das Ge­
meindegebiet konkretisiert, sondern auch die An­
forderungen des Baugesetzbuches in bezug auf die 
Umweltvorsorge erfüllt. Letztendlich ist die Erhal­
tung, Entwicklung oder Wiederherstellung von 
Umweltqualitäten kein von außen oder von oben 
aufgezwängter Luxus, sondern ureigenes Interesse 
der Kommunen, das sowohl rechtlich als auch po­
litisch gestützt und allemal sachlich begründet ist. 
Landschaftsplanung nach den Standards von 1973

Diskussionsprotokoll zum Vortrag  
von G. Heu
Protokollant: M. Schneider
Kann der UVP-Anspruch des L-Planes aufrecht er­
halten werden, wenn bei der Beurteilung lediglich 
das vorhandene Nutzungsspektrum zugrunde ge­
legt wirdF
Die Umsetzung des L-Planes bleibt der Phase II (In­
tegration in Bauleitplanung) Vorbehalten. Der 
Landschaftsplaner soll künftig gemäß der in Vor­
bereitung befindlichen Verwaltungsvorschrift 
zwingend bei der Integration hinzugezogen wer­
den (vgl. §17 RliPf. LPflG).

wie 1979 oder 1987 und mit dem fachlichen 
Know-how von heute liefert den Gemeinden Kon­
zepte für ihre Umweltentwicklung.
Damit steckt sie auch die Handlungsspielräume für 
die wirtschaftliche Entwicklung ab. Ein absolutes 
Nein spricht sie im Schnitt für drei bis fünf Prozent 
des gesamten Gemeindegebietes aus, oft genug für 
Flächen, die ohnehin für jegliche Vorhaben unin­
teressant sind. Schon in Anbetracht der allgemein 
günstigen wirtschaftlichen Situation sollte es mög­
lich sein, solche Flächen als indisponibel einzustu­
fen und sie unangetastet zu lassen.
Der Rest ist aus planerischer Sicht disponibel. Al­
lerdings muß eingerechnet werden, daß nach je­
der Inanspruchnahme von Natur und Landschaft 
die Funktionsfähigkeit des Landschaftshaushaltes 
und die Gestaltungsqualitäten wieder hergestellt 
werden. Je schwerer die Störungen von Land­
schaftshaushalt und Landschaftsbild sind, desto 
härter sind die Konsequenzen. Umgekehrt und 
gleichzeitig zeigt die Landschaftsplanung diejeni­
gen Flächen auf, auf denen Vorhaben überhaupt 
und unter leichteren Bedingungen realisiert wer­
den können. D.h. die Gemeinde erhält ein Ord­
nungsinstrument für einhundert Prozent ihrer Ge­
markung, das zur Steuerung der Entwicklung in 
der Land- und Forstwirtschaft ebenso einsetzbar ist 
wie bei Straßenplanung und Städtebau. Letztend­
lich bedeutet dies eine Stärkung der kommunalen 
Planungshoheit durch Landschaftsplanung, nicht 
etwa eine Schwächung. Das haben außer den drei 
Pilotprojekten auch mehrere andere Landschafts­
planungen ergeben, die nach den heute für Rhein­
land-Pfalz gültigen Maßstäben erarbeitet worden 
sind.
Anschrift des Verfassers:
BD Gerhard Heu
Ministerium fü r  Umwelt und Gesundheit 
Kaiser-Friedrich-Straße 7 
6500 Mainz



Landschaftsplanung in Schleswig-Holstein
Von Uwe Scharrel

Die in §1 BNatschG/LPflG normierten Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege lassen 
sich nur verwirklichen, wenn neben räumlich 
und inhaltlich differenzierten Maßnahmen zum 
Schutz von Natur und Landschaft auch Einfluß ge­
nommen wird auf alle Maßnahmen, die zu Verän­
derungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflä­
chen führen. Solche Veränderungen können die 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder das 
Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beein­
trächtigen (Eingriffe) oder aber gezielt zur Ent­
wicklung von Natur und Landschaft beitragen 
(biotopgestaltende Maßnahmen).
Um den vorgenannten Anforderungen genügen zu 
können, bedarf es aufgrund der bestehenden Vor­
schriften des Raumplanungs- und Fachplanungs­
rechtes und den hier geregelten Bindungswirkun­
gen nicht nur eines Einwirkens seitens des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege auf die unmit­
telbare Handlungs- / Entscheidungsebene, son­
dern auch einer Einwirkungsmöglichkeit auf die 
dieser Ebene vorgelagerten Stufen der Raumord­
nung und Landesplanung einerseits sowie der Bau­
leitplanung andererseits.
Als weiteres Instrument zur Verwirklichung der 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
hält hierfür das BNatschG / LPflG neben der Vorha­
benbezogenen Eingriffsregelung und dem unmit­
telbar wirkenden Flächen- und Objektschutz die 
Landschaftsplanung vor.
Die Regelungen im Schleswig-Holsteinischen 
Landschaftspflegegesetz beinhalten im einzelnen 
folgendes:
-  Zuständigkeit:

Gemeinden und Städte als Selbstverwaltungs­
aufgabe

-  Plangebiet:
Gemeindegebiet und Teilgebiete des Gemein­
degebietes

-  Planungsanlaß:
Allgemeines Erfordernis, sobald und soweit 
dies aus Gründen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege erforderlich ist, spezielles 
Erfordernis vor Aufstellung, Ergänzung, Ände­
rung oder Aufhebung von Bauleitplänen.

-  Planungsinhalte: In Text und Karte
a) Bestandsdarstellung
b) Bewertung unter Berücksichtigung

-  der speziellen ortsbezogenen Ziele des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege

-  der beabsichtigten Entwicklungen
c) Maßnahmen-(Entwicklungs-) Plan 

Landschaftsplan im eigentlichen Sinne

-  allgemeine Schutz-, Pflege- und Entwick­
lungsmaßnahmen im Sinne des III. Abschnit­
tes - Eingriffe in Natur und Landschaft -

-  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft im 
Sinne des IV. Abschnittes - besonderer 
Schutz bestimmter Teile von Natur und 
Landschaft -

-  Maßnahmen zum Schutz und zur Pflege 
wildwachsender Pflanzen und wildleben­
der Tiere im Sinne des V. Abschnittes - Bio­
topschutz -

d) Maßnahmen für Erholung in Natur und Land­
schaft
-  für die Darstellung derartiger Maßnahmen 

besteht im Landschaftspflegegesetz kein ei­
genständiger fachplanerischer Auftrag, son­
dern aufgrund der Zielsetzungen in §1 
BNatschG/LPflG sind Maßnahmen, die der 
Erholung dienen, bei der Güterabwägung 
mit den Maßnahmen nach c) besonders zu 
beachten.

Erläuterungen zu den Maßnahmen unter c ) :
c2) Darstellung der durch Gesetz geschützten 

Landschaftsteile und Landschaftsbestandteile
-  Darstellung der bestehenden Schutzgebiete 

und Schutzobjekte nach BNatschG/LPflG
-  Darstellung der vorgesehenen Schutzgebie­

te und Schutzobjekte nach BNatschG/LPflG 
sowie der für diese Gebiete und Objekte be­
stehenden und / oder vorgesehenen Schutz-, 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen.

c2) Darstellung der im Planungszeitraum vorgese­
henen Eingriffsvorhaben sowie der hierfür er­
forderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnah­
men
-  auf der Ebene des Gemeindegebietes, Aus­

weisung von Flächen mit Nutzungsregelun­
gen sowie von Flächen mit Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen im Maßstab 1 :5  000 oder 
1:10 000,

-  auf der Ebene von Teilen des Gemeindege­
bietes Ausweisung von Flächen und Maß­
nahmen im Maßstab 1 :1000  oder kleiner.

c3) Darstellung von Flächen und Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur 
und Landschaft außerhalb der Schutzgebiete 
und außerhalb der Flächen für Ausgleich und 
Ersatz zur Herstellung von Biotopen und Bio­
topverbundsystemen .



Verbindlichkeit:
Allgemeines:
1. rechtliche Bindungswirkungen ergeben sich 

aus dem jeweiligen Gesetz.
2. Gleiche Bindungswirkungen aufgrund unter­

schiedlicher Gesetze kann es aus rechtssyste­
matischen Gründen nicht geben.

3. Je stärker und weitreichender die Bindungs­
wirkungen sind, desto umfangreicher ist das 
Abstimmungsverfahren.

Spezielles:
1. Die Inhalte zu Cx) werden über den Land­

schaftsplan nicht allgemein rechtsverbindlich. 
Die Ausweisung von Schutzgebieten und 
Schutzobjekten obliegt weiterhin den Land­
schaftspflegebehörden, die diese durch beson­
dere Rechtsverordnung in einem gesonderten 
Rechtsetzungsverfahren ausweisen. Eine Aus­
nahme bildet lediglich der Baumschutz im In­
nenbereich, aber auch hier sieht das LPfLG eine 
besondere Ausweisung durch Ortssatzung vor.
Die Inhalte zu cx) werden auch nicht vergleich­
bar §7 Baugesetzbuch behördenverbindlich. 
Diese Verbindlichkeit erreichen die land­
schaftsplanerischen Inhalte erst nach Übernah­
me in den Flächennutzungsplan. Aus dem Land­
schaftsplan heraus entfalten die Inhalte ledig­
lich die in § 4 LPflG geregelten Behördenwir­
kungen, vorausgesetzt diese sind beteiligt wor­
den. Eine besondere Verbindlichkeit in Form 
einer Unbedenklichkeitsbescheinigung haben 
die Inhalte zu c2) und ggf. auch die Inhalte zu c3) 
für Erstaufforstungsentscheidungen (siehe § 17 
Abs. 2 Nr. 2 Landeswaldgesetz).

2. Die Inhalte zu c2) werden nach Übernahme in 
den Flächennutzungsplan behördenverbind­
lich. Wie weit dies für Flächen für Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen auf der Ebene des Flä­
chennutzungsplanes gelten kann, muß aber 
noch durch Rechtssprechung geklärt werden.
Nach Übernahme der Inhalte in den Bebau­
ungsplan oder in einen Planfeststellungsbe­
schluß nach jeweiligem Fachgesetz werden 
diese allgemein rechtsverbindlich.

3. Zu den flächenhaften Aussagen der zu c3) ge­
machten Planinhalte gilt das zu c2) Gesagte.
Die qualitativen Ziele für diese Flächen werden 
von anderen Behörden gern. § 4 LPflG in der 
Weise zu beachten sein, als diese mit ihren Maß­
nahmen zur Verwirklichung der Ziele des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege im Rah­
men ihrer Zuständigkeit beitragen können.

Umsetzung:
1. Zu Cx): Landschaftspflegebehörden durch 

RechtsverOrdnung; Baumschutz im Innenbe­
reich; Gemeinden durch Ortssatzung

2. Zu c2) : Gemeinde als Verursacher der Eingriffe, 
die aufgrund von Bebauungsplänen für Wohn-

bau-, gemischte oder gewerbliche Bauflächen 
durchgeführt werden, ansonsten der Verursa­
cher:
-  privater Träger
-  Gemeinde, z.B. bei Sportanlagen
-  Fachplanungsträger

z.B. Straßenbau Verwaltung 
Ist innerhalb des B-Plangebiets ein Ausgleich 
nicht möglich, ist die Gemeinde zur Durchfüh­
rung von Ersatzmaßnahmen außerhalb ver­
pflichtet (Weisungsaufgabe).

3. Zu c3) : Ein gesetzliches Instrumentarium und 
eine gesetzlich geregelte Zuständigkeit fehlen, 
so daß hier alle möglichen Träger schäften in 
Frage kommen.
Ist-Situation:
-  Flurbereinigung,
-  vereinfachtes Verfahren nach §86 Flurbe­

reinigungsgesetz (begrenzt auf einzelne Bio­
topmaßnahmen)

-  Grunderwerb durch Stiftung Naturschutz 
oder anderen öffentlichen Träger oder pri­
vaten Träger, z.B. BUND, DBV,

-  wasserrechtliches Planfeststellungsverfah­
ren, Träger: Wasser- und Bodenverband, 
Gemeinde,

-  Bebauungsplan für Außenbereich,
-  diverse Extensivierungsmaßnahmen, die 

aufgrund ihrer zeitlichen Befristung und des 
Freiwilligkeitsprinzips einer Landschafts­
planung nur schwer zugänglich sind.

Verfahren:
Allgemein gilt, daß verfahrensrechtliche Vor­
schriften und Bindungswirkungen miteinander 
korrespondieren. Da die Inhalte des Landschafts­
planes im wesentlichen erst nach Übernahme in 
andere Pläne und Normwerke wirken, ist im Ver­
hältnis zu Behörden und sonstigen öffentlichen 
Planungsträgern auch nur ein allgemeiner Hinweis 
auf Beteiligung aufgenommen. Da der Aufgaben­
vollzug der von der Gemeinde konkretisierten Zie­
le des Naturschutzes und der Landschaftspflege in 
großem Maße durch die Landschaftspflegebehör­
den erfolgt, sollen besondere Verfahrensvor­
schriften sicherstellen, daß hier die Dinge zwi­
schen der planenden Gemeinde und der ausfüh­
renden Landschaftspflegebehörde nicht auseinan­
derlaufen:
1. Die Gemeinde hat die von der Landschaftspfle­

gebehörde in der Landschaftsrahmenplanung 
erarbeiteten Vorgaben als Grundlage für ihre 
Landschaftsplanung zu nehmen.

2. Die Gemeinde hat bereits bei der Aufstellung 
des Landschaftsplanes, d.h. von der Aufgaben­
stellung bis hin zur Entwicklungsplanung, die 
untere Landschaftspflegebehörde zu beteili­
gen.

3. Der Landschaftsplan ist dann am Ende des Auf­
stellungsverfahrens der obersten Landschafts­
pflegebehörde zur abschließenden Stellung­
nahme vorzulegen.



Erfahrungen:
1. Inhalt
-  Nach wie vor gibt es Probleme bei der Beurtei­

lung ökologischer Auswirkungen aufgrund feh­
lender Daten bzw. fehlender Erkenntnisse, in 
welcher Weise Daten zu aggregieren und zu be­
werten sind.

-  Schwierigkeiten entstehen ebenfalls bei der Er­
mittlung von Art und Umfang landschaftspfle­
gerischer Ausgleichsmaßnahmen bei bauli­
chen und sonstigen Entwicklungen.

-  Den Forderungen nach einer verstärkten Bio­
topschutz- und Biotopverbundplanung steht 
kein geeignetes Instrumentarium zur Umset­
zung solcher Planungen gegenüber.

2. Umsetzung
-  Vorteil einer konkreten Landschaftsplanung 

mit einer entsprechenden Übernahmever­
pflichtung gegenüber ökologischen Fachbei­

trägen oder Landschaftsplänen als Gutachten 
mit Berücksichtigungsklauseln ist, daß Gemein­
den und Plangenehmigungsbehörden nur mit 
erhöhtem Begründungsaufwand davon abwei­
chen können. Im politischen Alltag hat sich ge­
zeigt, daß Abweichungen praktisch nicht ver­
kommen.

-  Nachteil einer solchen Regelung ist, daß man 
sich auch in einer ökologisch ausgerichteten 
Planung u.a. für Eingriffsplanungen ausspre­
chen muß. In Fachgutachten oder ökologi­
schen Fachbeiträgen kann man sich bis zur 
Nullvariante aussprechen und somit ökolo­
gisch rein bleiben.

Anschrift des Verfassers:
MR Uwe Scharrel 
Ministerium fü r  Natur,
Umwelt und Landesentwicklung 
Postfach 62 09 
2300  Kiel 14



Landschaftsplanung in Nordrhein-Westfalen
Von Enno Heidtmann

Ich möchte versuchen, Ihnen die Besonderheiten 
des Nordrhein-Westfälischen Landschaftsplans zu 
erläutern und deutlich machen, warum dem Land­
schaftsplan im Rahmen der Naturschutzpolitik des 
Landes Nordrhein-Westfalen die zentrale Bedeu­
tung zugewiesen wird. Gleichzeitig möchte ich 
nachzeichnen, welche steuernden Entscheidun­
gen die Landesregierung im Verlaufe der wachsen­
den Erfahrung und der erkannten Schwierigkeiten 
mit dem Landschaftsplan getroffen hat, um in 
Nordrhein-Westfalen dem Landschaftsplan zum 
Durchbruch zu verhelfen.
Rechtsgrundlage für die in den folgenden Ausfüh­
rungen vertretenen Positionen ist das BNatSchG, 
das LG, die DVO zum LG mit der PlanzeichenVO, 
der Landschaftsplanerlaß vom 9 9-1988 sowie die 
»Förderrichtlinien Naturschutz 88«, die Ihnen mit 
der Broschüre zu den »Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften zum Landschaftsplan NRW« vorlie­
gen. Auch weise ich auf die Schaubilder in dieser 
sowie in der Broschüre »Der Landschaftsplan in 
NRW« hin, die die folgenden Ausführungen ergän­
zen.
Der Landschaftsplan ist auf der Grundlage des Bun­
desnaturschutzgesetzes als das eigentliche Planin­
strument des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege konzipiert und in unterschiedlicher Ausle­
gung und Einbindung in den jeweiligen Planungs­
systemen der Bundesländer verankert worden. 
Wer die Entwicklung und die begleitende Diskus­
sion zur Landschaftsplanung verfolgt, kann erken­
nen, daß Bedeutung, Wirksamkeit und Durchsetz- 
barkeit des Landschaftsplans in allen Ländern im 
ehrenamtlichen Naturschutz, bei den Fachvertre­
tern, in der Wissenschaft und im politischen Raum 
kontrovers diskutiert worden sind.
An Kritik am LP hat es in NRW bis heute nicht ge­
fehlt. Dabei sind die Sichtweisen unterschiedlich. 
Einmal geben Probleme und Fragen der Verwal­
tungspraxis Anlaß zur Diskussion und verlangen 
uns ab, unsere Wege zu überdenken.
Zum anderen wirft das nicht nur beklagte, sondern 
unbestreitbar yorhandene Vollzugsdefizit des Na­
turschutzes die Frage nach der Wirksamkeit des 
Landschaftsplanes auf.
Erschwert wurde die Landschaftsplanung lange 
durch eine wenig sachkundige politische Bewer­
tung des Landschaftsplanes im kommunalen Be­
reich, deren Kritik am Landschaftsplan mitunter 
weniger Auskunft gab über die Tauglichkeit des 
Landschaftsplanes als über die Tauglichkeit der Po­
litik, die Herausforderung von Natur- und Umwelt­
schutz politisch sachgerecht abzuarbeiten.

Auch heute noch fehlt bei pauschalierter Kritik die 
erforderliche Detailkenntnis zur Beurteilung die­
ser zentralen Aufgabe des Naturschutzes. So ent­
steht nicht selten der Eindruck, daß mit ab wehren­
den Positionen gegenüber dem Landschaftsplan 
häufig allein deshalb agiert wird, weil sich dieser 
gerade in Nordrhein-Westfalen als letztlich wirksa­
mes Instrument herauszustellen beginnt, das nicht 
nur Wunschvorstellungen formuliert, sondern 
konkrete Regelungen trifft.
Diesem Sachverhalt haben wir uns zu stellen. Las­
sen Sie mich kurz zu Inhalt, Verfahren und planeri­
scher Einbindung des Landschaftsplanes Stellung 
nehmen und damit einen kurzen Rückblick auf die 
Entwicklung der Landschaftsplanung in Nord­
rhein-Westfalen verbinden, wobei ich nicht nur 
auf den Landschaftsplan, sondern auch auf die wei­
teren flankierenden Instrumente und fachlichen 
Zielsetzungen der Landschaftspolitik in Nord­
rhein-Westfalen eingehen will.
Als eigentlicher Anfang eines organisierten be­
hördlichen Naturschutzes ist das Reichsnatur­
schutzgesetz aus dem Jahre 1935 anzusehen. Abge­
sehen davon, daß auch dieses Gesetz mit dazu her­
angezogen wurde, die Blut- und Bodenideologie 
des Dritten Reiches zu stützen, gilt es in der Fach­
welt unbestritten immer noch als ein wichtiger 
Markstein in der Entwicklung des Naturschutzes. 
Schon dieses Gesetz verstand unter Natur nicht 
nur die naturbürtige, materielle Umwelt des Men­
schen, sondern bezog auch die vom Menschen ge­
prägte Kulturlandschaft mit ein. Es hatte jedoch im 
Gegensatz zu unserem heutigen Verständnis einen 
konservierenden Charakter und war in erster Li­
nie auf ausschnittsweise Sicherung von Teilräu­
men ausgerichtet.
Das Reichsnaturschutzgesetz galt nach der Grün­
dung der Bundesrepublik Deutschland als Landes­
gesetz gemäß Artikel 75 Nr. 3 Grundgesetz auch in 
Nordrhein-Westfalen fort. Sein Regelungsgehalt 
war, bezogen auf die räumliche Planung, etwa 
identisch mit dem, was wir heute noch über 
Schutzverordnungen durchsetzen.
Die gesamte wirtschaftliche Entwicklung der 
Nachkriegszeit mit ihren belastenden Folgen für 
die Raum- und Landschaftsentwicklung ließ je­
doch sehr bald erkennen, daß mit dem Reichsna­
turschutzgesetz die Belange des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege nicht mit dem notwendigen 
Gewicht in die Auseinandersetzung um Raum­
funktionen und Raumnutzungen eingebracht und 
durchgesetzt werden konnten. So gab es sehr bald 
Bemühungen, Positionen des Naturschutzes und



der Landschaftspflege in andere planerische und 
rechtliche Instrumentarien einzubeziehen, wie 
z.B. in die Bauleit- und Landesplanung sowie in ei­
ne Reihe von Fachplanungen des technischen Um­
weltschutzes.
Über die Regelungen des Reichsnaturschutzgeset­
zes hinaus wurden in den 60er und 70er Jahren 
Landschafts- und Grünordnungspläne erarbeitet. 
Es handelte sich um gutachterliche Pläne, die ande­
ren Planwerken, z.B. der Bauleitplanung oder grö­
ßeren Bauvorhaben zugeordnet waren, sehr häu­
fig allerdings zum Schubladendasein degradiert 
wurden und in ihrer Wertschätzung abfällig als 
»Architektenpetersilie« behandelt wurden.
Die im Bewußtsein der Fachvertreter und letztlich 
auch der politisch Entscheidenden zunehmend er­
kannten unzureichenden Möglichkeiten des Na­
turschutzgesetzes und die Zersplitterung des Na­
turschutzes in andere gesetzliche Instrumentarien 
ließen die Forderung nach einem durchsetzungs­
fähigen, eigenständigen Fachgesetz verstärkt auf- 
kommen.
Nachdem der Meinungsstreit über ein Vollkompe­
tenzgesetz des Bundes, für das eine Grundgesetz­
änderung erforderlich gewesen wäre, oder ein 
Rahmengesetz des Bundes, die Entwicklung länge­
re Zeit blockierte, gingen die Länder selbst daran, 
eigene Fachgesetze zu schaffen. So verabschiedete 
der Landtag Nordrhein-Westfalens 1975 das Land­
schaftsgesetz.
Der Landschaftsplan wurde darin als das zentrale 
verbindliche, eigenständige Instrument des Natur­
schutzes verankert. Auf der Grundlage einer um­
fassenden wissenschaftlich fundierten Land­
schaftsanalyse sind danach im Landschaftsplan 
Entwicklungsziele darzustellen und konkrete Fest­
setzungen zur Sicherung und ökologischen sowie 
ästhetischen Ausgestaltung und Entwicklung der 
Landschaft zu treffen. Es handelt sich um einen 
qualitativen Sprung in der Entwicklung des Natur­
schutzes von der rein ausschnittsweisen Sicherung 
bestehender Flächen im Sinne eines inselhaften 
Reservatsdenkens zur umfassenden planerischen 
Erhaltung und Weiterentwicklung der Landschaft 
als flächenhafte Entwicklungsstrategie. Damit 
wurde die Praxis des Reichsnaturschutzgesetzes, 
die traditionell im Verordnungswesen fortgilt, 
überwunden.
Mit Bedacht hat Nordrhein-Westfalen seinem 
Landschaftsplan eine eigenständige Rechtsnorm 
gegeben, d.h., die Darstellungen und Festsetzun­
gen des Landschaftsplanes sind gegenüber ande­
ren Behörden und Stellen und teilweise auch ge­
genüber dem einzelnen Bürger verbindlich. Nord­
rhein-Westfalen hat damit den Weg verlassen, der 
vor der neueren Naturschutzgesetzgebung auf 
freiwilliger Basis entstanden war, nämlich den 
rein gutachterlichen Landschaftsplan, zugeordnet 
z.B. zum Flächennutzungs- oder Bebauungsplan.

Das Bundesnaturschutzgesetz orientierte sich 
1976 bei seinen Rahmenvorgaben am Stufensy­
stem der Gesamtplanung: Grünplan oder Grün­
ordnungsplan zugeordnet dem Bebauungsplan, 
Landschaftsplan in der Regel zugeordnet dem Flä­
chennutzungsplan, Landschaftsrahmenplan zu­
geordnet dem Gebietsentwicklungsplan und darü­
ber hinaus das Landschaftsprogramm, angesiedelt 
auf der Ebene der Raumordnungsprogramme.
Die Ziele und Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege werden mit den von den an­
deren Flächenländern geschaffenen gutachterli­
chen oder zu integrierenden Landschaftsplänen 
nur über die anderen Plan werke rechts wirksam. 
Bei diesen Plänen der Landes-, Regional- und Flä­
chennutzungsplanung handelt es sich im Gegen­
satz zum Landschaftsplan nach dem Landschaftsge­
setz Nordrhein-Westfalens um eine Angebotspla­
nung, zu deren Durchsetzung keine rechtliche 
Verpflichtung besteht, und die, was die Sicherung 
und Entwicklung von Natur und Landschaft be­
trifft, auch keine Verbindlichkeit gegenüber dem 
Bürger besitzen, zumal den Gemeinden auch keine 
Ermächtigung zur Umsetzung der Belange des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege zugewiesen 
wurden.
Das Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen sah als 
einziges Instrument der Landschaftsplanung zu­
nächst nur das zentrale Plan werk des Landschafts­
planes vor, der von den Kreisen und kreisfreien 
Städten als Satzung in rechtsverbindlicher Form zu 
beschließen ist. Dieser wurde gleichrangig neben 
dem Flächennutzungs- und Bebauungsplan als 
Fachplan angesiedelt. Landschaftsrahmenpläne 
und Landschaftsprogramme waren in der Fassung 
des Landschaftsgesetzes Nordrhein-Westfalen von 
1975 nicht verankert.
Die Tatsache, daß dem Landschaftsplan eine eige­
ne Rechtsverbindlichkeit zukommt, hat zur Konse­
quenz, daß sowohl die Inhalte als auch das Pla­
nungsverfahren so exakt wie möglich zu regeln 
sind. So hat der Träger der Planung einen Aufstel­
lungsbeschluß zu treffen und ihn der Öffentlich­
keit bekanntzumachen. Der Planentwurf ist mit 
den als Träger öffentlicher Belange zu beteiligen­
den Behörden und Stellen zu erörtern. Ebenso ist 
er im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung 
jedermann vorzutragen und zur Diskussion zu stel­
len. So werden erste Anregungen und Bedenken 
bereits in der Fassung des Landschaftsplanes be­
rücksichtigt, die dann öffentlich ausgelegt wird 
und zu der sich die Behörden, möglichen Stellen 
und jeder einzelne Bürger erneut äußern können. 
Eine wesentliche Rolle dieser Erörterung der In­
halte beim Aufstellungs- und Abstimmungsverfah­
ren kommt dem ehrenamtlichen Naturschutz 
durch die Einschaltung der Naturschutzverbände 
und Beiräte zu.



Erst nach abschließender Abwägung über die In­
halte aller Stellungnahmen wird dann der Kreistag 
oder der Rat der kreisfreien Stadt einen Satzungs­
beschluß treffen. Danach ist der Landschaftsplan 
vom Regierungspräsidenten zu genehmigen und 
tritt mit der Bekanntmachung durch den Kreis 
oder die kreisfreie Stadt letztlich erst in Kraft. Jeder 
Bürger hat weiterhin die Möglichkeit, Darstellun­
gen und Festsetzungen des Landschaftsplanes ein­
zusehen. Dazu ist der Plan bei den Behörden be­
reitzuhalten.
Dieses vielleicht als kompliziert anmutende Ver­
fahren ist deshalb erforderlich, weil ein solches 
verbindliches Plan werk in einem demokratischen 
Rechtsstaat diese Beteiligungs- und Prüfungskon­
trolle zu durchlaufen hat. Es bietet natürlich den 
z.B. wirtschaftlich von den beabsichtigten Rege­
lungen Betroffenen ebenso große Einflußmöglich­
keiten wie den naturschützerisch engagierten Bür­
gern und Vereinen.
Die Träger der Landschaftsplanung sind die Kreise 
und kreisfreien Städte, die diese Aufgabe als 
Pflichtaufgabe im Selbstverwaltungsbereich zu 
vollziehen haben. Der Geltungsbereich des Land­
schaftsplanes ist im § 16 LG festgelegt. Er umfaßt 
den baulichen Außenbereich sowie land- oder 
forstwirtschaftlich genutzte Flächen und Grünflä­
chen, die in Verbindung mit dem Außenbereich 
stehen, auch dann, wenn diese in einem Be­
bauungsplan festgesetzt sind. Der sonstige Gel­
tungsbereich der Bebauungspläne sowie die im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile gemäß § 34 
Bau GB sind nicht Gegenstand des Landschaftspla­
nes.
Diese räumliche Abgrenzung wird damit begrün­
det, daß die strukturelle Vernetzung von schutz­
würdigen Bereichen durch gliedernde und bele­
bende Landschaftselemente mit Hilfe eines Land­
schaftsplanes innerhalb der Bebauung - deren Ent­
wicklung durch städtebauliche Belange dominiert 
wird - nicht zu erreichen ist. Das läßt schon die zö­
gerliche Bereitschaft der Gemeinden bei der Be­
rücksichtigung der Eingriffsregelung in Bauleit­
planverfahren erkennen; bei bestehenden rechts­
wirksamen Bebauungsplänen ist an eine nachträg­
liche Einbeziehung kaum zu denken, zumal daran 
dann auch noch Entschädigungsforderungen ge­
koppelt wären.
Im baulichen Innenbereich reduziert sich die 
Durchsetzung der spezifischen Fachbelange des 
Naturschutzes auf die punktuelle Sicherung der 
noch verbliebenen Schutzflächen und Schutzob­
jekte durch Verordnungen. Das heißt allerdings 
nicht, daß darüber hinausgehende Funktionen des 
Freiraumes in der Bauleitplanung nicht beachtet 
werden sollten. Vielmehr ist diese Aufgabe unmit­
telbar dem Träger der Bauleitplanung zugewiesen 
und im Baugesetzbuch verankert. Mit Hilfe der 
Stadtbiotopkartierung der LÖLF ist ein Einstieg zu

einem ökologischen Fachbeitrag zum Bebauungs­
plan geschaffen worden, der zur Grundlage für 
den baurechtlichen Innenbereich werden soll.
Grundlage des Landschaftsplanes ist zunächst eine 
Analyse des Naturhaushaltes, in der insbesondere 
die Erfassung der natürlichen Lebensräume und 
ihrer Wechselbeziehungen vorzunehmen ist. Wei­
terhin sind die für das Landschaftsbild bedeutsa­
men gliedernden und belebenden Elemente zu er­
fassen. Auch sind die Fehlentwicklungen des Rau­
mes als besondere Landschaftsschäden im analyti­
schen Teil des Landschaftsplanes zusammenzutra­
gen.
Zur Durchführung dieser Landschaftsanalyse wer­
den dem Träger der Landschaftsplanung drei Fach­
beiträge zur Verfügung gestellt. Der ökologische 
Fachbeitrag der Landesanstalt für Ökologie, Land­
schaftsentwicklung und Forstplanung analysiert 
und bewertet die Landschaft hinsichtlich der Viel­
falt, der Seltenheit, Gefährdung und Ersetzbarkeit 
von Lebensräumen für Pflanzen und Tiere. Er un­
tersucht den Naturhaushalt hinsichtlich seiner 
Faktoren Boden, Wasser und Luft und deren Funk­
tionen, er analysiert und bewertet die Landschaft 
hinsichtlich des Landschaftsbildes und ihrer Eig­
nung für die landschaftsbezogene Erholung. 
Durch die ständige inhaltliche und methodische 
Weiterentwicklung hat er inzwischen den Stan­
dard der gutachterlichen Pläne anderer Flächen­
länder erreicht.
Der von der Forstbehörde zu erstellende forstliche 
Fachbeitrag erfaßt und analysiert die Situation des 
Waldes und der Forstwirtschaft und zeigt deren 
Entwicklungstendenzen auf. Dieser Fachbeitrag 
dient dem Planer und dem Planungsträger als Ent­
scheidungshilfe für die Festsetzungen im Walde. 
So ist er Grundlage für die Festsetzungen der forst­
lichen Nutzung gemäß §25 LG.
Der landwirtschaftliche Fachbeitrag wird von der 
Landwirtschaftskammer erstellt und dem Planer 
an die Hand gegeben, damit dieser die beabsichtig­
te bzw. zu erwartende Entwicklung der Landwirt­
schaft bzw. der landwirtschaftlichen Nutzflächen 
für seine Darstellungen und Festsetzungen heran­
ziehen kann. Gerade die Landwirtschaft fühlt sich 
als Betroffene von den Festsetzungen, den Ver-und 
Geboten des Landschaftsplans eingeengt und ist 
darauf bedacht, zu erwartende wirtschaftliche Er­
schwernisse zurückzu weisen. Es obliegt dem Pla­
ner bzw. dem Planungsträger, diese Grundlagen 
heranzuziehen und die Festsetzungen des Land­
schaftsplanes möglichst im Einklang mit der Land­
wirtschaft zu treffen. Dabei sind auch einzelbe­
triebliche Gesichtspunkte zu beachten.
Zur Koordinierung der für den Landschaftsplan er­
forderlichen Arbeiten bezüglich des Personals, 
der Kosten sowie des Zeitverlaufes werden auf der 
Ebene des Regierungspräsidenten jährliche Ar­
beitsprogrammgespräche durchgeführt.



Der Planer bzw. der Planungsträger hat all’ diese 
Grundlagen unter Beachtung der Realnutzung so­
wie der Ziele und Erfordernisse der Raumordnung 
und Landesplanung und der Darstellungen der Flä- 
chennutzungs- und Fachpläne auszuwerten. Er 
wird sie als Arbeitskarten zusammenstellen oder 
entwickeln.
Die Landschaftsanalyse wurde zunächst in den 
Grundlagenkarten I und II dargestellt. Die beglei­
tende Diskussion zur Landschaftsplanung hat dann 
ergeben, daß man von den fixierten Inhalten der 
Grundlagenkarten Abstand nehmen sollte. Dafür 
wurden im Rahmen der Novellierung 1985 die Ar­
beitskarten eingeführt. Damit hat der Planungsträ­
ger die Möglichkeit, die Fachbeiträge, die zu 
beachtenden Gebietsentwicklungs- und Flächen­
nutzungspläne sowie weitere Fachgutachten und 
Planungen als Arbeitskarten zu nutzen, ohne sie ge­
sondert eigenständig zusammenfassen und plan­
begleitend aktualisieren zu müssen. Die Arbeit des 
Planers ist damit erleichtert, der Plan selbst über­
sichtlicher geworden.
Der rechtsverbindlich werdende Teil des Land­
schaftsplanes besteht aus Karte, Text und Erläute­
rungsbericht. In diesen Teilen werden die Ergeb­
nisse der Landschaftsanalyse zur Sicherung und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft getrof­
fen und begründet. Aufgrund der bis 1985 gewon­
nenen Erkenntnisse wird in der Durchführungs­
verordnung zum Landschaftsgesetz vorgeschla­
gen, das Kartenwerk als Entwicklungs- und Festset­
zungskarte vorzulegen.
Die Entwicklungskarte enthält flächendeckend die 
behördenverbindlichen Entwicklungsziele, die 
nicht nur durch die Festsetzungen des Landschafts­
planes, sondern auch durch die Maßnahmen ande­
rer Stellen und Behörden berücksichtigt und ge­
fördert werden sollen. Die Entwicklungsziele sind 
bereits beispielhaft im Landschaftsgesetz genannt. 
Der offene Katalog geht von der Erhaltung einer 
Landschaft über die Anreicherung und Wieder­
herstellung bis hin zum Ausbau und zur Ausstat­
tung einer ausgeräumten Landschaft für bestimm­
te Funktionen mit gliedernden und belebenden 
Elementen.
Die Festsetzungskarte enthält einmal die Auswei­
sungen der Schutzgebiete und Schutzobjekte nach 
BNatSchG, gemäß § 20 bis 23 LG, deren räumliche 
Abgrenzung und Lage hinreichend genau sein 
muß, da die darin festgesetzten Ver- und Gebote 
verbindlich gegenüber jedermann sind und un­
mittelbar gelten. Neben diesen Schutzfestsetzun­
gen werden in dieser Karte die Zweckbestimmun­
gen für Brachflächen, besondere Vorschriften für 
die forstliche Nutzung sowie als wesentlicher Teil 
die Entwicklungs-, Pflege- und Erschließungsmaß­
nahmen festgesetzt. Auch diese sind im Gesetz be­
reits genannt und geben den Rahmen für die in­
haltlich konkreten Aufgaben vor, mit dem Land-

schaftsplan ein vielschichtig gegliedertes, umfas­
sendes und vernetztes System von Biotopen zu si­
chern und zu entwickeln.
Um die Landschaftspläne landesweit abgestimmt 
auf den Weg bringen zu können, hat das damalige 
Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zur Einführung des Landschaftsplanes 
1976 zwei Arbeitskreise gebildet, in denen die In­
halte des Landschaftsplanes in seinen einzelnen 
Teilen, das Verfahren und die Planzeichen parallel 
mit der Erarbeitung einiger erster Modellpläne 
entwickelt wurden. Die Ergebnisse dieser Arbeits­
kreise flössen ein in die Durchführungsverord­
nung sowie in die Broschüre »Der Landschaftsplan 
nach dem Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfa­
len«, die als sog. »Silberfibel« zum Handbuch für 
den Landschaftsplaner und für die Verwaltung 
wurde. Die Arbeitskreise traten auch später noch 
nach Bedarf zusammen, um neu auftretende Fra­
gen zu erörtern und Lösungswege zu finden.
Neben diesen begleitenden Beratungen wurden 
die Träger der Landschaftsplanung von Anbeginn 
durch das Land finanziell unterstützt. So wurden 
die Aufstellung des Landschaftsplanes zunächst 
mit 7 5 % Landesmitteln gefördert und der ökologi­
sche Fachbeitrag der LÖLF sowie der forstliche 
und der landwirtschaftliche Fachbeitrag unent­
geltlich bereitgestellt.
1980 wurde das Landschaftsgesetz novelliert, um 
es an das inzwischen eingeführte Bundesnatur­
schutzgesetz anzupassen. Diese Novelle brachte 
auch Änderungen für die Landschaftsplanung mit 
sich. Zunächst einmal wurde der Landschaftsrah­
menplan als übergeordnetes Planwerk eingeführt. 
Im Gegensatz zum Landschaftsplan wurde hier die 
Form der unmittelbaren Integration in die Gesamt­
planung gewählt. Danach hat der Gebietsentwick­
lungsplan gemäß § 15 LG als Landschaftsrahmen­
plan die regionalen Erfordernisse und Maßnah­
men zur Verwirklichung des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu regeln. Das heißt, für den 
Gebietsentwicklungsplan wird kein gesonderter 
Landschaftsrahmenplan erarbeitet. Vielmehr wer­
den die Belange des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege im regulären Verfahren der Regio­
nalplanung von der Bezirksplanungsbehörde in 
Zusammenarbeit mit der höheren Landschaftsbe­
hörde und der LÖLF erarbeitet und dargestellt.
Auch zu diesem Planwerk fertigt die LÖLF einen 
ökologischen Fachbeitrag, der einmal die spezifi­
schen Bereichsdarstellungen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege im Sinne der Schutzka­
tegorien des Bundesnaturschutzgesetzes umfaßt, 
darüber hinaus jedoch auch auf bestehende bzw. 
zu erwartende Nutzungskonflikte aufgrund ande­
rer Bereichsdarstellungen gegenüber dem Natur­
schutz und der Landschaftspflege eingeht.
Im damaligen MELF war man der Meinung, fnit den 
genannten Regelungen alles getan zu haben, um



dem Landschaftsplan den Weg zu ebnen. Es stellte 
sich jedoch zunehmend heraus, daß zwar das Erar­
beitungsverfahren bis hin zum Entwurf der Ent- 
wicklungs- und Festsetzungskarte ganz gut anlief, 
das offizielle Abstimmungsverfahren jedoch sehr 
zögerlich vorankam. In vielen Fällen wurde dieses 
Verfahren bewußt nicht eingeleitet, weil die Trä­
ger der Landschaftsplanung, insbesondere die 
kreisfreien Städte, die Position vertraten, daß man 
zunächst einmal den Flächennutzungsplan zum 
Abschluß bringen müsse, um sich nicht durch die 
Regelungen des Landschaftsplanes unnötige 
Schwierigkeiten zu bereiten und der baulichen 
Entwicklung Steine in den Weg zu legen. Schwie­
rigkeiten, die beim gutachterlichen und Integra­
tionsmodell nicht auftreten.
Um diese passive Haltung mancher Träger aufzu­
brechen, sagte die Landesregierung 1980 zu, die 
Durchführung der ersten 10 Landschaftspläne mit 
100% Landesmitteln zu finanzieren. Es stellte sich 
dann leider sehr bald heraus, daß, nachdem das 
Rennen um diese ersten 10 Pläne gelaufen war, der 
kurzfristige Impuls zur Beschleunigung der Land­
schaftsplanung aufgezehrt war und sich die Träger 
erneut schwer taten. Diese 100%ige Förderung 
läuft mit einem letzten Durchführungsplan 1989 
aus.
Aufforderungen, Informations Veranstaltungen,
Fortbildung und angebotene Beratung wurden 
zwar angenommen, bewirkten unmittelbar je­
doch nicht allzu viel. So waren 1982 von den ca. 
380 aufzustellenden Landschaftsplänen für das ge­
samte Land 150 Pläne in Bearbeitung, für 40 Pläne 
war das Erarbeitungsverfahren abgeschlossen, für 
20 Pläne war das offizielle Verfahren eingeleitet, 
15 waren in der Offenlage und nur 10 Landschafts­
pläne waren genehmigt und rechtswirksam.
Damit blieb das Vorankommen der Landschafts­
planung weit hinter den Erwartungen der Landes­
regierung zurück. Erstaunlich waren die großen 
Unterschiede bei den Kreisen, einige bemühten 
sich vorbildlich, andere verhielten sich gänzlich 
ablehnend und ignorierten dieses Instrument. So 
mußte man erkennen, daß das Rheinland die Land­
schaftsplanung auf breiter Ebene anging, während 
in Westfalen-Lippe nur vorsichtig und vereinzelt 
begonnen wurde.
Um die Ursachen herauszufinden, wurde die im­
mer wiederkehrende Kritik vom angeblichen 
Konflikt zwischen der Landschaftsplanung und 
der Bauleitplanung und damit zwischen dem Kreis 
und der Gemeinde bzw. der Stadt als jeweils zu­
ständigem Träger überprüft.
Angesichts der Tatsache, daß gerade die kreis­
freien Städte, bei denen die Trägerschaft in einer 
Hand liegt, ein besonderes Beharrungsvermögen 
gegenüber dem Landschaftsplan zu erkennen ga­
ben, schien dieses Argument nicht sehr stichhaltig.

Auch das Argument, der Landschaftsplan sei ein In­
strument zur Verhinderung der weiteren Raum­
entwicklung, erwies sich als sachlich unbegrün­
det. Bereits im § 16 des Landschaftsgesetzes wer­
den im Absatz 2 die Beachtensregelungen für die 
Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und 
Landesplanung sowie für die Darstellung der Flä­
chennutzungspläne getroffen. Dementsprechend 
ist auch eine Anpassung des Landschaftsplanes im 
§28 LG vorgesehen.
Die weiteren Überlegungen zur Beschleunigung 
des Landschaftsplanes fanden letztlich Eingang in 
die Novelle des Landschaftsgesetzes 1985 und be­
stimmen die heutige Fassung dieses Gesetzes für 
den Teil der Landschaftsplanung mit. Als Grund­
prämisse galt, das Ziel der Vereinfachung, Straf­
fung und Erleichterung ohne Verlust des materiel­
len Regelungsgehaltes des Landschaftsplanes zu er­
reichen. Zu diesem Zweck wurde der Landschafts­
plan vom noch bestehenden Ballast befreit und für 
das Verfahren mehr Rechtssicherheit geschaffen 
und gleichzeitig überbetonte Abstimmungsmoda­
litäten abgebaut.
So wurden die bestehenden Grundlagenkarten er­
setzt durch Arbeitskarten, was zur Folge hat, daß 
diese zu Beginn des Planungsverfahrens erarbeite­
ten Analyseteile nicht bis zum Schluß dieses Ver­
fahrens immer wieder aktualisiert und zum Beginn 
der Offenlage bzw. gar zum Satzungsbeschluß neu 
gefertigt werden müssen. Wie dargelegt, können 
anstelle der Grundlagenkarten nun die Fachbeiträ­
ge direkt als Arbeitskarte übernommen werden.
Mit der Reduzierung der Beachtenspflicht auf die 
bestehenden planerischen Festsetzungen anderer 
Fachplanungsträger wurde der Landschaftsplan 
gegenüber anderen Fachplanungen gestärkt. Wei­
ter wurde eine Klärung herbeigeführt, um die 
waldbaulichen Festsetzungen, die früher im Ein­
zelfall zu Meinungsverschiedenheiten zwischen 
der Forstbehörde und der Landschaftsbehörde ge­
führt hatten, eindeutig zu regeln. Gemäß §25 LG 
reduzieren sich von nun an die forstlichen Festset­
zungen auf die Festlegung der Gehölzarten bei der 
Erst- und Wiederaufforstung sowie auf die Form 
der Endnutzung. Weitergehende Regelungen dazu 
wurden in einem Zusammenarbeitserlaß zwi­
schen den Forst- und Landschaftsbehörden verein­
bart.
Verfahrensmäßig wurde 1985 das bereits vorher 
an der Bauleitplanung orientierte eigene Erarbei- 
tungs- und Genehmigungsverfahren an das Ver­
fahren der Bauleitplanung angepaßt. Damit wurde 
angestrebt, für den Landschaftsplan ein admini­
strativ erprobtes und rechtlich vielfach abgesi­
chertes Verfahren heranzuziehen. So wurden die 
frühzeitige Bürgerbeteiligung und die Verände­
rungssperre nach der Offenlage verbindlich einge­
führt.



Diese in den Landschaftsplan eingeführten Rege­
lungen des Bundesbaugesetzes gelten für den 
Landschaftsplan auch nach der Neufassung und 
Einführung des Baugesetzbuches aufgrund der sta­
tischen Verweisung weiter. Es ist beabsichtigt, bei 
der nächsten Novellierung dieses Verfahren direkt 
in das Landschaftsgesetz zu übernehmen, um nicht 
langfristig von der Entwicklung des Baurechtes ab­
hängig zu sein.
Nach der Novellierung des Landschaftsgesetzes 
1985 wurde auch die Durchführungsverordnung 
für den Teil der Landschaftsplanung aktualisiert.
Nach fachlicher Erörterung mit den Kreisen und 
kreisfreien Städten und nach langwierigen Diskus­
sionen und Abstimmungsgesprächen mit betroffe­
nen bzw. zuständigen Stellen und Behörden sind 
weitergehende Fragen 1989 geregelt worden.
In diesem Erlaß werden zunächst die Inhalte des 
Gebietsentwicklungsplanes als Landschaftsrah­
menplan und seine Entwicklung auf der Grundla­
ge eines von der LÖLF zu erstellenden ökologi­
schen Fachbeitrages festgeschrieben und noch 
einmal dargelegt, in welchem Umfang der Land­
schaftsplan und die Darstellungen des Gebietsent­
wicklungsplanes zu beachten und inhaltlich zu de­
taillieren hat.
Danach haben die Schutzfestsetzungen im Land­
schaftsplan den Bereichsdarstellungen zum Schut­
ze von Natur und Landschaft im Gebietsentwick­
lungsplan möglichst zu entsprechen. Sind im Land­
schaftsplan Schutzausweisungen zu treffen, die im 
GEP nicht dargestellt sind, aber über die regional­
planerisch relevante Größenordnung von 10 ha 
hinausgehen, so besteht das Erfordernis einer vor­
herigen Änderung des GEP nur dann, wenn die 
Festsetzungen im Landschaftsplan den Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung gemäß den 
Darstellungen im GEP nicht entsprechen.
Gleichzeitig wird in diesem Erlaß noch einmal dar­
gelegt, daß in Bereichsdarstellungen, die eine bau­
liche Nutzung vorsehen, Festsetzungen mit unter­
schiedlicher Wirkung zu treffen sind. Wegen des 
Angebotscharakters der Bauleitplanung gilt diese 
Regelung auch für den Flächennutzungsplan. Es 
besteht ein dreiteiliges Vorgehen:
1. Festsetzungen, die mit Inkrafttreten eines dem 

Flächennutzungsplan folgenden Bebauungspla­
nes außer Kraft treten und auf Grund der Ent­
scheidung des Landschaftsplanes von vorne 
herein nur temporäre Wirkungen entfalten.

2. Festsetzungen, die die Verwirklichung der Dar­
stellungen des Flächennutzungsplanes nicht 
verhindern, vom Bebauungsplan übernom­
men und nachrichtlich dargestellt und später 
über eine ordnungsbehördliche Verordnung 
zu sichern sind, da mit dem Zurücknehmen des 
Geltungsbereichs des Landschaftsplanes auch 
die Schutzbindung entfällt.

3. Angesichts der langen Laufzeiten und des Alters 
einiger Flächennutzungspläne wird darüber 
hinaus darauf verwiesen, daß die Veränderung 
der Sachlage eine Änderung des Flächennut­
zungsplanes zur Folge haben kann. Das wäre 
dann vorstellbar, wenn die Belange des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege gegenüber 
denen des Städtebaus »nicht nur unwesentlich 
überwiegen « - wie es in der Formulierung des 
Baugesetzbuches heißt.

Zur besseren Beachtung der Bauleitplanung durch 
den Landschaftsplan werden die Gemeinden gebe­
ten, möglichst frühzeitig die im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile durch Satzung festzulegen und 
deutlich zu machen, welche Bauleitpläne als lan­
desplanerisch angepaßt gelten, damit keine gegen­
über dem Gebietsentwicklungsplan widersprüch­
lichen Darstellungen vom Landschaftsplan zu 
beachten sind.
Ganz wichtig sind die Ausführungen zur Anpas­
sungspflicht des Landschaftsplanes an die Darstel­
lungen und Festsetzungen einer sich ändernden 
Bauleitplanung. Um den Verwaltungsaufwand so­
weit wie möglich zu minimieren, wird auch hier 
ein gestuftes Vorgehen vor geschlagen.
So wird festgesetzt, daß ein Änderungsverfahren 
für einen Landschaftsplan nicht erforderlich ist, 
wenn ein Bebauungsplan rechts wirksam wird, der 
sich auf die zunächst vom Geltungsbereich des 
Landschaftsplanes eingenommenen, im GEP bzw. 
FNP dargestellten potentiellen Bauflächen er­
streckt.
Setzt die Änderung der Bauleitplanung im Gel­
tungsbereich eines Landschaftsplanes eine Ände­
rung des Gebietsentwicklungsplanes voraus, er­
folgt die Abwägung der betroffenen Belange im 
Änderungsverfahren des GEP. Entsprechend ist 
der Landschaftsplan dem übergeordneten Plan­
werk des Gebietsentwicklungsplanes durch ein 
Änderungsverfahren anzupassen.
Bei Änderung der Bauleitplanung im Geltungsbe­
reich eines Landschaftsplanes, aber unterhalb der 
Darstellungsschwelle eines Gebietsentwicklungs­
planes und außerhalb der aufgezeigten Bereichs­
darstellung für eine Bebauung, erfolgt zunächst die 
Entscheidung über die landesplanerische Zulässig­
keit der Änderung im Anpassungsverfahren nach 
Landesplanungsgesetz. Es ist vereinbart, daß bei 
solchen Fällen der Bauleitplanung die LÖLF zu be­
teiligen ist.
Da im Rahmen der Änderung der Bauleitplanung 
grundsätzlich die materielle Entscheidung für die 
Anpassung des Landschaftsplanes mitgetroffen 
wird, wird vorgeschlagen, anstelle des förmlich 
erforderlichen Änderungsverfahrens eine Klausel 
in den Landschaftsplan einzuführen, die als Fest­
setzung die Wiederholung des Abwägungsverfah­
rens durch ein Änderungsverfahren der Land­
schaftsplanung überflüssig macht.



Zum Wechselverhältnis des Landschaftsplanes zu 
anderen Fachplänen werden eine Reihe von exak­
teren Regelungen getroffen, als sie bisher üblich 
waren. Auch zu den Fachbeiträgen werden detail­
liertere Aussagen gemacht.
Ein weiterer wichtiger Teil sind Ausführungen zu 
den Verfahrensvorschriften, die die gesetzlichen 
Vorschriften konkretisieren. Vor allem zu den Fra­
gen der Anstoßwirkung bei der Bekanntmachung 
und öffentlichen Auslegung, zur frühzeitigen Be­
teiligung der Bürger und Behörden werden die Er­
fahrungen der Bauleitplanung für die Regelungen 
des Landschaftsplanes ausgewertet.
Um die Wirkungen und die Umsetzung des Land­
schaftsplanes zu verbessern, werden Empfehlun­
gen dargelegt, wie Ver- und Gebote sowie Festset­
zungen zu treffen sind und welche Grundsätze zur 
Zusammenarbeit mit den Forstbehörden gelten. 
Auf die Vorgehensweise bei Befreiungen und Aus­
nahmen wird hingewiesen.
Ich glaube, dieser Exkurs macht deutlich, welche 
Regelungsdichte für ein Planwerk, wie das des 
nordrhein-westfälischen Landschaftsplanes, erfor­
derlich ist, wenn die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege nicht auf dem Stand 
idealistischer Zieldeklarationen verbleiben, son­
dern in verbindliche Regelungen und konkretes 
Handeln umgesetzt werden sollen.
In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf die 
Frage der Umsetzung des Landschaftsplanes einge- 
hen, und zwar auf die von den Kreisen und kreis­
freien Städten besonders aufmerksam verfolgte 
Regelung der Finanzierung auf der Grundlage der 
Förderrichtlinien des Landes. In der Neufassung 
der Förderrichtlinie 1986 wurde die zentrale Rolle 
des Landschaftsplanes besonders hervorgehoben. 
Zur besseren Haushaltskalkulation wurde der drei- 
bis fünfjährige Durchführungsplan eingeführt, der 
als mittelfristiges Umsetzungs- und Haushaltspro­
gramm fungieren soll. Die zur Durchführung eines 
Landschaftsplanes angemeldeten Maßnahmen auf 
der Grundlage eines solchen Durchführungspla­
nes werden deshalb höher mit Landesmitteln ge­
fördert, als spontan angemeldete Einzelmaßnah­
men. Deutlich wird auch, daß dem Landschafts­
plan der höchste Förderanteil zukommt. Dahinter 
steckt die Überlegung, die Landschaftsplanung 
weiter voranzutreiben. Das geht soweit, daß es in 
den Förderrichtlinien heißt: »Soweit die Land­
schaftspläne vor dem 31.12.1990 zur Genehmi­
gung bei der höheren Landschaftsbehörde vorge­
legt werden und innerhalb eines Jahres nach In­
krafttreten die Zuwendung für den ersten Durch­
führungsplan bei der Bewilligungsbehörde bean­
tragt ist«, ist das Land bereit, 90 % Landesmittel an­
statt der sonst zugesagten 80%  zur Realisierung 
der Landschaftspläne zur Verfügung zu stellen.
Bis 1988 gab es keine Möglichkeit, Ankauf, Pacht, 
vertragliche Vereinbarungen, Entschädigungen

und Ausgleichszahlungen, die sich aus den Festset­
zungen eines Landschaftsplanes ergaben, mit Mit­
teln des Landes zu fördern. Dies barg die Gefahr in 
sich, daß der Landschaftsplan gegenüber einigen 
Sonderprogrammen, die eine solche Förderung 
vorsahen - wie das Feuchtwiesenprogramm oder 
das Mittelgebirgsprogramm -, wegen der geringe­
ren Unterstützungsmöglichkeiten durch das Land 
hätte in den Hintergrund gedrängt werden kön­
nen. Der Satzungsgeber war möglicherweise be­
strebt abzuwarten, daß der Regierungspräsident 
als Verordnungsgeber die Belange des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege mit seinem Instru­
mentarium zunächst ausschnittsweise regelte.
Mit diesem Hinweis auf die Förderrichtlinien sollte 
deutlich werden, daß Landschaftsplanung nicht 
nur als Planungsaufgabe betrachtet werden kann, 
sondern als ein Umsetzungsprogramm für die er­
forderlichen Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege. Planung und Durchfüh­
rung der Planung gehören somit unmittelbar zu­
sammen. So wirken sich auch die Fragen der Um­
setzung bereits im Planungsverfahren aus. Festset­
zungen auf landwirtschaftlichen Flächen können 
Entschädigungsregelungen bzw. Ausgleichszah­
lungen auslösen, Ausweisungen von Naturschutz­
gebieten ziehen Ankaufs- und Pachtfragen nach 
sich; das heißt, der Träger der Landschaftsplanung 
muß sich von vornherein mit den kostenwirksa­
men Konseqenzen des Planwerkes auseinander­
setzen und gleichzeitig mit den betroffenen Eigen­
tümern vorklären, wie zum Beispiel festzusetzende 
Maßnahmen später durchgeführt werden können.
Dieser Sachverhalt macht meines Erachtens sehr 
deutlich, was den Landschaftsplan nach Land­
schaftsgesetz in NRW von den gutachterlichen, der 
Bauleitplanung zugeordneten Landschaftsplänen 
der anderen Flächenländer unterscheidet. Diese 
Kenntnis relativiert auch die immer wiederkeh­
rende Kritik am Vollzugsdefizit der Landschafts­
planung in Nordrhein-Westfalen, die hier ganz an­
dere Ursachen hat als in anderen Flächenländern, 
in denen die Planung ähnlich zähflüssig vorangeht, 
und die Umsetzung der Planung nur teilweise mög­
lich ist, und wo kaum geprüft werden kann, ob sie 
überhaupt vollzogen wird. Die Regelungsdichte 
und Durchführungsreife unseres Landschaftspla­
nes zeichnet sich eben gerade dadurch aus, daß 
Planung und Umsetzung nicht voneinander losge­
löst betrachtet werden können.
Zur Übersicht und zur Kontrolle des Standes der 
Landschaftsplanung wird beim MURL ein zentrales 
Kataster geführt, das unter Mitarbeit der Regie­
rungspräsidenten, der Kreise und kreisfreien Städ­
te im Halbjahresturnus aktualisiert wird, und zwar 
sowohl tabellarisch als auch kartographisch. Diese 
Erfassung geht soweit, daß letztlich für jeden ein­
zelnen Landschaftsplan eines Kreises oder einer 
kreisfreien Stadt die Flächengröße des Geltungsbe­
reiches, der beauftragte Planer, die genauen Daten



des Planungsablaufes hinsichtlich des Aufstel­
lungsbeschlusses, des Beginns und der Fertigstel­
lung der Fachbeiträge, der frühzeitigen Bürger­
und Behördenbeteiligung, der öffentlichen Ausle­
gung, des Satzungsbeschlusses, der Genehmigung 
und des Inkrafttretens dar gelegt wird. Bezogen auf 
die Ebene des Landes ist derzeit folgender Stand zu
verzeichnen:
Insgesamt aufzustellende Pläne 379
Insgesamt bisher in Angriff 
genommene Landschaftspläne 241
Planentwurf abgeschlossen 152
Frühzeitige Bürgerbeteiligung durchlaufen 128 
Öffentliche Auslegung erfolgt 83
Satzungsbeschluß erfolgt 65
Genehmigungsverfahren durchlaufen 63
In Kraft getreten 57
Um auch die Umsetzung der Landschaftspläne ver­
folgen zu können, wird über die Verausgabung 
von Fördermitteln eine Kostenübersicht zum 
Stand der Landschaftsplanung geführt.
Für das Haushaltsjahr 1989 sind in dem Zusam­
menhang folgende Zahlen anzugeben: 
für die Planaufstellung 1,3 Mio DM
für Pflegemaßnahmen 1,5 Mio DM
für Entwicklungsmaßnahmen 7,0 Mio DM
für GrunderWerb 7,7 Mio DM
für laufende Pacht-, Ausgleichs­
und Entschädigungsleistungen 0,1 Mio DM
Die zentrale Rolle des Landschaftsplanes erstreckt 
sich jedoch nicht nur darauf, das eigene konzeptio­
nelle Planungs- und Umsetzungsinstrument der 
unteren Landschaftsbehörde zu sein. Vielmehr ist 
der Landschaftsplan mit seinen Grundlagen gleich­
zeitig Basis des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege für die Regionalplanung, die Flächennut­
zungsplanung, die anderen Fachplanungen und 
nicht zuletzt Maßgabe für die Eingriffsregelung 
und damit für die Umweltverträglichkeitsprüfung. 
Insoweit unterscheidet sich der verbindliche 
Landschaftsplan mit seinen Arbeitskarten und 
Fachbeiträgen nicht von den gutachterlichen Plä­
nen.
In dem Zusammenhang muß jedoch daraufhinge­
wiesen werden, daß der Landschaftsplan und die 
Eingriffsregelung als wesentliche Instrumente des 
Naturschutzes im Rahmen der räumlichen Pla­
nung zwar in einem inhaltlichen, zeitlichen und 
auch formalen Zusammenhang stehen, jedoch - 
anders als in Fachkreisen häufig postuliert - von ih­
rer Zielsetzung und ihrer Funktion her zwei eigen­
ständige, voneinander unabhängige Instrumente 
darstellen. Der Landschaffsplan der kommunalen 
Ebene kann den Anspruch einer abschließenden 
Beurteilungsgrundlage für Eingriffsvorhaben in 
seinem Geltungsbereich sowie Lösungen zu deren 
Kompensation nicht erfüllen.
Es ist zwar richtig, daß ein vorliegender Land­
schaftsplan zur Beurteilung des Ist-Zustandes von

Flächen oder Landschaftsräumen herangezogen 
werden kann und seine Darstellungen und Festset­
zungen wichtige Hinweise zur Gesamtsicht von 
Natur und Landschaft geben können und insoweit 
über die Informationen eines ökologischen Fach­
beitrages, eines Biotopkatasters, einer Biotopty­
penkartierung oder sonstiger Untersuchungen 
und Gutachten hinausgeht. Es trifft jedoch nicht 
zu, daß er abschließend eine Beurteilungsbasis für 
zunächst nicht zu antizipierende Maßnahmen (so­
wohl zeitlich als auch von der Art und vom Um­
fang her) bietet. Diese gemäß Öarlegungslast dem 
Verursacher auferlegte spezifische Prüfung des 
Eingriffssachverhaltes ist vielmehr Inhalt des land­
schaftspflegerischen Begleitplanes. Dieser hat ne­
ben den Darstellungen und Bewertungen der öko­
logischen und landschaftlichen Gegebenheiten 
des Raumes die Art und den Umfang des Eingriffs­
tatbestandes zu ermitteln und auch die Entschei­
dungen offenzulegen, die im Rahmen der Alterna­
tiven- und Variantenuntersuchungen wirksam 
werden. Schließlich sind auch die erforderlichen 
Kompensationsmaßnahmen zu erarbeiten.
Während der Landschaftsplan also die Aufgabe 
hat, die derzeitigen und zukünftigen Ansprüche 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege an 
den Raum darzulegen und somit Natur und Land­
schaft nicht nur zu erhalten, zu pflegen und zu si­
chern, sondern vor allen Dingen zu entwickeln, 
stellt die Eingriffsregelung den Beteiligungsmodus 
sicher, nachdem die Naturschutzbehörden bei 
Entscheidungen anderer Fachbehörden einzu­
schalten sind. Die Eingriffsregelung ist dabei auf 
die Verhinderung, die Minimierung bzw. die Kom­
pensation der negativen Nebenwirkungen von 
Maßnahmen auf Natur und Landschaft gerichtet 
und hat zum Ziel, den funktionalen Status quo in 
Natur und Landschaft zu gewährleisten.
An dieser Stelle sei auf ein weiteres derzeit aktuel­
les Problem zur Umsetzung der Eingriffsregelung 
eingegangen, das durch die formelle Einführung 
der Umweltverträglichkeitsprüfung entsteht. Die 
UVP wird auch von vielen Fachkollegen als neue 
Perspektive zur Durchsetzung der Umweltbelange 
betrachtet. Es stellt sich jedoch die Frage, ob hier 
nicht die Flucht in ein neues Instrument gesucht 
wird, da die Eingriffsregelung nur schwer und des­
halb nur langsam durchzusetzen war und ist.
Die UVP ist entsprechend der Eingriffsregelung als 
»Huckepack-Verfahren« konstruiert. Federfüh­
rend ist auch hier die verfahrensführende Behör­
de. Es ist nicht davon auszugehen, daß die Akzep­
tanz der UVP, wenn es schließlich um konkrete 
Maßnahmen geht, höher einzuordnen ist als die 
der Eingriffsregelung. Darauf deutet schon die 
Dauer der Einführung und Umsetzung der EG- 
Richtlinie in die UVP-Gesetze des Bundes und der 
Länder hin.



Die derzeit aktuelle Diskussion um die Verwal­
tungsvorschriften zum UVP-Gesetz des Bundes 
läßt erkennen, um wieviel komplizierter die UVP 
im Gegensatz zur naturschutzrechtlichen Ein­
griffsregelung ist, da hier alle Umweltbelange ein­
zubringen und gegeneinander abzuwägen sind, 
bevor sie dem Eingriffsbelang zur Rangabwägung 
gegenübergestellt werden. Um sicherzustellen, * 
daß die Belange des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege so nicht bereits in der Abwägung mit 
anderen Umweltbelangen an Gewicht verlieren, 
was z,B. bei der Entscheidung über eine ortsnahe 
oder eine ortsferne Umgehungsstraße aus dem Ge­
gensatzpaar Lärmbeeinträchtigung der Wohnbe­
völkerung/ Zerschneidungseffekt von freier Land­
schaft möglich wäre, muß immer wieder gefor­
dert werden, daß auch innerhalb der UVP die Be­
lange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
im Sinne der Vorschriften der Eingriffsregelung 
geschlossen abgehandelt werden, so daß die Na­
turschutzbehörde nach den Vorschriften der Ein­
griffsregelung prüfen und ihre Stellungnahme ab­
geben kann. Das hat vor allem für die Rangabwä­
gung zwischen den Belangen des Naturschutzes 
und den Belangen des Eingriffsvorhabens eine we­
sentliche Bedeutung, insoweit kommt es darauf 
an, die Eingriffsregelung innerhalb der UVP als ei­
genständigen Teil eines nach anderen Rechtsvor­
schriften vorgeschriebenen Genehmigungsver­
fahrens zu behandeln.
Lassen Sie mich noch kurz auf die anderen Instru­
mente des Naturschutzes eingehen. Der Gebiets­
entwicklungsplan hat - wie bereits zuvor gesagt - 
seit 1980 die Funktion des Landschaftsrahmen­
plans zu übernehmen. Er stellt Bereiche zürn 
Schutze der Natur und Bereiche zum Schutze der 
Landschaft sowie weitere Bereiche für eine beson­
dere Pflege und Entwicklung der Landschaft dar. 
Er liefert damit Vorgaben sowohl für die Land­
schaftsplanung als auch für die Bauleitplanung und 
die anderen Fachplanungen.
Langfristig wird er diese Darstellungen nicht nur 
auf der Grundlage des Fachbeitrages der LÖLF und 
des landesweiten Biotopkatasters vornehmen, 
sondern im »Gegenstromverfahren« eben auch auf

der Grundlage der Darstellungen und Festsetzun­
gen des Landschaftsplanes. Der Gebietsentwick­
lungsplan als Landschaftsrahmenplan koordiniert 
über die Anpassungspflicht, wie sie im Landespla­
nungsgesetz verankert ist, auf diese Weise die re­
gionalplanerisch relevanten Darstellungen und 
Festsetzungen der Bauleitplanung und der Land­
schaftsplanung und regelt mögliche Konfliktfälle.
Die im letzten Jahr novellierte Fassung des LEPIII, 
der die Freiraumfunktion auf Landesebene defi­
niert, ist ein weiteres Instrument, mit dem die Zie­
le des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
unterstützt werden. Gemeinsam mit den textli­
chen Aussagen im Landesplanungsgesetz, im Lan­
desentwicklungsprogramm, im Umweltpro­
gramm sind diese Darstellungen als das »Land­
schaftsprogramm« des Landes Nordrhein-Westfa­
len anzusehen, das gemäß Bundesnaturschutzge­
setz durch die Länder zu formulieren ist.
In diesem Zusammenhang vielleicht auch noch ein 
Wort zu den Schutzverordnungen in der freien 
Landschaft. Gerade seit Wirksamwerden der EG- 
Milchmengenverordnung ist es erforderlich ge­
worden, dieses Instrument verstärkt einzusetzen, 
um zu verhindern, daß die letzten noch erhaltenen 
Feuchtwiesen in unserem Lande trockengelegt 
und in Ackerland umgewandelt werden, insoweit 
kommt diesen Verordnungen, ähnlich wie den 
einstweiligen Sicherstellungen, mit denen zeitli­
che Veränderungssperren getroffen werden, eine 
wichtige Übergangsrolle zu, wie sie von uns z.B. im 
Feuchtwiesenschutz- oder auch Mittelgebirgspro- 
gramm genutzt werden. Diese Verordnungen ent­
fallen, sobald das Schutzgebiet durch einen rechts­
verbindlichen Landschaftsplan erfaßt wird. Die 
Regelungen der Verordnung werden dann durch 
die Festsetzungen des Landschaftsplanes abgelöst.

Anschrift des Verfassers:
MR Enno Heidtmann 
Ministerium fü r Umwelt,
Raumordnung und Landwirtschaft 
Schwannstraße 3 
4000 Düsseldorf



Diskussionsprotokoll zu den Vorträgen von  
U. Scharrel, D. Lüderwaldt* und E. Heidtmann
Protokollant: Christian Rösgen

Wem obliegt in Schleswig-Holstein die Umsetzung 
der Festsetzungen fü r  den Landschaftsplan? 
Scharrel: Die Umsetzung der Maßnahmen, die 
Schutzgebiete betreffen, obliegt der Unteren Na­
turschutzbehörde .

Ist in Schleswig-Holstein daran gedacht, die Ver­
bandsklage in das Naturschutzgesetz aufzuneh­
m en?
Scharrel: Die Antwort dieser Frage ergibt sich aus 
der Regierungserklärung des MP. Dort ist die Ab­
sicht zur Einführung der Verbandsklage erklärt. 
Weitergehende Kenntnisse besitze ich jedoch 
nicht.

Wieviele Landschaftspläne au f gemeindlicher Ebe­
ne gibt es in Niedersachsen bereits?
Lüderwaldt: Es gibt eine Reihe von Gemeinden, 
die hier aktiv sind und die erkannt haben, daß der 
Landschaftsplan für ihr Gebiet eine Chance ist, 
auch den Prestigewert zu heben. Eine genaue 
Übersicht über die Zahl der erstellten oder in Er­
stellung befindlichen Landschaftspläne habe ich 
jedoch nicht.

Herr Heidtmann, sie haben in ihrem Vortrag ge­
sagt, daß die ökologischen Fachbeiträge der LÖLF 
in ihren Aussagen mindestens das abdecken, was 
der Landschaftsrahmenplan in Niedersachsen an 
Informationen erarbeitet. Wie erklären Sie, daß  
fü r die Erstellung eines Landschaftsrahmenplans 
in Niedersachsen von Herrn Lüderwaldt Kosten in 
Höhe bis zu 5 0 0 .0 0 0 DM angegeben werden, wäh­
rend in Nordrhein-Westfalen von Kosten um die 
40.000 DM fü r den ökologischen Fachbeitrag aus­
gegangen wird?
Heidtmann: Die Kosten für den LRP beziehen sich 
auf das gesamte Kreisgebiet, während sich die ge­
nannten Kosten für den ökologischen Fachbeitrag 
auf ein modellhaftes Plangebiet von 80 km2 bezie­
hen. Es hat über die Honorierung der ökologi­
schen Fachbeiträge im übrigen verschiedene Ge­
spräche mit Vertretern der Kollegen in den freien 
Büros und dem BDLA im Zuge der inhaltlichen 
Verfeinerung gegeben. Gegenüber früher ist auch 
eine kostenmäßige Anpassung vollzogen worden. 
Die Honorare für die ökologischen Fachbeiträge 
sollen auch dadurch, daß ökologische Fachbeiträ­
ge und die spätere Ausarbeitung der Landschafts­
pläne an das gleiche Planungsbüro vergeben w er­
den sollen, für die Büros interessanter gemacht 
werden.

* Der Vortrag von D. Lüderwaldt lag leider nicht vor.

Herr Heidtmann, können Sie etwas zur Problema­
tik inhaltlich überholter Fachbeiträge bei langen 
Landschaftsplanverfahren sagen?
Heidtmann: Dies ist in der Tat ein Problem. Bei 
veralteten ökologischen Fachbeiträgen ist kaum ei­
ne Form der Heilung vorstellbar. Viele Kreise ha­
ben in einer anfänglichen Euphorie zuviele Land­
schaftspläne gleichzeitig angefaßt und sind dann in 
langwierige Abstimmungs- und Planungszeiträu­
me hineingeraten. Wir versuchen nun, über die 
jährlichen Arbeitsbesprechungen, auf die ich be­
reits hingewiesen habe, zu einer zeitlich strafferen 
Planbearbeitung beizutragen.

Mich interessiert, ob bzw. wie in den einzelnen 
Ländern die Beachtenspflicht fü r  die Darstellun­
gen und Aussagen der jeweils höherrangigen Plä­
ne ausgestaltet ist.
Lüderwaldt: Landschaftsprogramm, Landschafts­
rahmenplan und Landschaftsplan besitzen eine 
vergleichbare Gliederung der zu erarbeitenden In­
halte. Es stellt systematisch daher keine Schwierig­
keit dar, die Inhalte des Landschaftsprogramms in 
die Landschaftsrahmenplanung einzubringen und 
dort zu detaillieren. In dem Runderlaß wird festge­
legt, daß der Landschaftsrahmenplan aus dem 
Landschaftsprogramm zu entwickeln ist. Bei der 
Übertragung von Landschaftsrahmenplan-Inhal­
ten in Landschaftspläne gibt es Probleme, da dieser 
Plan auf der gemeindlichen Ebene erarbeitet wird. 
Die untere Naturschutzbehörde bringt Inhalte des 
Landschaftsrahmenplanes als Träger öffentlicher 
Belange in die gemeindliche Landschaftsplanung 
ein. Eine Verbindlichkeit von Darstellungen des 
gutachterlichen Landschaftsrahmenplans für die 
kommunale Planungsebene ist nur über die Inte­
gration solcher Inhalte in das Regionale Raumord­
nungsprogramm zu erreichen.
Scharrel: Die Inhalte des Landschaftsrahmenplans 
fließen in Schleswig-Holstein in den Regionalplan 
ein; nur insoweit besteht eine Vorgabe für die ört­
liche Planung. Der Landschaftsplan soll den Land­
schaftsrahmenplan weiter konkretisieren.
Heidtmann: Der GEP erfüllt seit 1980 die Funktion 
eines LRP nach BNatSchG. Der GEP stellt die Ziele 
und Erfordernisse der Raumordnung und Landes­
planung dar; diese sind bei den untergeordneten 
Gesamt- und Fachplanungen zu beachten. So be­
steht z.B. die Anpassungspflicht der Landschafts­
pläne an die Regionalplanung. Darüber hinausge­
hend besteht z.Z. noch keine direkte Verpflich­
tung, Ziele des ökol. Beitrags zum GEP, der eben­
falls durch die LÖLF erstellt wird, in den Land­
schaftsplan zu übernehmen o. zu konkretisieren.



Ist es richtig, daß in Nordrhein- Westfalen beson­
ders geschützte Gebiete sowohl über den Land­
schaftsplan als auch über Verordnungen festge­
setzt werden?
Heidtmann: Ja. Schutzverordnungen werden 
durch die Regierungspräsidenten dort erlassen, 
wo noch keine Landschaftspläne vorhanden sind 
oder die Planung zu schleppend verläuft. Weiter­
hin haben hier auch die alten Verordnungen Be­
stand. Daneben ist jedoch die Festsetzung von be­
sonders geschützten Teilen von Natur und Land­
schaft (§§ 19 bis 23; NSG, LSG, ND, LB) Aufgabe 
und Inhalt der Landschaftspläne. Wenn die Land­
schaftspläne Rechtskraft erhalten, werden die 
Schutzverordnungen für das betreffende Land­
schaftsplangebiet durch den Regierungspräsiden-' 
ten aufgehoben. Das heißt, daß hier zwischen Ver­
ordnungswesen und Landschaftsplan das Prinzip 
der Subsidiarität besteht.
Lüderwaldt: Was ist, wenn der Träger der Land­
schaftsplanung (Kreis) die Verordnungen des RP 
inhaltlich auszuhöhlen versucht?
Heidtmann: In diesem Fall stellt sich die Frage der 
Genehmigungsfähigkeit des Landschaftsplans 
durch den RP nach § 28 Landschaftsgesetz. Danach 
bedarf der Landschaftsplan der Genehmigung 
durch die höhere Landschaftsbehörde beim Regie­
rungspräsidenten. Die Genehmigung ist zu versa­
gen, wenn der Landschaftsplan die bestehenden 
Festsetzungen anderer Fachplanungsbehörden 
nicht beachtet hat. Die Genehmigung kann auch 
unter der Auflage erteilt werden, daß der Land­
schaftsplan durch Festsetzungen nach den §§ 19 bis 
23 und 26 - also den üblichen Schutzgebietsfestset­
zungen sowie von Entwicklungs- und Pflegemaß­
nahmen - ergänzt wird. Die Hoheit des Kreises 
wird dadurch nicht angetastet, denn der Kreis 
muß den Auflagen des RP beitreten, damit der Plan 
rechtswirksam wird. Tatsächlich steht die ent­
scheidende Behörde, die höhere Landschaftsbe­
hörde beim RP, hier oft vor der Schwierigkeit der 
Abwägung und einer notwendigen Entscheidung. 
Bislang sind in Nordrhein-Westfalen in drei Fällen, 
in denen »inhaltsleere« Landschaftspläne zur Ge­
nehmigung Vorgelegen haben, die Landschaftsplä­
ne nicht genehmigt worden. Auch ein Änderungs­
bedarf bei inhaltlich veralteten Verordnungen 
drückt sich in entsprechenden Aussagen des öko­
logischen Fachbeitrags der LÖLF aus und muß spä­
testens bei der Überarbeitung des Landschafts­
plans Eingang finden.
Herr Lüderwaldt, im Unterschied zu Nordrhein- 
Westfalen, wo der Gebietsentwicklungsplan als 
Regionalplan und als Landschaftsrahmenplan a u f 
der Planungsebene des Regierungspräsidenten er­
stellt wird, ist in Niedersachsen sowohl die Regio­
nalplanung als auch die Landschaftsplanung a u f 
die kommunale Planungsebene - Kreis und Ge­
meinde - verlagert: Bedingt dies nicht, daß die

staatlichen Einflußmöglichkeiten a uf eine ökolo­
gische Raumordnung und Landschaftsplanung re­
lativ gering ist? Welche Aufgaben liegen - abgese­
hen von der Fachaufsicht und Genehmigungs­
pflicht - in diesen Bereichen noch bei den Bezirks­
regierungen?
Lüderwaldt: Das ist so richtig. Bei der Novellie­
rung des Landesraumordnungsgesetzes, in der die 
Zuständigkeit für die Regionalplanung von den Be­
zirksregierungen auf die Kreise überging, gab es 
um die Frage der staatlichen Einflußmöglichkeiten 
viele Diskussionen.
In Nordrhein-Westfalen gibt es in vier Kreisen »Mu- 
ster«-Landschaftsbehörden, die den Löwenanteil 
der staatlichen Fördermittelfressen. D er Planungs­
stand ist daher regional auch sehr unterschiedlich. 
Die Inanspruchnahme der Fördermittel zeigt, daß 
der Landschaftsplan von den Kreisen als funk­
tionsfähiges Planungsinstrument eingeschätzt 
wird. Besteht jedoch nicht dadurch, daß bei ra­
scher Planerstellung besonders hohe Förderungs­
präm ien locken, auch die Gefahr, daß Land­
schaftspläne zu schnell und flüchtig erstellt wer­
den und auch an inhaltlicher Qualität verlieren? 
Heidtmann: Es steht jedem Kreis frei, ob er sich 
durch höhere als den üblichen Fördersätzen kö­
dern läßt. Insgesamt ist auch festzustellen, daß die 
Bereitschaft, Landschaftspläne aufzustellen, unab­
hängig von den politischen Mehrheiten im Kreis 
im Rheinland größer als in Westfalen ist.
Wie hoch sind denn die Fördermittel in den ver­
schiedenen Ländern?
Heidtmann: In Nordrhein-Westfalen wurden im 
Jahr 1989 an Fördermitteln für Naturschutz­
zwecke 1,3 Mio DM für die Aufstellung von Land­
schaftsplänen, 1,2 Mio DM für Pflegemaßnahmen, 
6,5 Mio DM für Entwicklungsmaßnahmen, 5,6 Mio 
DM für Grunderwerb und 0,2 Mio DM für Pacht- 
und Entschädigungszahlungen eingesetzt.
Herr Scharrel, wie sind die Bestimmungen des §5, 
Abs 2  LPflG zu verstehen, wonach bei der Durch­
führung dieses Gesetzes und des BNatSchG die 
Landschaftsrahmenpläne zugrundezulegen sind 
und was bedeutet dies fü r die gemeindliche Land­
schaftsplanung?
Scharrel: Die gemeindliche Landschaftsplanung 
muß sich an die Vorgaben der Landschaftsrahmen­
pläne halten. Die Integrationsfähigkeit von Inhal­
ten der Landschaftspläne in die Bauleitpläne ist je­
doch bei Widersprüchen zu den regionalen Raum­
ordnungsplänen nicht gegeben.
H err Heidtmann, inwieweit kommen Sie zu dem  
Urteil, daß die UVP zu einer Verwässerung der Ein­
griff sregelung führen könnte?Die Anwendung der 
Eingriffsregelung obliegt ohnehin den Genehmi­
gungsbehörden und nicht den unteren Natur­
schutzbehörden. Lch erwarte eher eine Verbesse­
rung durch die verstärkte Einbeziehung des Res­
sourcenschutzes.



Heidtmann: Ich stimme ihnen da im Grundsatz zu. 
Durch die Entwicklung der integralen Betrach­
tungsweise können jedoch interne Zielkonflikte 
zur Zurückstellung von Belangen des Naturschut­
zes im engeren Sinne führen. Es muß die Möglich­
keit der eigenständigen Aufbereitung der originä­
ren Belange erhalten bleiben. Die Eingriffsrege­
lung sollte im Rahmen der UVP als in sich geschlos­
sener Bestandteil, als eine Teil-UVP aufgefaßt wer­
den.
Ich erwarte eigentlich kaum Zielkonflikte zwi­
schen dem Schutz der Umweltmedien und dem  
Schutz von Arten und Lebensgemeinschaften. 
Scharrel: Entscheidungsfindungen sind immer 
auch abhängig von Organisationsstrukturen. In­
nerhalb einer »UVP-Behörde« oder wie in Schles­
wig-Holstein geplant, innerhalb einer interdiszi­
plinären Fachgruppe, besteht durchaus die Be­
fürchtung, daß der Beitrag des Naturschutzes kein 
ausreichendes Gewicht erhält. Es ist zu erwarten, 
daß andere Entscheidungen gefällt werden, als 
wenn die Eingriffsregelung für sich vollzogen 
würde.
Heidtmann: Der Arbeitsentwurf für die - Allgemei­
ne Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des Ge­

setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung« 
zeigt die größte Regelungsdichte bei Vorhaben, 
die auch der Eingriffsregelung unterliegen, da die­
se Fälle bereits heute umfassend durchdacht sind. 
In den Diskussionen zur einzelnen UVP werden je­
doch Belange der Gewerbeaufsicht oder der Was­
serwirtschaft gegenüber denen des Naturschutzes 
größeres Gewicht bekommen. Hier sehe ich gera­
de im Bezug auf Entwicklungen in der ehemaligen 
DDR besondere Probleme. Die Aspekte des Natur­
schutzes müssen als geschlossener Block erhalten 
bleiben.

Ein wesentlicher Aspekt zum Verhältnis Eingriffs- 
regelung-UVP ist m einer Ansicht nach die Tatsa­
che, daß die UVP die flächenbezogenen Aussagen 
nicht abdeckt. Das kann nur die Eingriffsregelung 
leisten.

Heidtmann: Ich befürchte, daß der Vollzug der 
Eingriffsregelung bei der Durchführung von Um­
weltverträglichkeitsprüfungen verstärkt von 
Quantifizierungsproblemen gekennzeichnet sein 
wird. Hier gibt es zum Teil große Diskrepanzen 
zwischen den Bundesländern.



Wirksamkeit des EG-Naturschutzrechts in der Praxis
Von Peter Herkenrath

1. Die Rolle des Umwelt- und Naturschutzes 
in der EG

Die Europäische Gemeinschaft ist vornehmlich ei­
ne Wirtschaftsgemeinschaft. Dies machen einmal 
mehr die derzeitigen Anstrengungen zur Schaf­
fung des Binnenmarktes deutlich, bei dem im Mit­
telpunkt der Ausbau des europäischen Wirt­
schaftsraumes zur führenden Weltmacht noch vor 
den USA und Japan steht. Andere Bereiche treten 
demgegenüber in den Hintergrund, so die Ent­
wicklung einer demokratischen Kultur, der Aus­
bau des kulturellen Austausches in der Gemein­
schaft, aber auch der Umwelt- und Naturschutz.
Das hat z.B. zur Folge, daß große Summen aus dem 
EG-Haushalt nach Spanien, Portugal und Griechen­
land fließen, dort in die Rodung von Stein- und 
Korkeichenwäldern, die Entwässerung von Fluß­
niederungen und die Anpflanzung von Eukalyptus 
gehen und so die bisher auf großen Flächen exten­
sive Landnutzung durch eine intensive ersetzen. 
Auf diese Weise wird es der südeuropäischen 
Landwirtschaft ermöglicht, innerhalb der EG kon­
kurrenzfähig zu werden. Nur, daß sich statt der bis­
herigen naturnahen Landschaft mit großem Arten­
reichtum an Tieren und Pflanzen jetzt ökologisch 
völlig entwertete Eukalyptusplantagen sowie pe­
stizidbespritzte Oliven- und Tomatenkulturen 
dort finden. Und aus demselben EG-Haushalt, al­
lerdings aus dem wesentlich kleineren Topf na­
mens »Umweltschutz« werden Gelder genommen, 
um die letzten Reste der alten Landschaftsformen 
für die einheimischen Kleinbauern und für Flora 
und Fauna zu retten.
Diese Beobachtung wirft bereits ein Schlaglicht auf 
die von mir zu beantwortende Frage nach der 
Wirksamkeit des EG-Naturschutzrechtes in der 
Praxis.

2. Naturschutzinstrumente und 
-rechtsvorschriften in der EG

Daß die Situation wesentlich besser sein könnte, 
zeigt ein Blick in die Rechtsgrundlagen der EG. So 
wurde dem Umweltschutz in der Erweiterung des 
EWG-Vertrags um die Einheitliche Europäische 
Akte 1987 ein hoher Stellenwert verliehen. Artikel 
130 r (2) besagt: »Die Erfordernisse des Umwelt­
schutzes sind Bestandteil der anderen Politiken der 
Gemeinschaft.« Und Artikel 100 a (3): »Die Kom­
mission geht ... in den Bereichen Gesundheit, Si­
cherheit, Umweltschutz und Verbraucherschutz 
von einem hohen Schutzniveau aus.« Doch das 
sind sehr allgemein gehaltene Absichtserklärun­
gen. Konkret müßte sich das in den verschiedenen 
Bereichen der EG-Politik bemerkbar machen. Das

ist aber nicht der Fall; kritische und wegweisende 
Initiativen sind fast nur aus dem Europäischen Par­
lament zu hören, das immer noch nur geringfügige 
Möglichkeiten der Einflußnahme auf den Kurs der 
EG hat.
Es wird nun zu prüfen sein, inwieweit die vorlie­
genden Rechtsinstrumente der EG im Bereich des 
Naturschutzes die angedeuteten Defizite auszuglei­
chen vermögen.
Dabei muß zwischen Verordnungen und Richtli­
nien unterschieden werden. Die Verordnung hat 
allgemeine Geltung, ist also in all ihren Teilen ver­
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglieds­
staat. Die Richtlinie ist hinsichtlich der in ihr ge­
nannten Ziele verbindlich, überläßt jedoch den 
Mitgliedsstaaten die Wahl der Form und Mittel zu 
ihrer Umsetzung.
Z.Zt. existieren, rechtskräftig oder im Entwurf 
vorliegend, die folgenden wesentlichen Rechtsin­
strumente im Naturschutz der EG.
-  Die Verordnung zur Anwendung des Washing­

toner Artenschutzübereinkommens in der EG 
aus dem Jahre 1982 und einige weitere, unter­
geordnete Verordnungen, regeln unmittelbar 
in allen Staaten der EG den Vollzug des 
Washingtoner Artenschutzübereinkommens.

-  Die Richtlinie über die Umweltverträglichkeits- 
prüfung (UVP) aus dem Jahre 1983 setzt in allen 
Mitgliedsstaaten gleiche Bedingungen zur An­
wendung der UVP bei Einzelvorhaben.

-  Die EG-Vogelschutzrichtlinie von 1979 ist das 
älteste Rechtsinstrument des EG-Naturschut- 
zes.

-  Seit 1988 existiert der Vorschlag für eine »Richt­
linie des Rates zum Schutz der natürlichen und 
naturnahen Lebensräume sowie der wildleben­
den Tier- und Pflanzenarten« (FFH-Richtlinie). 
Es handelt sich um den Versuch, gemeinschafts­
weit alle bedeutenden Lebensräume zu erfas­
sen und wirksam unter Schutz zu stellen. Der 
Entwurf geht von einer Verpflichtung der Mit­
gliedsstaaten aus, sowohl die Lebensräume der 
selteneren Tiere und Pflanzen als auch alle be­
deutenden Biotoptypen als Schutzgebiete aus­
zuweisen. Wenn das gelänge, wäre der Natur­
schutz in der EG einen bedeutenden Schritt 
vorangekommen. Z.Zt. werden die Listen die­
ser selteneren Arten und Biotope diskutiert, 
und es ist entscheidend, wie diese Listen ausse- 
hen werden. Eine Umsetzung der Richtlinie, be­
sonders in den ärmeren südeuropäischen Län­
dern, hängt aber auch davon ab, ob die EG ge­
nügend finanzielle Mittel zur Verfügung stellt, 
um den angestrebten Schutz auch zu realisie­
ren. Der Wille dazu ist derzeit bei den Regierun-



gen der Mitgliedsstaaten einschließlich der 
Bundesregierung nicht erkennbar. So ist eine 
Verordnung über gemeinschaftliche Aktionen 
zum Naturschutz, den die Kommission im Mai 
1990 im Entwurf vorgelegt hat, und die die Fi­
nanzierung der Umsetzung der FFH-Richtlinie 
regeln soll, zunächst einmal steckengeblieben. 
Die Hoffnung der Naturschutzverbände, daß 
die FFH-Richtlinie 1990 verabschiedet werde, 
hat sich zerschlagen.

3. Die EG-Vogelschutzrichtlinie
Im folgenden will ich mich auf die Frage der Um­
setzung der EG-Vogelschutzrichtlinie (EG- 
VSchRL) in die Naturschutzpraxis der Bundesre­
publik Deutschland beschränken, weil diese Richt­
linie insbesondere für den Flächenschutz das der­
zeit einzige rechtskräftige EG-Instrument ist.
1973 verabschiedete der Rat der Europäischen Ge­
meinschaften das »Aktionsprogramm der EG für 
den Umweltschutz«. Darin tauchte auch der Vogel­
schutz auf. Es wurden gemeinsame Aktionen der 
Mitgliedsstaaten für den Vogelschutz gefordert, 
die EG sollte die einzelstaatlichen Vorschriften 
zum Schutz der Tierwelt, insbesondere der Zugvö­
gel prüfen, die rechtlichen Bestimmungen der 
Mitgliedsstaaten zum Vogel- und Naturschutz soll­
ten harmonisiert werden. In der Fortschreibung 
des Aktionsprogramms (1976) findet sich unter 
Punkt »Schutz von Fauna und Flora« die Betonung 
des Schutzes der Zugvögel und bestimmter gefähr­
deter Tierarten als »typisch plurinationales Pro: 
blem, dessen Lösung internationale Initiativen so­
wie Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene erfor­
derlich macht«. Am 19. November 1978 war es 
dann endlich soweit. Der Umweltrat der EG verab­
schiedete die »Richtlinie des Rates über die Erhal­
tung der wildlebenden Vogelarten« (EG-VSchRL). 
Die Richtlinie wurde am 2. April 1979 vom Rat der 
Europäischen Gemeinschaften erlassen und trat 
am selben Tag in Kraft.
Eine Lektüre der ausführlichen Präambel der 
VSchRL zeigt: Der Rat der Europäischen Gemein­
schaften hat die dramatische Entwicklung in der 
Vogelwelt mit all ihren Konsequenzen begriffen. 
»Bei vielen im europäischen Gebiet der Mitglieds­
staaten wildlebenden Vogelarten ist ein Rückgang 
der Bestände festzustellen, der in bestimmten Fäl­
len sehr rasch vonstatten geht. Dieser Rückgang 
bildet eine ernsthafte Gefahr für die Erhaltung der 
natürlichen Umwelt, da durch diese Entwicklung 
insbesondere das biologische Gleichgewicht be­
droht wird.« Anlaß zum Handeln ist für den Rat also 
der starke Rückgang der Vogelbestände, aber auch 
der Charakter der Vogelwelt in der EG. Es handelt 
sich zum großen Teil um Zugvögel, deren Schutz 
selbstverständlich grenzübergreifend wirken 
muß, für die also besondere gemeinsame Verant­
wortung aller EG-Länder besteht.

Die EG-VSchRL bezieht sich lt. Artikel 1 auf alle Ar­
ten und hat den Schutz, die Erhaltung, aber auch 
die Bewirtschaftung und die Regulierung der Vo­
gelbestände zum Ziel, d.h. auch Fragen der Nut­
zung und der Jagd werden in der EG-VSchRL gere- 
gelt.
Artikel 3 betont, daß das Ziel der VSchRL die Erhal­
tung oder Wiederherstellung einer ausreichenden 
Vielfalt und Flächengröße der Lebensräume aller 
Arten sein muß, insbesondere durch die Schaffung 
von Schutzgebieten.
Die EG-VSchRL enthält mehrere Anhänge. Anhang 
I listet 144 besonders seltene, gefährdete oder 
empfindliche Arten auf, z.B. Schwarz- und Weiß­
storch, Seeadler und Eisvogel. Für diese sind lt. Ar­
tikel 4 besondere Maßnahmen zum Schutz ihrer 
Lebensräume erforderlich. Der Sicherung der Le­
bensräume sämtlicher Zugvögel sollen ebenfalls 
besondere Anstrengungen gelten. Die EG-VSchRL 
betont in diesem Zusammenhang den Schutz der 
Feuchtgebiete und ganz besonders der »Feuchtge­
biete internationaler Bedeutung« nach der Ramsar- 
Konvention. Ziel sei die Schaffung eines zusam­
menhängenden Netzes von Schutzgebieten.
Die EG-VSchRL legt also den Schwerpunkt auf den 
Schutz der Lebensräume und betrachtet nicht die 
einzelnen Arten isoliert. Damit hat die EG die Er­
kenntnisse der Ökologie nachvollzogen, an denen 
sich auch der Naturschutz immer stärker orien­
tiert. Nur durch ein großes System von intakten Le­
bensräumen vielfältiger Natur kann das Überleben 
der Arten langfristig gesichert werden.
Entsprechend forderte die Kommission die Mit­
gliedsstaaten auf, bis zwei Jahre nach Inkrafttreten 
der EG-VSchRL die besonders für Vögel wichtigen 
Gebiete (Special Protection Areas, später Impor­
tant Bird Areas genannt) der Kommission mitzutei­
len. In Zusammenarbeit mit dem Internationalen 
Rat für Vogelschutz und dem Internationalen Büro 
für Wasservogel- und Feuchtgebietsforschung ent­
stand ein »vorläufiges Inventarium von Gebieten 
besonderer Bedeutung für den Schutz von Vögeln 
und Feuchtgebieten, die als von internationaler 
Bedeutung angesehen werden« (1980/81).
Inzwischen existieren leider verschiedene, nicht 
aufeinander abgestimmte Listen von Schutzgebie­
ten. Die Mitgliedsstaaten haben der Kommission 
Gebiete nach Artikel 4 der EG-VSchRL benannt, 
ohne daß die Naturschutzverbände konsultiert 
wurden. Gleichzeitig ist nach gründlicher Vorar­
beit vom Internationalen Rat für Vogelschutz eine 
sehr gründliche Liste der Important Bird Areas 
(IBA) in Europa erstellt worden. Ein Vergleich bei­
der Listen für die Bundesrepublik offenbart er­
schreckende Differenzen. Anscheinend ist die Li­
ste der Bundesregierung aufgrund völlig willkürli­
cher und äußerst mangelhafter Zusammenstellung 
durch die Bundesländer erarbeitet worden. Bei-



spielsweise fehlt für das so vogelreiche Schleswig- 
Holstein eins der weltweit wichtigsten Vogelge­
biete, nämlich das Wattenmeer.
Der Schutz der IBA ist in der Bundesrepublik bis­
her nur völlig unzureichend verwirklicht. Oft sind 
nur Teilbereiche unter Schutz gestellt, 20%  aller 
IBA sind noch gänzlich ungeschützt. Auch fehlen 
oft Pufferzonen um empfindliche Bereiche, so daß 
z.B. weiterhin Nährstoffe aus der Intensivlandwirt­
schaft kaum gehindert in nährstoffarme Schutzge­
biete eindringen können. In den meisten Schutzge­
bieten sind land- und forstwirtschaftliche Nut­
zung, Fischerei - einschließlich Sportangeln - und 
Jagd weiterhin erlaubt. Einige repräsentative Bei­
spiele seien genannt:
-  militärische Tiefflüge über der Staustufe Schlüs­

selburg und den Rieselfeldern Münster,
-  Ölförderung und Herzmuschelfischerei im Na­

tionalpark Schleswig-Holsteinisches Watten­
meer,

-  Wasservogeljagd im Nationalpark Niedersäch­
sisches Wattenmeer,

-  Torfabbaurechte in bestehenden Moorschutz­
gebieten in Niedersachsen, z.B. in der Diephol­
zer Moorniederung,

-  unzureichende Beschränkung des Bootver­
kehrs in den für Wasservögel wichtigen Berei­
chen des Bodensees,

-  nicht standortgemäßer Waldbau in den Auwäl­
dern am Oberrhein, z.B. Taubergießen.

Für viele Arten des Anhangs I der Richtlinie fehlen 
abgestimmte, länderübergreifende Schutzkonzep­
te. Das betrifft vor allem Arten, die nicht durch die 
Sicherung von abgegrenzten Schutzgebieten er­
halten werden können, z.B. Spechte, Hasel- und 
Auerhuhn, Halsbandschnäpper oder Eisvogel.
Natürlich gibt es auch positive Beispiele, wie die 
Unterschutzstellung weiterer Bereiche im Feucht­
gebiet internationaler Bedeutung Unterer Nieder­
rhein oder die Verweigerung der Erlaubnis durch 
die Stadt München, auf dem Echinger Isar-Stausee 
Wasservögel mit Motorbooten zu jagen.
Die Betrachtung von Einzelfällen offenbart immer 
wieder ein strukturelles Defizit. Zwar ist die Bun­
desregierung gegenüber der EG-Kommission für 
die Erfüllung der Verpflichtungen lt. EG-VSchRL 
verantwortlich, aber nach deutschem Recht ist sie 
für Naturschutz gar nicht zuständig. Naturschutz 
ist immer noch Ländersache. So bleibt der Schutz 
mancher IBA letztlich in den Schubladen von Län­
derregierungen stecken. Der Umweltschutz muß 
endlich als Staatsziel im Grundgesetz verankert 
werden, dann ist die Bundesregierung, und nicht 
mehr die Länder allein, für den Naturschutz zu­
ständig!
Aus der Betrachtung der Situation des Flächen­
schutzes ist ein weiteres Fazit zu ziehen. Es gibt 
kaum ein wichtiges Gebiet, das nicht von Eutro­
phierung negativ betroffen ist, sei es der Dümmer,

der einen Nährstoffgehalt aufweist, der den der 
meisten anderen europäischen Binnenseen bei 
weitem übersteigt, sei es das Wattenmeer, das mit 
den Stickstoff- und Phosphatfrachten aus den Flüs­
sen nicht mehr fertig wird. Pufferzonen können in 
einigen Gebieten weiterhelfen, aber inzwischen 
wird auch durch die Luft so viel Stickstoff in die 
Ökosysteme eingetragen, daß die Eutrophierung 
eines der zentralen Probleme des zukünftigen Na­
turschutzes sein wird. Hier kann nur eine grund­
sätzliche Kehrtwende insbesondere in der Land­
wirtschaft helfen. Die Landwirtschaft muß auf der 
ganzen Fläche einschneidend extensiviert wer­
den. Flächenstillegungs- und die bisherigen Exten- 
sivierungsprogramme der EG, die nicht in die gro­
ßen landwirtschaftlich genutzten Flächen eingrei- 
fen, sondern nur marginale Bereiche, z.B. in den 
Mittelgebirgen erreicht, konterkarieren alle Bemü­
hungen zu einem wirkungsvollen Schutz auch der 
Vogelwelt (z.B. Wiesenbrüter) gemäß EG-VSchRL.
Die EG-VSchRL widmet sich auch den Fragen des 
engeren Artenschutzes, also der Tötung oder des 
Fanges von Vogelindividuen. Absichtliches Töten 
oder Fangen, Beschädigung der Nester usw. sind 
nach Artikel 5 verboten, ebenso das Halten der Ar­
ten, die nicht bejagt werden dürfen. Auch gilt ein 
allgemeines Vermarktungsverbot für die europäi­
schen Vögel. Die Ausnahmen sind streng geregelt 
und betreffen nur die 26 Arten, die in Anhang III 
aufgelistet sind.
Artikel 7 regelt die Bejagung. 72 Arten dürfen in 
der EG weiterhin bejagt werden, 24 in allen Län­
dern, 48 nur in denen, für die die VSchRL das aus­
drücklich erlaubt. Es geht um eine »ökologisch aus­
gewogene Regulierung der Bestände«, eine Dezi­
mierung ist in den EG-Staaten also nicht mehr 
rechtens. 1987 verurteilte der Europäische Ge­
richtshofitalien und Belgien wegen der weiter an­
haltenden Sing vogeljagd und des Singvogelfangs. 
Bis heute ist zwar eine regionale Einschränkung 
der Massentötung und des Massenfangs von Vö­
geln in einigen EG-Staaten erreicht, aber weiterhin 
existieren eklatante Verstöße in diesen Ländern, 
die z.T. sogar noch von den nationalen Gesetzen 
gedeckt sind.
Eine weitere Legalisierung der Singvogeljagd 
durch die VSchRL muß z.Zt. mit der geplanten Auf­
nahme der bisher geschützten Rabenvögel in den 
Anhang II, der Liste der bejagbaren Arten, befürch­
tet werden. Die EG täte gut daran, zunächst einmal 
die Durchsetzung der EG-VSchRL in punkto Beja­
gung und Fang in den Mitgliedsstaaten zu betrei­
ben, statt den unsinnigen und ökologisch nicht 
haltbaren Forderungen der Jägerschaft nach 
Neuaufnahme von Arten in die Liste der jagbaren 
Vogelarten stattzugeben.
Außerdem muß bemängelt werden, daß sich in 
Anhang II noch eine Reihe von Arten findet, die 
trotz starken Rückgangs im Großteil der EG-Län-



der noch bejagt werden dürfen, so Birkhuhn, 
Auerhuhn, Wachtel und Goldregenpfeifer.
Die EG-VSchRL verbietet in Artikel 7 erfreulicher­
weise auch die Bejagung von Vögeln zur Nist-, 
Brut- und Aufzuchtzeit oder während des Früh­
jahrszuges. Direkte Folge dieser Bestimmung war 
das Verbot der Frühjahrsjagd auf die Waldschnep­
fe in der Bundesrepublik.
Die Umsetzungsdefizite in diesem Bereich der EG- 
VSchRL der Bundesrepublik sind glücklicherweise 
recht gering. Es geht hier vor allem noch um fol­
gende Punkte:
-  Pauschale Ausnahmegenehmigungen unter Be­

rufung auf Artikel 9 der EG-VSchRL zum mas­
senhaften Abschuß von Elstern, Rabenkrähen 
und Eichelhähern, obwohl Artikel 9 einen Ein­
zelnachweis von Schäden für die Erteilung von 
Ausnahmegenehmigungen fordert. Das gleiche 
gilt für den Greifvögel- und Graureiherabschuß 
insbesondere in Bayern.

-  Bejagung von Ringel- und Türkentauben vom 
1.7. bis 30.4., obwohl die Brutzeit beider Arten 
sich von März bis Oktober erstreckt. Das ver­
stößt gegen den bereits genannten Artikel 7 der 
Richtlinie (Verbot der Bejagung von Vögeln zur 
Brut- und Aufzuchtzeit).

-  Die Bundesrepublik wurde 1987 vom Europäi­
schen Gerichtshof verurteilt, weil die Land­
wirtschaftsklausel im Bundesnaturschutzgesetz 
gegen die EG-VSchRL verstößt. Die Landwirt­
schaftsklausel in §20 f besagt, daß für Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft eine Pauschal­
freistellung von den Schutzbestimmungen für 
freilebende Tiere und Pflanzen gewährt wird. 
Die EG-VSchRL sieht zwar auch Ausnahmen 
vom Schutz der Vögel vor, diese werden aber 
an enge Bedingungen geknüpft (Artikel 9). Im­
mer noch ist die Bundesregierung diesem Ur­
teil nicht nachgekommen. Zwar hat das Bun­
desumweltministerium in seinem Entwurf für 
ein novelliertes Bundesnaturschutzgesetz die 
Landwirtschaftsklausel gestrichen, doch da die 
alte Fassung weiterhin rechtsgültig ist, hat die 
EG-Kommission eine erneute Klage gegen die 
Bundesrepublik beim Europäischen Gerichts­
hof eingereicht.

4. Forderungen
für einen wirksamen Naturschutz

Ich möchte die sich aus dieser Bilanz ergebenden 
Forderungen noch einmal zusammenfassen.
4.1. Forderungen national
-  Wirksamer Schutz aller Important Bird Areas 

durch
-  Sicherung als Naturschutzgebiet,
-  dem Schutzziel entsprechende Schutzge­

bietsverordnungen (höchstens extensive, 
standortangepaßte land- und forstwirtschaft­
liche Nutzung, keine industrielle Nutzung,

Jagd und Fischerei nur in Ausnahmefällen, 
Einschränkung des Tourismus mit Lenkungs­
konzepten),

-  ausreichend große Pufferzonen,
-  Generelle Extensivierung der Landwirtschaft 

zur Eindämmung der Freisetzung von Nährstof­
fen und Pestiziden,

-  Bundesweite Schutzkonzepte für die Vogelar­
ten des Anhangs I der EG-VSchRL,

-  Verankerung des Umweltschutzes als Staatsziel 
im Grundgesetz.

4.2. Forderungen auf EG-Ebene
Die desolate Situation des Naturschutzes macht
auch zahlreiche Verbesserungen auf der Ebene der
EG notwendig. Einige Punkte möchte ich anfüh­
ren:
-  Schaffung rechtlicher Sanktionsmöglichkeiten. 

Z. Zt. können selbst die Urteile des Europäi­
schen Gerichtshofes gegen ein Mitgliedsland 
von diesem mißachtet werden, ohne daß die 
EG-Institutionen Möglichkeiten für Sanktionen 
wie z.B. Bußgeldzahlungen haben. Das verzö­
gert die inhaltliche und fristgerechte Umset­
zung der EG-RechtsvorSchriften erheblich.

-  Verbandsklage einführen. Entsprechend der Si­
tuation in der Bundesrepublik Deutschland 
kann auch auf europäischer Ebene kein Natur­
schutzverband treuhänderisch klagen und die 
zuständigen Gerichte anrufen. Es ist eine Ver­
bandsklage auf der europäischen Ebene und auf 
der Ebene der Mitgliedsstaaten verbindlich ein­
zuführen.

-  Integration des Umwelt- und Naturschutzes in 
die anderen Politiken der Gemeinschaft voran­
treiben und ggf. institutionell verankern. Das 
hieße, z.B. ein Mitspracherecht der Generaldi­
rektion XI (Umwelt) der EG-Kommission bei 
der Mittelübergabe durch andere Direktionen 
(Landwirtschaft, Industrie).

-  Schaffung eines EG-Rechtes auf Einsichtnahme 
in Berichte und andere umweltschutzrelevante 
Akten. Etwa für die Umsetzung der EG-VSchRL 
müssen die Mitgliedsstaaten der EG-Kommis­
sion regelmäßig Berichte vor legen. Dies findet 
nur sehr unzureichend statt, zudem gibt es z.B. 
für die Naturschutzverbände bisher kaum Mög­
lichkeiten der Einsichtnahme in diese Berichte.

-  Öffentlichkeitsbeteiligung verankern. Eine Be­
teiligung des einzelnen Bürgers oder von Ver­
bänden an umweltrelevanten Entscheidungen 
und Rechtssetzungsverfahren fehlen fast völlig. 
Es gibt weder eine systematische Beteiligung 
noch eine rechthch-verbindliche Anhörung 
der Umweltverbände bei der Erarbeitung von 
Verordnungen und Richtlinien. Zu bestimmten 
Vorhaben wird zwar das Europäische Umwelt­
büro in Brüssel als Vertretung der Natur- und 
Umweltschutzverbände angehört, dies liegt 
aber im Ermessen der zuständigen Kommis­
sionsabteilung.



-  Finanzierungsregelung auf EG-Ebene zügig ein­
führen. Hier ist insbesondere an die Schaffung 
eines Haushaltspostens innerhalb der genann­
ten Finanzierungsverordnung zu denken, die 
langfristig eine Umsetzung der FFH-Richtlinie 
sichert.

-  Europäisches Parlament stärken. Um den Stel­
lungnahmen des Europäischen Parlaments, bei 
dem eine große Sensibilität für den Umwelt- 
und Naturschutz zu beobachten ist, ein größe­
res Gewicht und den Belangen von Umwelt, 
Natur und Landschaft mehr öffentliches Inter­
esse zukommen zu lassen, ist auch aus der Sicht 
dieses Politikfeldes die Stärkung des Europäi­
schen Parlaments gegenüber dem Europäi­
schen Rat zu befürworten.

5. Zusammenfassung
Umwelt- pnd Naturschutz spielen in der EG bisher 
gegenüber den wirtschaftlichen Interessen nur ei­
ne marginale Rolle. Als rechtliches Instrument des 
flächenhaften Naturschutzes existiert bisher nur 
die EG-Vogelschutzrichtlinie (EG-VSchRL). Die 
Verabschiedung der Flora-Fauna-Habitat-Richtli- 
nie scheitert bisher insbesondere am fehlenden 
Willen der Mitgliedsstaaten zu einer ausreichen­
den Finanzierung. Während die artenschutzrecht­
lichen Bestimmungen der EG-VSchRL, z.B. im Be­
reich der Jagd, in der Bundesrepublik Deutschland

weitgehend umgesetzt sind, kann von einer Erfül­
lung der Verpflichtungen zu einem umfassenden 
Schutz der Lebensräume der Vogelwelt kaum die 
Rede sein. Die Gründe hierfür liegen zum einen in 
unzureichenden Schutzgebiets-Verordnungen, 
die oft kaum Einschränkungen der land-, forst- und 
fischereiwirtschaftlichen Nutzung, der Jagd und 
des Tourismus vorsehen. Zum anderen verhindert 
der Nährstoffeintrag aus der großflächig überin­
tensiven Landwirtschaft in die verbliebenen natur­
nahen Lebensräume eine dem jeweiligen Schutz­
ziel entsprechende Entwicklung von Schutzgebie­
ten.
Für eine effektive Naturschutzpolitik ist dringend 
die Verankerung des Umweltschutzes als Staatsziel 
im Grundgesetz und damit die Schaffung der Bun­
deskompetenz für den Naturschutz zu fordern. 
Doch bedarf es nicht nur einer angemessenen Um­
setzung des EG-Naturschutzrechts durch die Mit­
gliedsstaaten, sondern auch einer strukturellen 
Verbesserung der Rolle des Naturschutzes inner­
halb der EG-Institutionen.
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